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Vorwort. 


deutſche Allgemeine Zeitung“ die Broſchüre: „Gouvernemental 

30) und Confervativ oder die Partei Bismarck sans phrase“ zu kriti— 
ſiren beliebte, liefen auch ſchon Zuſchriften bei mir ein, welche alle ſehr 
wenig Schmeichelhaftes über das genannte Blatt enthielten. Dieſe Schreiben 
mehrten ſich von Tag zu Tag und legten mir gewiſſermaßen die Ver— 
pflichtung auf, auch der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ die Antwort 
nicht ſchuldig zu bleiben. Kurz nachdem ich den Artikel in der Morgen— 
ausgabe Nr. 89 geleſen, war die Antwort auch ſchon fertig; doch glaubte 
ich, daß bezüglich der Auffaſſung, die meine Broſchüre in beſtimmten 
Kreiſen und, wie man mir mittheilte, auch in manchen offiziellen gefunden, 
es angezeigt ſein dürfte, nicht ſowohl der „Norddeutſchen“ auf ihre ſinnigen 
Sentenzen zu antworten, ſondern auch im Allgemeinen und Einzelnen die 
Broſchüre vor befangenen, leichtfertigen und unverſtändigen Urtheilen in— 
ſoferne ſicher zu ſtellen, daß man ihr einen entſprechenden Präcedenzfall 
als Folie gäbe. Das iſt geſchehen, und wer mich ferner noch einen 
„revolutionären“ Junker nennen will, der iſt gezwungen, dieſes Epitheton 
auch für Herrn Otto von Bismarck-Schönhauſen gelten zu laſſen. Ich 
trete in aller Beſcheidenheit zurück und erkenne gern an, daß „Junker 
Bismarck“ weit am. gethan als ich und ihm auch hier der Vortritt gebührt. 


M nachdem bekannt geworden war, in welcher Weiſe die „Nord— 


Die Brofchüre liegt bereits feit ſechs Wochen im erſten Manuferipte 
fertig da; aber die laufenden Arbeiten vermehrten ſich gerade in der 
letzten Beit jo außerordentlich, daj ich abjolut nicht früher an die Durch- 
arbeitung kommen und fie auch jetzt nicht mit der Gründlichkeit beſorgen 
konnte, die mir lieb geweſen wäre. Ob die Broſchüre post festum 
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kommt? Ich glaube es nicht, und ſchon deshalb nicht, weil ſie hiſtoriſche 
Commentare zu den Werken und Wirkungen des Herrn Kanzlers bringt. 
— Obgleich das Vorwort nach dem „erſten“ April geſchrieben iſt, laſſe 
ich mich über die langen Präludien der „Feier“ und über ſie ſelbſt nicht 
aus, und zwar aus ganz beſtimmter Rückſicht für den Fürſten Bismarck. 
Es ginge nicht wohl an, Vorkommniſſe und Umſtände unerwähnt zu laſſen, 
die, mag man ſie wenden und drehen, wie man will, keineswegs vor— 
theilhaft für den Jubilar ſein können, und die wir in ſeinem perſönlichen 
und in ſeiner Politik Intereſſe nur beklagen können. Die Conſequenzen 
werden leider nicht ausbleiben, wir ſehen bereits die Compli— 
cationen, aus welchen fie fich ergeben werden, ziemlich deutlich. — — 
Die Conſequenzen jener Vorkommniſſe und Umſtände werden den Herrn 
Kanzler lange überleben, ſie werden ſich vielleicht am ſtärkſten bei ſeinen 
Nachkommen fühlbar machen. — — — — — — — — — — — 


Am Schluſſe des Vorwortes foll nicht unerwähnt bleiben, daß ich 
mich nur gegen die Kritiken der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
und der „Poſt“ wende, während ich aus gleich zu nennenden Gründen 
es unterließ, meine Antworten für die „Kreuzzeitung“, „Allgem. conjerv. 
Monatsſchrift“ ꝛc. ꝛc., welche ich auf deren abfällige Urtheile oder An— 
griffe gegeben, hier zu reproduziren. Die beiden vorſtehend genannten 
Preßerzeugniſſe betrachte ich nämlich eben nicht als feindliche Organe, 
ſondern nehme immer noch ſehr gerne an, daß ſie von Freunden aus— 
gehen, die theils etwas zu zaghaft, theils irre geleitet ſind, aber unter 
allen Verhältniſſen nur bona fide handeln. Es kann nicht im 
conſervativen Intereſſe liegen, eine ſtattgefundene und abgeſchloſſene 
Polemik wieder aufzufriſchen, und deshalb unterließ ich es, meine 
früheren Antworten nebſt entſprechenden Commentaren hier wiederzu— 
geben. Der nachſichtige Leſer wolle ſich mit den Themas begnügen, 
welche ich auf Anregung der „Norddeutſchen Allgem. Zeitung“ und der 
„Poſt“ zu ventiliren hatte. 


Dresden, den 22. April 1885. 
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L. Abfıhnitt, 


An die Adreſſe der „Norddeukſchen Allgemeinen Zeitung 
und ihrer Hinkermänner. 


Ausgabe Nr. 89, 1885, durch welche ich zum „Vertreter jenes revolu— 

tionären Junkerthums“, welches nach dem Erachten der „Nordd. 
Allgem. Zeitung“ und ihrer Hintermänner „der wahrhaft conſervativen 
Richtung ebenſo fernſteht wie irgend eine der anarchiſchen Parteien“, ſpeziell 
eingehe, dürfte es in Anbetracht der nicht zu unterſchätzenden fympto- 
matiſchen Bedeutung des Artikels angezeigt ſein, einige einleitende Worte 
vorauszuſchicken. 

Der Herr Reichskanzler hat in der Reichstagsſitzung des 15. De— 
zember v. J. ſich veranlaßt geſehen, dem ſocialdemokratiſchen Abgeordneten 
Herrn v. Vollmar Lehren in Betreff des „guten Tones“ zu geben und 
ihn hierbei an das »noblesse oblige« erinnert. Wenn nun auch der 
Herr Kanzler wiederholt erklärte, daß er in keinen Beziehungen zu der 
„Nordd. Allgem. Zeitung“ ſtehe, daß ſie ſomit weder ein offizielles noch 
ein offiziöſes Blatt ſei, ſo hat man zwar in Anbetracht der ſehr be— 
ſtimmten Erklärungen des Fürſten Bismarck kein Recht mehr, ihn als 
„Hintermann“ der „Norddeutſchen“ zu betrachten, wie es „irrthümlicher“ 
Weiſe gleichwohl von Zeit zu Zeit geſchieht; aber aus dieſem Grunde 
darf man auch um ſo eher erwarten, daß dieſes Blatt, wenn es in ſeinen 
Anmaßungen jo weit geht: fich trotz der ihm öfter zu Theil gewordenen 
Verleugnungen ſeines offiziellen Charakters, dann um ſo ſicherer des— 
avouirt wird, wenn es gerade bei Aburtheilungen ſehr weit gehender 
Conſequenzen, ſowie auch bei Urtheilen, welche die ſchwerſten Anſchul— 
digungen als Grundlage beſitzen, ſich in der auffälligſten Weiſe als ein 
offizielles oder doch wenigſtens offizibſes Organ gerirt. Ich drücke ſomit 
hier öffentlich die Bitte aus, und darf in Rückſicht auf die unqualifizir⸗ 
baren Beſchuldigungen, welche die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
gegen mich erhob, es wohl auch erwarten, daß Fürſt Bismarck der falſchen 


B. ich auf die Anſchuldigungen genannten Blattes in der Morgen— 
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Annahme: es fei der betreffende Artikel aus einer offiziöfen Feder ge- 
floffen, in irgend einer Weiſe entgegentreten läßt. Ich würde mich ſchwer 
gegen den Fürſten verfehlen, wenn ich ihn auch nur in der allerentfernteſten 
Art in irgend welche Beziehung zu dem inkriminirten Artikel bringen 
wollte. Es iſt ſchlechterdings unmöglich, daß der Herr Kanzler von dem 
boshaften Blödſinn, der in den angeführten Behauptungen dieſes „ver— 
logenſten“ Blattes kulminirt, etwas gewußt hat, und gerade ſo unmöglich 
ijt es, daß fie feinen Intentionen nahe ſtehen. Ich weiſe deshalb ent- 
ſchieden alle jene Annahmen als eine ſchwere Beſchuldigung des Herrn 
Kanzlers zurück und bitte nochmals Hochdenſelben, mich hierbei unter— 
ſtützen zu wollen. 

Die Gelegenheiten für den bekannten Klageruf: „Gott ſchütze mich 
vor meinen Freunden, mit meinen Feinden will ich ſchon ſelbſt fertig 
werden“, ſind dem Herrn Kanzler ſchon überreich geworden, und zwar 
in einer Weiſe, daß er faſt für derlei „Freundſchaftsdienſte“ etwas ab— 
geſtumpft zu ſein ſcheint. Wenn nun auch in Folge der vielen Gelegen— 
heiten, bei welchen eine Abweiſung ſolcher Freundſchaftsdienſte äußerſt 
nahe liegt, manche überſehen werden und die „Norddeutſche“ ihren edlen 
Anlagen gemäß hierdurch immer kecker wird, ſo ſollte ſie doch wenigſtens 
ſo viel kritiſchen Verſtand beſitzen, um einzuſehen, daß ſie in der von ihr 
beliebten Manier keineswegs im Stande iſt, dem Herrn Kanzler zu dienen. 
Die Philippika, welche Fürſt Bismarck an Herrn v. Vollmar richten zu 
müſſen glaubte, um ihn auf den nöthigen guten Ton aufmerkſam zu 
machen, hätte auf die „Norddeutſche“ immerhin einigen Eindruck machen 
ſollen, denn es ſcheint mir ganz unzweifelhaft, daß ſie derartige Lektionen 
ſehr nöthig hat. Was ihr an Geiſt und guten Gründen abgeht, das 
ſucht ſie durch Grobheit, durch vollkommen willkürliche Behauptungen 
und ſelbſt durch Lügen zu erſetzen, welche den Stempel bornirter Frechheit 
tragen. Das Blatt „duftet“ allzu ſehr nach den unſauberen Lagern, von 
welchen ſeine Mittel ſtammen. Es genügt nicht allein, ein „freiwillig“ 
gouvernementales Blatt ſein zu wollen, ſondern man iſt auch darauf an— 
gewieſen, es in einer Weiſe zu ſein, die nicht kompromittirend für die— 
jenigen Seiten wird, denen man doch dienen will. Es kann nur in den 
Intereſſen des Herrn Reichskanzlers liegen, wieder einmal fich energiſch 
vor der zudringlichen Art zu wehren, mit welcher die „Norddeutſche“ ſich 
wenigſtens als ein offiziöſes Blatt zur Geltung bringen will. 

Nachdem dieſe klärenden Worte vorausgeſchickt ſind, will ich mich 
nunmehr direkt mit den Beſchuldigungen befaſſen, welche die „Norddeutſche“ 
mit ihren Hintermännern gegen mich zu ſchleudern gewagt hat. 
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Der Betreter des „revolutionären Junkerthums“, welches nach der 
Meinung gewiſſer Leute der „wahrhaft conſervativen Richtung ebenſo fern 
ſteht, wie irgend eine der anarchiſchen Parteien und gleich letztere eine 
Gefährdung der monarchiſchen Inſtitutionen involvirt“, ſchrieb Ende des 
Jahres 1878 in dem Vorworte ſeines Buches: „Die Urſachen der Ent- 
ſtehung und Weiterentwickelung der Socialdemokratie“, wie folgt: 

„Möge das Buch in dem Sinne aufgenommen werden, in dem es 
geſchrieben wurde. Die Erhaltung des deutſchen Reiches, die Kräftigung 
des religibſen und nationalen Bewußtſeins, die Vertiefung des Vertrauens 
und der Liebe zu unſerem Heldenkaiſer, das iſt ſein Zweck.“ 

Der durch die „Norddeutſche Allgem. Zeitung“ proſcribirte Junker 
ſchließt das Buch mit folgenden Worten: 

„Ich ſchließe das Buch mit dem heißeſten Wunſche, daß es Gott 
dem Herrn gefallen möge, unſeren inniggeliebten, ehrfurchtsvollſt verehrten 
Kaiſer noch die Früchte der angebrochenen Bewegung des Deutſchen Volkes 
ſchauen zu laſſen, damit ſich die treuen Augen in Ruhe ſchließen können.“ 
zur Sammlung aller chriſtlich-conſervativer Partei-Gruppen auf der Baſis 
eines gemeinſchaftlichen ſocial-politiſchen Programmes“ mit nachſtehenden 
Worten: 

„Wollen deutſche, chriſtlich geſinnte Männer zu einem gemeinſamen 
Handeln ſich vereinigen, um ihre Familien und ihr Eigenthum zu ſchützen, 
um ihrem Vaterlande das Chriſtenthum und die Throne zu erhalten, ſo 
müſſen alle ſonſtigen Rückſichten und Fragen zurückſtehen, denn dieſen 
Palladien iſt nur ganz zu dienen, wenn man ſich nicht zum Mitſchuldigen 
ihres Verfalles machen will. 

„Ohne geiſtige und materielle Opfer zu bringen, läßt ſich das große 
Reformwerk nicht vollenden. Wie die Natur nichts ohne Arbeit liefert, 
ſo ſind auch politiſche Erfolge nicht ohne ſie zu erreichen. 

„Billiger werden Sie es nie haben.“ 

Der „Geächtete“ ſchloß feine Broſchüre ): „Ein Beitrag zur Lohun- 
und Arbeiterfrage“, welche er im Februar 1882 ſchrieb, mit folgenden 
Worten: 

„Die Bekämpfung der deſtruktiven Bewegung, mag ſie nun von 
Leuten in der Blouje oder von ſolchen im Frack, mag jie vom Tiſche 

) Verlag des Literariſchen Inſtituts von Dr. Max Huttler. — — Der Ver- 
faſſer durfte das Promemoria Sr. Majeſtät dem Kaiſer unterbreiten und erhielt aus 
Gaſtein den 23. Juli 1880 ein allerhöchſtes Dankſchreiben. (Rr. 20,249). 

**) Puttkammer und Mühlbrecht. Berlin, 1882. 
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einer Arbeiter-Herberge oder von der Höhe eines Katheders herab betrieben 
werden, von Leuten, die man überreich zu nennen hat, oder von ſolchen, 
welche bisher vergeblich die natürliche Lohnhöhe angeſtrebt haben, kann 
ſicher und durchgreifend nur auf dem Wege der neuen Vermügens⸗ 
Bildungen erfolgen. Nur auf dieſem Wege wird das „ſociale König— 
thum“ zur Wahrheit und gelangt zu der ganzen Machtentfaltung ſeiner 
immenſen Kraft und Bedeutung. Vor ihm zerſtäubt der moderne Liber— 
alismus gleich einer vermoderten Leiche, die dem friſchen Windzuge aus- 
geſetzt wird. „Treue dem König, Hoch dem König“ wird es aus Millionen 
Kehlen ſchallen, die jetzt noch der Hunger oder der Gram zuſammenzieht. 
Das „Königthum von Gottes Gnaden“ wird gleich der Sonne leuchten, 
die ſich mit Macht durch die dunklen Wolkenmaſſen einer Unheil verkündenden 
Gewitterluft durchgebrochen hat. Die nie wankende und nie verſiegbare 
Macht des ſocialen Königthums von Gottes Gnaden war nur eine Zeit 
lang dem Treiben der dunklen und über die eigenen Ziel uneinigen und 
unklaren Mächte gegenüber latent; aber wie Deutſchland durch Kaiſer 
Wilhelm und durch Höchſtdeſſen mächtigen Berather ſeine politiſche Auf— 
erſtehung feiern konnte, ſo wird es auch in ſocialer und wirthſchaftlicher 
Beziehung ſeine Auferſtehung halten und den Staub ſeiner ſocialen Er— 
niederung von ſich ſchütteln, mit dem es unter der Knechtſchaft des inter— 
nationalen Kapitalismus bedeckt wurde. Die Macht der „Geldmächtigen“, 
die dieſe niemals zum gemeinſamen Wohle verwendet haben und ſehr oft, 
ja ſelbſt faſt durchgehends auf die rückſichtsloſeſte Weiſe errangen, auf 
eine Weiſe, welche viele heutige Millionäre in das Zuchthaus gebracht hätte, 
wenn unſere Geſetze ſchon der Praxis“) des modernen Bereicherungsver— 
fahrens angepaßt wären, — dieſe im höchſten Grade unmoraliſche, wie 
gemeinſchädliche Macht, welche die ganze Geſellſchaft in einer fortwährenden 
revolutionären Bewegung hält, ſie muß gebrochen werden, ſonſt bleiben 
alle ſocialen und wirthſchaftlichen Reformverſuche ohne Erfolg und haben 
keine andere Bedeutung, als die einer nutzloſen und doch 
ſehr gefährlichen Spielerei.“ 

Und wieder der „Geächtete“ ſchrieb anno 1884 in der Einleitung 
ſeines Buches:“) „Der fünfte Stand und die Regierungen“, wie folgt: 

„Der Werdeprozeß der neuen Zeit läßt ſich weder mit Erfolg 
ignoriren, noch ſchlechterdings bekämpfen; er läßt ſich nur reguliren und 

*) „Einſt bildete das Vermögen der Privatleute den öffentlichen Schatz, jetzt 
aber wird der öffentliche Schatz zum Erbtheil und Eigenthum der, Privatleute.“ 
Montesquieu: „Geiſt der Geſetze“, 3. Buch, 3. Kap. 
) Ebendaſelbſt. 1884. 


9 


dahin leiten, daß er fih auf den Fundamenten unjerer focialen und 
ſtaatlichen Ordnung weiterbildet, um auf diefe Weiſe einen geregelten, 
geſetzlichen Verlauf zu nehmen, den man in der Geſchichte als normale 
Entwickelung formaler, materieller und geiſtiger Bedürfniſſe bezeichnet. 
Bei ſolchen gigantiſchen Entwickelungen des geiſtigen und materiellen 
Lebens, wie ſie der Werdeprozeß einer neuen Zeit umfaßt, iſt nicht nur 
dem religiöſen Glaubenselemente die ſchönſte Probe”) für feine immanenten 
Kräfte gegeben, ſondern auch der Herren Staatsmänner, Staatsrechtslehrer 
und der soi disant National-Oekonomen harrt fie in ähnlicher Weiſe. 
Nicht minder haben gerade in ſolchen Zeiten die Conſervativen zu beweiſen, 
ob ihnen der Geiſt des concreten wahren Conſervatismus verſtändlich ijt, 
ob ſie von ihm durchdrungen, ihre Aufgabe begreifen und im Stande 
ſein werden, über einen obſolet gewordenen Schematismus hinwegzu— 
ſchreiten, um den conſervativen Geiſt auch in neue Verhältniſſe und Formen 
zu tragen, die er fortan zu beleben und zu fructificiren hat. 

„Die Zeit der ruhigen, angenehmen Beſchaulichkeit iſt vorüber, die 
der Thaten iſt angebrochen, und nur der denkfaule Philiſter, die Automaten 
mit warmem Blute oder der cynijche Egoiſt kann eine Epoche bedauern, 
in welcher fih das Bewußtſein für concrete Rechts- und Gleichgewichts- 
verhältniſſe zu einer focialen und politischen Macht erhebt, welche für 
viele Jahrhunderte das Leben der Völker, wie die Inſtitutionen der Staaten 
beherrſchen wird. Es kommt eine andere Zeit, ja! ſie iſt bereits ange— 
brochen; ſehen wir, daß unſere Grundſätze in ihr Aufnahme finden, daß 
ſie ſich bewähren und zur Leitung gelangen, denn dann erſt haben wir 
conſervative „Politik“ getrieben.“ 

Er ſchließt dieſelbe mit den Worten: 

„Worüber aber auch nirgends nur die kleinſten Abweichungen ſtatt— 
finden, das iſt die höchſte Verehrung und Liebe für unſern Kaiſer und 
das unerſchütterliche Feſthalten am deutſchen Reiche, das ſind die Ver— 
langen: durch weiſe, energiſche Reformen Licht und Schatten richtig zu 

vertheilen, die abſolut nöthigen ſocialen und wirthſchaftlichen Gleichge— 
wichtsverhältniſſe wieder anzubahnen, die ehrliche und mühevolle Arbeit 
zu ſchützen und ihr die Möglichkeit wieder zu gewähren: ein Arbeitsein— 
kommen zu gewinnen, das unter Beobachtung der Sparſamkeit und Wirth— 
ſchaftlichkeit nicht allein den abſolut nöthigen Lebensunterhalt deckt, ſondern 
auch völlig hinreichend iſt, um kleine und mittlere Vermögen entſtehen 
*) Man beendige thatſächlich den Culturkampf und gebe den geiſtlichen Ge- 


walten die Freiheiten für ihre Wirkungskreiſe zurück, dann wird das Glaubenselement 
ſeine Probe mit der ihm eigenen Macht zum Wohle der Staaten und Völker beſtehen. 
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zu laffen, das find ferner die Verlangen: den Charakter des chriſtlichen 
Staates durch alle Emanationen der Regierungen klar und außer Zweifel 
zu ſtellen; es ſind die Verlangen: durch einen Cauſalzuſammenhang aller 
zu ergreifenden Mittel eben dem Staatszweck gerecht zu werden, den Fürſt 
Bismarck in ſeiner Reichstagsrede vom 9. Januar 1881 in anerfennens- 
werther Weiſe durch die Worte pointirte: daß auch die Herſtellung eines 
höheren Maßes von Zufriedenheit aller Staatsangehörigen als ſolcher 
zu betrachten ſei. Wenn meine Broſchüre zur Anregung dieſer Verlangen 
beiträgt, ſie beſtärkt, und wenn es meinen ununterbrochenen Bemühungen 
auch nur einigermaßen gelingen ſollte, alle wahrhaft ſtaatserhaltenden 
Kräfte zu einem gemeinſamen, zielbewußten Wirken zu vereinigen *), jo 
iſt in erſter Linie mein Zweck erreicht, denn die Reſultate eines ſolchen 
Zuſammenwirkens werden in dem Abnehmen der ſocialen Gefahren und 
im Zunehmen des Vertrauens und der Zufriedenheit des deutſchen Volkes 
zu erkennen fein, wodurch auch in der concreteften Weiſe den heißen 
Wünſchen unſeres Kaiſers am beſten entſprochen wird, die in der Kaiſer— 
lichen Botſchaft vom 17. November 1881 enthalten ſind und lauten: 

„„Wir würden mit um ſo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, 
mit denen Gott Unſere Regierung ſichtlich geſegnet hat, zurückblicken, 
wenn es uns gelänge, dereinſt das Bewußtſein mitzunehmen, dem Vater— 
lande neue und dauernde Bürgſchaften ſeines inneren Friedens und den 
Hilfsbedürftigen größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiſtandes, auf 
die fie Anſpruch haben, zu hinterlaſſen.““ — 

„Auch dieſe Arbeit ſoll mit den Worten geſchloſſen werden: Mit 
Gott, für Kaiſer, Reich und Recht!“ 

„Laudenbach, den 31. December. 1883.“ 

Dieſen Citationen noch Commentare beizufügen, halte ich für un— 
nöthig, da fie, wie fie auch lauten möchten, den Eindruck derſelben nicht 
erhöhen würden. Wenn nun für jeden ehrlichen und denkfähigen Menſchen 
außer allem Zweifel ſteht, daß in meinen ſämmtlichen Arbeiten das un— 


unterbrochene Beſtreben erſichtlich iſt: ſtaats- und geſellſchaftserhaltend zu. 


wirken, — die Treue und Liebe für meinen angeſtammten König und 
Herrn, ſowie für Kaiſer und Reich eigens zu verſichern, halte ich von 
meinem Standpunkte aus für gerade ſo überflüſſig, als wollte ich 
meine Eigenſchaft als Bürger des deutſchen Reiches bekräftigen — — 
ſo könnte nach den Anſchuldigungen, welche die „Norddeutſche Allgemeine 


*) „In der Sammlung und richtigen Benutzung der Kräfte liegt das Geheimniß 
der Erfolge.“ 
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Zeitung“ gegen mich erhob, nur hervorgehen, dag ich, wenn auch nicht 
ſchon „ſeit einigen Jahren“, wie das Blatt behauptet, ſondern im Jahre 1885, 
der „Vertreter des revolutionären Junkerthums, das der wahrhaft confer- 
vativen Richtung ebenſo fern ſteht, wie irgend eine der anarchiſchen 
Parteien“, geworden fei. — — — 

Für Alle, welche die genannte Broſchüre geleſen, brauche ich keine 
Worte, um die blödſinnige Bosheit, die in den Anſchuldigungen der 
„Norddeutſchen Allgem. Zeitung“ und ihrer Hintermänner liegt, zu fenn- 
zeichnen, denn der einfache Wortlaut der Broſchüre weiſt auch ohne 
Commentare das mehr als bedientenhafte oder bereits „krankhafte“ Unter- 
fangen zurück, das die „Gouvernementalen“ der „Norddeutſchen Allgem. 
Zeitung“ gegen mich gewagt haben. — Bei den folgenden Wuseinander- 
ſetzungen glaube ich wieder am richtigſten zu handeln, wenn ich die 
Broſchüre ſelbſt ſprechen laſſe, woraus am klarſten erſichtlich wird, daß 
die „Norddeutſche“ gar nicht in Bezug auf jene ihre Beſchuldigungen 
ausſprechen konnte. Es wird bewieſen werden, daß ihre Verdikte auf 
den Inhalt der Broſchüre ſo wenig paſſen, als auf denjenigen meiner 
früheren Arbeiten oder auf mein Auftreten überhaupt. Was man mir 
von Seiten der bekannten Lakaien und „Hofnarren“ des Herrn Kanzlers, 
von den ebenfalls nicht minder bekannten „hilfeſuchenden Strebern“ oder 
von entſchieden geiſteskranken Leuten zu ſupponiren ſucht, exiſtirt nicht, 
und ſo tritt die Frage in den Vordergrund: was konnte jene Leute ver— 
anlaſſen, die notoriſchen Lügen gegen mich zu ſchleudern? — — 

Da ihre Beſchuldigungen ſich vollſtändig als unwahr erwieſen haben, 
ſo kann nur noch angenommen werden, daß ſie den wahren Grund 
ihres Zornes nicht zu nennen wagen, und um dieſen dennoch 
äußern zu können, eben zu Anſchuldigungen griffen, welche unwahr ſind. 
Meine Freunde kennen mit mir dieſe Leute trotz der Larven, die ſie vor— 
halten, ſehr genau; wir erblicken auch jene Hintermänner jenſeits der 
ſpaniſchen Wand des Redaktionstiſches der „Norddeutſchen Allgem. Zeitung“. 
Wir wiſſen ganz gut, was ſie ſo reizte, und wollen auch hier nicht mit 
der Erklärung zurückhalten, daß unſer Patriotismus niemals auf das 
Niveau eines ſchmählichen Perſonen-Kultus herabſinken oder ſich von 
Intereſſen beſtimmen laſſen wird, welche mit den Pflichten und Gefühlen 
eines Patrioten nicht nur nichts gemein haben, ſondern ſelbſt ſehr oft 
mit ihnen collidiren müſſen. War ich dieſen Herren noch nicht deutlich genug, 
ſo kann der Fehler ſehr leicht verbeſſert werden; für jetzt will ich aber 
direkt auf die Broſchüre eingehen und die „vorgeblichen Gründe“ der „Ent— 
rüſteten“ näher beleuchten. Im Vorworte der zweiten Auflage ſagte ich: 


„Den in der Broſchüre geſtellten Fragen an die Adreſſe des Fürſten 
Bismarck möchte ich hier noch die anreihen, ob wohl der Fürſt ſchon die 
Frage in dem ganzen Umfange ihrer immenſen Bedeutung erwogen hat, 
die in dem Augenblick „brennend“ wird, als er die Augen ſchließt? 

„Ein Mann, der bereits über ein gewöhnliches Menſchenalter hinaus 
einem Staate dient, dann an die Spitze desſelben und ſpäter ſogar an 
die eines Reiches geſtellt wurde, der in treueſter Hingabe für ſeinen 
Monarchen und zur Wohlfahrt einer großen Nation ſeine beſten Kräfte 
ſtets geopfert hat, der muß fich ſchon die Fragen vorgelegt haben: Wie 
wird es wohl nach meinem Tode werden? Welche Erbſchaften hinterlaſſe 
ich meinen Nachfolgern? Welche Grundlagen habe ich geſchaffen, und 
welche Bürgſchaften für Ruhe, Ordnung und Zufriedenheit werde ich 
hinterlaſſen? Ein Mann, der wie Fürſt Bismarck gelebt und gewirkt 
hat, deſſen Tod hat eine Bedeutung! die wohl am beſten noch während 
ſeines Lebens erwogen werden dürfte, und zwar am allerbeſten — — — 
von ihm ſelbſt. Noch ſehen wir keine genügenden Bürgſchaften, welche 
Hoffnungen auf eine gedeihliche, geordnete Entwickelung unſerer ſocialen 
und wirthſchaftlichen Verhältniſſe gewähren, und noch weit weniger iſt 
eine Zuverſicht geſtattet, welche die zur Zeit herrſchende Gleichgiltigkeit 
und Sorgloſigkeit rechtfertigen könnte. Wenn nicht alle Zeichen der Zeit 
trügen, ſo gehen wir ſehr gewaltſamen „Auseinanderſetzungen“ entgegen, 
und dieſe zu verhüten, ihre Urſachen möglichſt zu beſeitigen, darin erblicken 
wir unſere erſte und größte Aufgabe. Auch nur von dieſen Geſichts— 
punkten aus ſollen die Interpellationen an den Herrn Reichskanzler auf— 
gefaßt und beurtheilt werden.“ 

Im Schluffe des Vorwortes bezeichne ich die kaiſerliche Botſchaft 
als „einen Stern, der zum Morgen führt.“ Die Stellen lauten: 

„An uns „Conſervativen“ wird es jedoch liegen, die Wähler und 
überhaupt die Bevölkerung vor Leuten zu warnen, die vermöge ihrer 
eigenthümlichen Situation ſelbſt nie genau wiſſen, was ſie vielleicht 
binnen vierundzwanzig Stunden zu fein haben, und fich fon deshalb 
abſolut nicht zu „Volksvertretern“ eignen. Daß ich, mit Reſpect zu 
ſagen, nicht für ſolche, nicht für „bemäntelte“ Conſervative die Broſchüre 
ſchrieb, deren ganze Politik ihnen dictirt oder ſoufflirt wird, bedarf 
keiner Betheuerung. Ich ſchrieb für Alle, welche treu zu der konſerva— 
tiven Fahne halten und deren Prinzipien nicht wie das Queckſilber des 
Barometers jedem Druck zugänglich ſind, die in der Kaiſerlichen Botſchaft 
einen Stern erblicken, der zum „Morgen“ führt, die in der Wiederherſtellung 
des Friedens mit den Katholiken nicht allein auch ſehr wirkſame Mittel 
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zur Ableitung der revolutionären anarchiſchen Strömungen erkennen, 
ſondern welchen die Beſeitigung des Kulturkampfes auch als Pflicht 
ihres Rechtsbewußtſeins erſcheint, die ſie ihren Mitbürgern gegenüber, die 
ſich im neuen deutſchen Reiche in der Minorität befinden, nicht unerfüllt 
ſehen wollen. Ich ſchrieb endlich die Broſchüre für Alle, welche freudig 
in den Ruf mit einſtimmen: „Mit Gott, für Kaiſer, Reich und Recht!“ 

Dresden, den 22. Januar 1885.“ 

Auf Seite 21 wird auf die Gefährlichkeit und Schwäche der rein 
gouvernementalen Parteien verwieſen, die vermöge ihrer Eigenſchaften und 
Bedingungen jeden inneren Haltes, jeder moraliſchen und auch ſachlichen 
Verantwortlichkeit bar ſind, indem ſie ſich nur als Werkzeug des be— 
treffenden Miniſteriums gebrauchen laſſen. Mit anderen Worten: eine 
ſolche gouvernementale Partei verzichtet gegenüber dem Staate und der 
Geſellſchaft auf jede Selbſtſtändigkeit und in logiſcher Folge weiſt fie 
deshalb auch jede Verantwortlichkeit von ſich ab. Durch die Conſequenzen 
ihrer Standpunkte wird ſie ſelbſt zu den peinlichſten Akten gezwungen, 
die es für Faktoren der Volksvertretung nur geben kann. Der Fall des 
„ungenannten Herrn“, der zum außerordentlichen Profeſſor an der Berliner 
Hochſchule ernannt wurde oder richtiger geſagt: „ſich ernennen ließ“, hat 
bewieſen, daß eine ſolche gouvernementale Fraktion keinen Anſtand nimmt, 
ſich ſelbſt in den ſchroffſten Gegenſatz zu den Landes-Geſetzen oder Ver— 
ordnungen zu bringen, ſobald ein ſolcher vom leitenden Miniſter verlangt 
wird. Von dem genannten Fall abgeſehen, hört bei coneret gouverne— 
mentalen Parteien überhaupt „Verſchiedenes“ auf. Wie es für ſie keine 
Selbſtſtändigkeit, keine Würde und keine Verantwortlichkeit gibt, jo 
ſchrumpft auch ihr Denkvermögen auf den einzigen aktiven Gedanken zu— 
ſammen: ja gut zu hören, um gut folgen zu können. Eine Logik braucht 
für jene Leute nicht zu exiſtiren, weil ſie nicht in die Lage kommen, von 
ihr Gebrauch zu machen. Werden die gouvernementalen sans phrase 
vor der Nation entlarvt, zeigt man ſie, wie ſie ſind, zeigt man, 
was ſie allein können und wollen, ſo wird ſich das Volk, das vor allem 
„verantwortliche“ Vertreter haben will, immer mehr hüten, Leuten ſeine 
Stimmen zu geben, die nur noch die Bedeutung von Automaten beſitzen. 
Auf die Gefahren, welche eine gouvernementale Partei sans phrase für 
Staat und Geſellſchaft involvirt, hat der „revolutionäre“ Junker ebenfalls 
aufmerkſam gemacht. Er ſchreibt auf S. 21 ſeiner durch die „Nord— 
deutſche Allgemeine Zeitung“ proſeribirten Broſchüre, wie folgt: 

„Die Geſchichte zeigt uns aber auch mit derſelben Beſtimmtheit 
und Klarheit, daß in aufgeregten Zeiten — wenn die Maße anfangen 
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überzulaufen — keine Partei jo machtlos, feig und zu Seeeſſionen ge: 
neigt iſt als die „gouvernementale“. Sie kann über Nacht vergehen, 
und da ihr politiſches Credo eben nur in dem Glauben an die Regierung 
beſteht, ſo iſt es nicht allein menſchlich, ſondern ſelbſt ſtreng logiſch, 
wenn ſie aufhört, Etwas zu ſein, was bereits nicht mehr iſt oder ſich 
in der vollſtändigen Decadence befindet. 

„Um alſo in conereto ſtaatserhaltend zu ſein, und in dieſem 
Sinne auch zu wirken, iſt es eine Ehren- und Gewiſſensſache der 
Conſervativen, jede Zumuthung mit vollſter Entrüſtung zurückzuweiſen, 
die nichts Geringeres enthält: als unter Verleugnung der perſönlichen 
Ueberzeugung und aller perſönlichen Anſichten über Staat, Geſellſchaft 
und Religion — — — „gouvernemental“ zu fein.” 

Daß die Broſchüre nicht im entfernteſten in Folge einer perjintichen*) 
Abneigung oder gar aus Haß gegen den Fürſten Bismarck geſchrieben 
wurde, wozu ich denn auch gar keine Veranlaſſung gehabt haben würde, 
mag mit aller Beweiskraft aus den beiden folgenden Citationen hervor— 
gehen. Auf S. 23 und 24 wird geſagt: 

„Aus der Beleuchtung der verlangten Partei „Bismarck sans phrase“ 
ſoll aber keineswegs gefolgert werden dürfen, daß Umſtände überhaupt 
ausgeſchloſſen ſeien, welche den Conſervativen die vollſte Unterſtützung der 
Bismarckiſchen Regierung möglich machten. Schon ein flüchtiger Rück 
blick auf unlängſt vergangene Zeiten würden einer derartigen Folgerung 
widerſprechen; denn als ſich anno 1878 der Herr Reichskanzler zu den 
„Bekehrten“ zählte und ſich förmlichſt gegen die Annahme verwahrte, er 
ſei noch nicht „bekehrt“, da ſchlugen ihm alle conſervativen Herzen freudigſt 
entgegen, und wird ſich Fürſt Bismarck nicht über das Entgegenkommen 
und über die Unterſtützung ſeiner „neuen“ Politik ſeitens der Conjerva- 
tiven zu beklagen haben. Und auch jetzt noch wünſchen die Conſervativen 
kaum etwas ſehnlicher, als vereinigt mit dem Herrn Reichskanzler — ja, 
auch ſicher ſehr gern „unter ihm“ — den ſocialen und wirthſchaftlichen 
Reformen Geſetzeskraft zu verſchaffen und der großen Kaiſerlichen Bot— 
ſchaft endlich in praktiſcher Weiſe näher zu treten. 

„Wenn daher die Conſervativen die Regierung des Fürſten Bismarck 
unterſtützen ſollen, ſo muß er auch eine Politik lanciren, welche von ihnen 
auf Grund ihrer Prinzipien unterſtützt werden kann; denn auf bloße 


) Sie wurde bekanntlich im Winter 1884, ſomit lange vor der Annahme der 
„Ehren⸗Gabe“ Schönhauſen geſchrieben. 
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Discretion hin unterjtiigt kein anftándiger Politiker eine Re 
gierung. Wie nur der dem Wucher bereits Verfallene Blanco-Accepte 
unterſchreibt, ſo fügen ſich auch nur politiſche Streber einer Politik auf 
Discretion. 


„Wenn der Herr Kanzler haben will, daß die Partei, welche feiner 
Politik folgt und ihn in derſelben unterſtützt, von den übrigen Parteien 
und überhaupt im In- und Auslande geachtet ſein ſoll, ſo darf er ihr 
ſchon aus dieſem Grunde keine Zumuthungen ſtellen, welche ihr die 
Achtung entziehen müſſen. Höher als das Lächeln und die Gunſt eines 
Kanzlers ſteht die perſönliche Ueberzeugung, und ſtehen die Pflichten für 
Gott, Kaiſer, Reich und Recht. 

„Dem Fürſten Bismarck unverhohlen die Wahrheit zu ſagen, gehört 
ganz beſonders zu den Pflichten der wahren Conſervativen, denen 
die Erhaltung des Reiches und die Integrität der Kaiſerlichen Macht 
ebenſo ein perſönliches Verlangen iſt, als ein kategoriſcher Imperativ des 
conſervativen Prinzips.“ 

Weiter heißt es: 

„Wie dieſes Schreiben, ſo werden auch die weiteren nur von den 
Intentionen begleitet ſein, durch die klaren beſtimmten Darlegungen der 
Aufgaben, welche den Conſervativen als ſtaatserhaltenden Elementen er— 
wachſen, Kaiſer und Reich zu dienen. Ich habe ſelbſt etwas Hoffnung, 
daß Fürſt Bismarck dieſe Intentionen anerkennt und ſoweit, als es ſeine 
Nervoſität gegen Widerſprüche überhaupt zuläßt, ihnen gerecht werden 
wird, denn er kann doch unmöglich den Glauben haben, daß der Patrio— 
tismus der Deutſchen in ihm perſonificirt zu ſein habe und nur durch 
ihn und unter ihm culminiren könne. Ferner traue ich dem Fürſten 
Bismarck auch ſoviel objectives Urtheilsvermögen zu, daß, wenn er aus 
ſich herausgeht und ſich in die Lage der übrigen 45,999,999 Deutſchen 
verſetzt, ſomit nicht blos als Reichskanzler urtheilt, wozu er viele Jahre 
Gelegenheit hatte, die er, wie wir wiſſen, auch ſehr „freimüthig“ benützte, 
er mein Urtheil über Conſervatismus und Gouvernementalismus wenig- 
ſtens nicht unbedingt verwerfen wird. 

„Fürſt Bismarck iſt nur durch ein Heer ganz verächtlicher Schmeichler 
nicht zu ſeinem und des Reiches Wohl verwöhnt worden, und wenn ich 
jene meide und tief verachte, ſo bin ich doch weit entfernt, die großen 
Eigenſchaften, die der Fürſt beſitzt, und ſeine unſterblichen Verdienſte in 
der äußeren Politik zu unterſchätzen.“ 

Wenn nun dennoch die „Poſt“, das Organ der „Berufs-Gouverne⸗ 


16 


mentalen“, die Broſchüre ein Pamphlet”) nennt und das freiwillig gon- 
vernementale Blatt, die „Norddeutſche Allgemeine“, den Verfaſſer der— 
ſelben in die Reihe der „Revolutionäre“ verſetzen will, ſo können wir 
uns die Widerſprüche, welche ſich aus den klaren Worten der Broſchüre 
gegenüber jenen Verurtheilungen und Anſchuldigungen ergeben, nur in 
einer Weiſe erklären. 

Wie ſchon darauf verwieſen wurde, daß die „Zornigen“ den 
wahren Grund ihrer Erregung nicht zu nennen wagen und deshalb 
der Broſchüre eine Tendenz ſupponirten, die durch deren Darlegungen in 
der beſtimmten Weiſe perhorrescirt wird, jo find wir hier veranlaßt, bei 
der analytiſchen Erforſchung des wahren Grundes dieſes Zornes die 
„Entrüſteten“ etwas ſtrenger vorzunehmen. Die Unterſuchungen haben 
nun ergeben, daß die Gouvernementalen am empfindlichſten durch einen 
Widerſpruch gereizt werden, den man gegenüber der Perſon zum Aus- 
druck bringt, nach welcher ſie abgeſtempelt oder geaicht wurden. Wenn 
wir diefe Erſcheinung in pſychologiſcher Beziehung unterjuchen, fo ge 
langen wir zur vollſtändigen Löſung der angegebenen Widerſprüche. Da 
der Gouvernementale ſeinen alleinigen Werth in der Aiche erblickt, die er 
empfangen, jo ijt er auch beſonders befliſſen, die Merkmale feiner Be 
deutung für alle anderen zur Geltung zu bringen, und wird ſtets am 
härteſten getroffen, wenn man der Quelle, die ihn ſpeiſt und labt, nicht 
die Bedeutung oder Wirkung zuerkennt, welche er über jeden Zweifel 
erhaben betrachtet ſehen will. Jeder Gouvernementale sans phrase iſt 
nur mittelbar zu nehmen, ſeine ganze Bedeutung hängt von Demjenigen 
ab, der, um mit dem früheren deutſchen Bundestagsgeſandten von Bismarck 
zu ſprechen: „dem Gefäß erſt den Inhalt gibt“. Solche Gouvernementale 
ſind nur Werkzeuge, reine Abſtimmungsmaſchinen, welche durch die große 
Kurbel in Bewegung geſetzt werden. Die Wähler, welche ſolchen Leuten 
ihre Stimme geben, verzichten auf die Geltendmachung ihres Willens und 
ihrer Verlangen. Leute, welche ſelbſt nie wiſſen, wie ſie zu ſtimmen 
haben, können doch unmöglich den Intereſſen ihrer Wähler gerecht werden. 
Die Wahlen verlieren unter dieſen Umſtänden vollſtändig ihre Bedeutung 


*) Auf die Definitionen dieſes Blattes kommt es nun aus ſehr beſtimmten 
Gründen gar nicht an, denn die Kreiſe ſeiner Gedanken haben ſo enge Grenzen, daß 
es zur Verfolgung derſelben nur höchſt ſelten gelangen kann. Wo auf anderen Seiten 
die Beweiſe angetreten werden, da ſchließt die „Poſt“ gewöhnlich mit den ihrigen ab. 
Die Gedanken auch auszudenken, das darf man doch am allerwenigſten von einem 
Organe der Berufs⸗Gouvernementalen verlangen. Ein ſolches Verlangen hat in ſeinen 
Augen ſchon eine revolutionäre Tendenz. 
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und ſinken zu einer inhaltloſen Comödie herab. Unſere preußiſchen Mit- 
bürger mögen ſich bei Gelegenheit der nun kommenden Landtagswahlen 
die Männer genau betrachten, welche ſich um ihre Stimmen bewerben. 
Wollen ſie Marionetten des Herrn Fürſten Bismarck als ihre Vertreter 
wählen, ſo haben ſie dann auch kein Recht mehr zu klagen, und ebenſo— 
wenig können ſie ihre „Vertreter“ zur Verantwortung ziehen. Leute 
von der Kategorie eines Landrathes, der als Reichstags-Candidat feinen 
Wählern nur zu ſagen wußte: ich habe euch nichts weiter mitzutheilen, 
als daß ich für Alles ſtimmen werde, was uns der Herr Kanzler vorlegt, 
eignen ſich nicht als Volksvertreter und ſetzen ſich die Wähler ſelbſt 
herunter, wenn ſie ſolchen Werkzeugen ihre Stimmen geben. 

Die Tendenz: unter allen Verhältniſſen, ſomit auch bei 
allen Sprüngen und Wendungen des Herrn Kanzlers, ihm zuzuſtimmen, 
artet bei gemeinen Naturen und vor Allem bei der Kategorie der bezahlten 
Elemente zu einem wüſten Wettlauf um die Gunſt der leitenden Perſön— 
lichkeit aus. Dieſe Menſchen wollen ſich bemerkbar und angenehm machen; 
ſie ſtürzen wie losgelaſſene Hunde auf Alle, die ſich nach ihrer Anſicht 
in ſchlimmer Abſicht ihrem „Herrn“ nähern. In ihren Angriffen kennen 
ſie weder Anſtand noch Beſonnenheit und bemeſſen den Werth ihrer 
Arbeiten nur nach den Kraftausdrücken, die ſie gebrauchen. Ob dieſe 
paſſen, ob ſie überhaupt anwendbar ſind, das iſt ihnen völlig gleich, 
denn ihr Zweck beſteht in der Verunglimpfung der Perſonen, auf deren 
Spuren fie gelaſſen wurden, und in der möglichſten Verwirrung der An— 
ſichten und Urtheile. Es wird mit einer Unverſchämtheit gelogen, die 
leider noch immer nicht ohne Erfolg iſt, indem es nicht an Leuten fehlt, 
welche die thatſächlichen, die näheren Verhältniſſe und das Zuſammen⸗ 
treffen der Umſtände nicht kennen und ſich dann durch die Frechheit der 
Lügen“) imponiren laſſen. Betrachtet man die gouvernementale Preſſe, 
ſo geht unanfechtbar und auf das Beweiskräftigſte hervor, daß ſie die 
erſte und größte Schuld an der Demoraliſation der Geſellſchaft trägt. 
Die ſocialdemokratiſchen, anarchiſchen und atheiſtiſchen Blätter bringen 
es alle zuſammen nicht fertig, ſo tief zu corrumpiren, ſo verhängnißvoll 
die öffentliche Meinung zu vergiften, als es dieje gouvernementalen Organe 
vermögen, die ein wahrer Schandfleck für die deutſche Preſſe ſind. 

Dieſen Kategorien von Journaliſten, die ich leider auch bei anderen 
Gelegenheiten hinlänglich kennen lernte, würde ich nie mehr ein Wort 


) Wir haben hübſches Material geja 
Lügen beweijen. 


nen die „Frechheit“ der 
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erwidern, aber bezüglich der „Norddeutſchen“, die in ihrer Eigenſchaft 
als „freiwillig“ gouvernementales Blatt eine nicht verdiente Bedeutung 
beſitzt, muß ich von der Regel abweichen. Wir möchten nun dieſe Leute, 
und hier auch überhaupt alle Herren, welche ſtolz auf den Stempel oder 
die Aiche des unverfälſchten Gouvernementalismus ſind, aufmerkſam machen, 
daß ſie bei ihren „Entrüſtungs-Scenen“ nie ſo unvorſichtig ſein ſollen, 
gegen Perſonen Beſchuldigungen zu ſchleudern, welche in ganz gleicher 
Weiſe, ſelbſt oft noch unter weit erſchwerenderen Umſtänden, auch andere 
Perſonen treffen müſſen, die ſie doch ganz ſicher nicht im Auge gehabt 
haben. Wenn jene Perſonen durch ſolche Beſchuldigungen auch nicht 
mehr in ihren gegenwärtigen Stellungen getroffen werden, ſo bleibt es 
doch jedenfalls hinſichtlich des Urtheils an ſich vollſtändig gleich, daß 
ſie bei früheren Gelegenheiten in einer Weiſe gehandelt und geſprochen 
haben, auf welche die abgegebenen Urtheile dann geradeſo paſſen müſſen, 
als ſie auf diejenigen Leute paſſen ſollen, gegen welche ſie jetzt gerichtet 
ſind. Die Schreiber der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ und eventuell 
auch ihre Hintermänner haben aber bei ihrer „patriotiſchen““) Entrüſtung 


) Wir find bereits in dem „Veredelungs“-Prozeſſe, der auch mit der conſer⸗ 
vativen Partei behufs Ausbildung und Stärkung der Partei: Bismarck sans phrase 
vorgenommen wird, ſoweit gekommen, daß ſich die Gouvernementalen allein noch für 
Patrioten halten. Welche weitgehenden Conſequenzen das täppiſche wie läppiſche Be⸗ 
nehmen haben muß, erkennen natürlich dieſe „mittleren“ Geiſter nicht; dafür ſollte 
aber der unmittelbare Geiſt, dem ſie alle folgen, Sorge tragen, daß die Verwirrung 
der Begriffe ſeiner Trabanten nicht dahin führt: daß die Worte „Patriot“ und 
„patriotijch” durch eine theilweis falſche und exeluſive Anwendung ſeitens der in keinem 
Lande der Welt geachteten Servilen ihren Werth verlieren müſſen. Welche Wirkung 
müßte z. B. auf das Ausland geübt werden, wenn nur die Gouvernementalen sans 
phrase als „Patrioten“ gelten ſollen, oder wenn das Wort „Patriot“ durch ſeine 
einſeitige Interpretation der Art discreditirt würde, daß es nur als ein „Partei⸗ 
Name“ aufzufaſſen wäre. Wehe dem Lande oder dem Reiche, deſſen „Patrioten“ auf 
eine Partei zuſammengeſchrumpft ſind, und doppelt Wehe dann! wenn dieſe Partei 
aus Elementen beſteht, deren ganzer „Patriotismus“ nur in einer Apologie für einen 
ſterblichen Menſchen culminirt, dem gegenüber ſie a priori auf ein ſelbſtſtändiges 
Denken und Handeln verzichten. Wo bleiben da die nöthigen Garantien? wo die 
Verantwortlichkeit, wo das Vertrauen? Zum Glück tritt aber der ſprachliche Ana- 
chronismus, der durch die falſche Interpretation des Wortes „Patriot“ ſeitens der 
Servilen hervorgerufen wird, ſo deutlich zu Tage, daß wir nicht erſt zu beweiſen 
haben, wie die Gouvernementalen sans phrase die nackte Unwahrheit ſagen, wenn ſie 
ſich allein als Patrioten bezeichnen. Sie mögen ſich „Bismarckianer“ nennen, ſolange 
ſie Luſt haben, den Namen machen wir ihnen ganz ſicher nicht ſtreitig, wir gönnen 
ihnen denſelben ſogar von Herzen, aber wir verbieten ihnen, für ſich allein einen 
Namen zu adoptiren, auf den wir vermöge unſerer ganzen Vergangenheit und unſerer 


or 
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ganz überſehen, daß fie Beſchuldigungen gegen mich häufen, welche gerade 
ſo wenig oder gerade ſo ſtark das Conto des früheren preußiſchen Bundes⸗ 
taga = Gejandten Otto von Bismarck-Schönhauſen belaſten. Die Ver= 
öffentlichungen des Herrn von Poſchinger, die bekanntlich unter Beihilfe 
und der Munificenz des Herrn Reichskanzlers Fürſten Bismarck möglich 
wurden, hätten fic) die entrüſteten Herren, bevor fie mich einen „revolutio= 
nären“ Junker nannten, etwas beſſer betrachten ſollen. Ich bin deshalb 
dem Herrn Reichskanzler in erſter und Herrn von Poſchinger in zweiter 
Linie außerordentlich dankbar, daß ſie mich in die Lage ſetzten, auch 
unter Berufung auf die Denk- und Handlungsweiſe des 
ehemaligen preußiſchen Bundestags-Geſandten von Bis— 
mard-Schönhaufen den unqualificirbaren Vorwurf: ich jet. 
ein Revolutionär ae. x. feiner Tendenz nach klar zu legen, und was 
ſich ganz von ſelbſt verſteht, als eine blödſinnige Bosheit, hauptſächlich 
entſprungen aus verletzter Eitelkeit und lakaienhafter Geſchäftigkeit, zurück- 
zuweiſen. 

Außer den beiden bereits genannten Herren bin ich aber auch dem 
Herrn Geheimen Oberregierungsrath a. D. Wagener für die Gelegenheit 
dankbar, mich weiterhin auf den jetzigen Herrn Reichskanzler berufen zu 
können; denn bin ich ein revolutionärer Junker, ſo war 
Fürſt Bismarck als Deichhauptmann und dann ſelbſt noch 
als „Geſandter Preußens“ ebenfalls ein ſolcher. Man wird 


Leiſtungen den vollſten Anſpruch haben. Den Sprüngen und Wandelungen des Herrn 
Fürſten Bismarck kann keine ſelbſtſtändige Partei, ſomit keine folgen, die ein beſtimmtes 
Programm hat; aber auch den wirklichen Patrioten, mögen ſie nun was immer 
für einer Partei, mit Ausnahme der ſocialdemokratiſchen, angehören, ijt es un mög lich, 
„Bismarckianer“ sans phrase zu ſein, denn ſie müßten heute für patriotiſch halten, 
was ſie geſtern von „ihrem“ patriotiſchen Standpunkte nicht genug verdammen 
konnten. Der abſcheuliche Humbug, der mit dem Worte „Patriot“ getrieben werden 
müßte, ſpringt in die Augen und nach ſtreng logiſchen Folgerungen könnten zuletzt 
nur ganz charakterloſe Subjecte und die Herren Streber der verſchiedenen Nüancen 
einen Anſpruch auf die Beilegung dieſes Prädikates haben. Nur wer es über ſich 
brächte, auf Wunſch des Herrn Fürſten Bismarck feine Standpunkte und „Ueber: 
zeugungen“ über Nacht zu wechſeln — Fälle! welche wohl vermerkt wurden —, der 
wäre noch ein „Patriot.“ Die Begriffe: Patrioten und Bismarckianer würden ſich 
demnach decken. Der Verfaſſer iſt ein „bayeriſcher Deutſcher“ und möchte es ſich auf 
das allerentſchiedenſte verbitten, ſeinen bayeriſch-deutſchen Patriotismus durch den 
„Bismarckianismus“ prüfen zu laſſen. Der Gehalt unſeres Patriotismus genügt 
uns vollſtändig, und weiſen wir eine bismarckiſche Legirung als halt- und geſchmackslos 
zurück; ſie erſcheint uns gleich einer Modekrankheit, die wir ſo wenig mitmachen, als 
eine andere. 
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aljo wohl hieraus erſehen müſſen, daß unſere „revolutionären“ Tendenzen 
nicht ſtaats- und geſellſchaftsgefährlich genannt werden können, und daß 
ſich die des früheren Deichhauptmanns und ſpäteren preußiſchen Bundes 
tags =Gejandten für ihn jo providentiell erwieſen, daß der ehemalige 
„revolutionäre Junker“ nun ſchon geraume Zeit Kanzler des deutſchen 
Reiches iſt, Graf und Fürſt wurde und auch wahrhaft fürſtliche Dotationen 
und diverſe Ehren-Geſchenke erhielt. Da ich nicht gewohnt bin, mich 
wie die Gegner meiner letzten Broſchüre in inhaltloſen und Verlegenheits— 
Phraſen zu ergehen, oder vollſtändig willkürliche und unwahre Beſchuldi— 
gungen auszuſprechen, ſo werde ich ſofort auch in Nachfolgendem beweiſen, 
daß ich kein revolutionärer Junker bin, oder wenn doch, dann auch der 
Herr Reichskanzler Fürſt Bismarck einer war. 


II. Abſchni. 


In der Brojchüre*) des Herrn Geheimraths a. D. Wagener: „Die 
kleine aber mächtige Partei“ ſpricht der Autor von der Verfolgung, welcher 
die „Kreuzzeitung“ anno 1850 Seitens des Herrn Polizei-Präſidenten 
von Hinckeldey ausgeſetzt geweſen war, und daß der Recurs, den er als 
Chefredakteur des Blattes beim Miniſterium Manteuffel ergriffen, von 
dem Herrn Miniſterpräſidenten abgewieſen worden ſei. Herr Wagener 
ſchreibt auf S. 20 hierüber Folgendes: 

„Es handelte ſich hier um meine Beſchwerde wegen „Verwarnung“ 
und Bedrohung auf Entziehung des Poſtdebits. 

„Dieſe Mittheilungen werden keinen Zweifel darüber laſſen, daß 


ich, weit entfernt in Reaction zu arbeiten, wie man mich fo oft be- 
ſchuldigt hat, einer der wenigen geweſen bin, welche den Muth hatten,, 


dem damals faſt allmächtigen Polizei-Präfidenten von Hinckeldey ent 
gegenzutreten; doch muß ich zur Steuer der Wahrheit hinzufügen, daß 
ein Kreis meiner pommerſchen Freunde meine Haltung durch eine Ehren— 
gabe anerkannte, an welcher ſich auch der Fürſt Bismarck betheiligte.“ 

Der Ehrengabe, an welcher fih, wie wir geſehen, auch der fónigl. 
preußiſche Deichhauptmann von Bismard-Schönhaufen betheiligte, war je- 
doch ein Begleitſchreiben beigeſchloſſen, das zu ſchön ijt, um es hier zu 
übergehen. Schon fein Anfang erregte uuſer ganzes Intereſſe, das bis 


*) R. Pohl, Berlin 1885 
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zu den letzten Worten „niemals“ im ftetigen Wachſen begriffen war. 
Das Schreiben lautet wörtlich: 

„Undank iſt der Welt Lohn! Das haben auch Sie, hoch— 
verehrter Herr Chef-Redakteur, ſchmerzlich erfahren. So lang 
Ihre Ehrenhaftigkeit und Unerſchrockenheit den Herren an der 
Spitze — die auch wir ſo hoch verehrt haben und ihrer früheren 
Verdienſte halber noch immer gern unterſtützen möchten — nützlich, 
ja von unübertroffenem Werthe waren, ſo lang wurden Sie von 
ihnen gefeiert und geſchätzt; als jene aber abwichen von dem 
rechten Pfade und Sie auch dann ſich gleich blieben, da konnten 
ſie die Wahrheit nicht ertragen und kränkten ihren beſten Freund 
ſo unverdient. Verſchmerzen Sie das Bittere dieſer Erfahrung, 
braver, hochgeehrter Mann, um Ihrer preiswürdigen Grundſätze 
willen, und erkennen Sie an dieſer Adreſſe und dem beifolgenden 
Ehrengeſchenk, daß im Preußenlande noch Millionen von Herzen 
ſchlagen, welche ihre Wunde mitfühlen und Balſam darauf zu 
träufeln bereit ſind. Man kann uns kränken, beſchimpfen, be= 
rauben und ermorden, aber man kann uns nicht zwingen Recht 
und Wahrheit zu verläugnen. Niemals, niemals, niemals! 
Gott ſtärke Sie und erhalte Ihnen noch recht lange Muth und 
Kraft auf dem betretenen Wege fortzuwirken. 

Ihre 
Sie verehrenden, Ihnen treu ergebenen Freunde.“ 

Nun folgen aus den verſchiedenen Kreiſen zahlreiche Unterſchriften, 
jo z. B. allein acht Herren von Puttlammer, darunter der Schwiegervater 
des Fürſten Bismarck, ferner zwei Braunſchweig, zwei Arnim. Unter 
den Uebrigen begegnen wir den beſten Namen, wie: Maſſow, Ungern= 
Sternberg, Bonin, Below, Stollberg, Bülow, Lewetzow, Zedlitz, Herwarth, 
Buddenbrock, Pückler, Gerlach, Richthofen zc. 2. und — — — — von 
Bismarck⸗Schönhauſen „auch ein Pommer“. 

Die in der Broſchüre genannten Namen ſind verbürgt durch Herrn 
von Mitzloff-Großendorf. — — 

Wir ſehen, daß ſich ſchon in den fünfziger Jahren eine waſchechte 
„Declaranten-Partei“ gebildet hatte, zu welcher auch der pommerſche 
Edelmann von Bismarck-Schönhauſen gehörte. Ob auch ſchon über dieſe 
Declaranten von zarter Hand ein „ſchwarzes Buch“ geführt wurde, wiſſen 
wir allerdings nicht. Nicht ohne Intereſſe dürfte es ſein, mit der Decla— 
ration der fünfziger Jahre die der ſiebziger zu vergleichen. Die erſte 
enthält der zweiten gegenüber einen ungleich aggreſſiveren Ton, ſie iſt in 


22 


ihren Vorwürfen und Tröſtungen freier, in ihrer Haltung herrſcht ein 
weit höherer Styl; ſie erinnert etwas an die Gradheit und geſunde 
Derbheit der Bismarckiſchen Diction. Hören wir nun die „Declaration“ 
der ſiebziger Jahre, welche gegen den Herrn Reichskanzler erlaſſen wurde. 
Sie lautet: „Der Reichskanzler Fürſt von Bismarck hat in der Reich3= 
tags⸗Sitzung vom 9. Februar fih dahin geäußert, daß Jeder, der die 
„Kreuz⸗Zeitung“ halte und bezahle, ſich direkt an Lüge und Verläumdung 
betheilige.“ — — — Als treue Anhänger der königlichen und confer- 
vativen Fahne weiſen wir dieſe Anſchuldigung gegen die Kreuzzeitung 
und die geſammte durch ſie vertretene Partei auf das Entſchiedenſte 
zurück. Wir bedauern, daß der erſte Diener der Krone zu derartigen 
Mitteln greift, um eine Partei zu bekämpfen, die er Jahre lang als zu= 
verläſſige Stütze des Thrones anerkannt hat. — — — 

„So wenig wie die ſchmerzlichen Erfahrungen der letzten Jahre 
vermocht haben, uns in unſerer Königstreue und in unſeren Grundſätzen 
zu erſchüttern, ſo wenig wird auch der letzte und verletzendſte Angriff 
gegen die Partei und ihr Organ im Stande ſein, uns von der Zeitung 
zu trennen, welche furchtlos und treu noch ſtets ihren Wahrſpruch: 
„Mit Gott für König und Vaterland“ verfochten und alle Verſuche, 
ihr beizukommen, “) erfolgreich abgeſchlagen hat. Wenn aber der Herr 
Reichskanzler, im Anſchluß an den oben angeführten Ausſpruch, die Auf— 
richtigkeit unſerer chriſtlichen Geſinnung in Zweifel zieht, ſo verſchmähen 
wir es ebenſo, mit ihm darüber zu rechten, wie wir es zurückweiſen, die 
gegebenen Belehrungen über Ehre und Anſtand anzunehmen.“ — 

Die Sprache dieſes Proteſtes ift eine ernſte und durchaus würde: 
volle, wie fie immer Männern eigen fein wird, die ſtolz auf ihre Unab- 
hängigkeit und perſönliche Ueberzeugung find, und deren Gefühle für Ehre, 
Recht und Treue jeder Declination widerſtehen. Man fühlt's aber dieſen 
Declaranten nach, daß ſie mehr verletzt und gekränkt, als bereit waren, 
gegen eine Epoche anzukämpfen, welche ſich feindlich gegen die Traditionen 
wendet, deren Aufrechthaltung ihnen anvertraut iſt. Es iſt unverkennbar, 


*) Was in den fünfziger Jahren noch nicht möglich war, das erreichte man 
voll und ganz in den achtzigern. Wer die jetzige Haltung der Kreuzzeitung nur etwas 
näher beobachtet hat, der wird den Wandel, der mit ihr vorging, gerade ſo bemerkt, 
als beklagt haben. Es herrſchen gegenwärtig „Rückſichten“, durch welche die hohe 
und große Bedeutung, die das Blatt erreicht hatte, vollſtändig inhibirt wird. Die 
Kreuzzeitung iſt allmälig ein gouvernementales Blatt geworden, man findet in ihr 
kaum mehr, als in anderen gouvernementalen Zeitungen auch. An Belegen fehlt es 
in unſeren Mappen nicht. 
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daß die Erklärung mehr in der Verteidigung und Abweiſung gipfelt, 
als in der Aufnahme des Kampfes, welche ihnen durch die gegen ſie 
geſchleuderten Beſchuldigungen angeboten wurde. Aber immerhin geht 
mit aller Evidenz aus dem Proteſte hervor, daß ſich damals in den 
conſervativen Reihen die Begriffe von „conſervativ“ und „gouvernemental“ 
noch keineswegs in einer Weiſe deckten, wie ſie ſeit anderthalb Jahren 
offenkundig wurde. Es war ein Stamm vorhanden, der ſo viel Muth 
und Ueberzeugungstreue beſaß, um das „leitende“ Organ der conſervativen 
Partei nicht fallen und herabwürdigen zu laſſen. Es iſt ja nicht zu 
leugnen, daß, wenn ein Partei-Organ nicht in feiner Partei den nöthigen 
Rückhalt findet, es ſchließlich ihre Wandlungen mitmachen muß. Dieſe 
Tragödie haben wir bei der Kreuz⸗Zeitung erlebt, welche noch im Sommer 
1884 ſich ſehr entſchieden gegen die Bildung der Mittel- oder Miſchmaſch⸗ 
Partei wandte, aber in ihrer Abwehr in dem Grade nachließ, als die Unter- 
ſtützung Seitens der Partei ſchwand, und zu gleicher Zeit die gewiſſen Hebel 
mit allem Nachdruck gehoben wurden. Im Verhältniß als die Schwind⸗ 
ſucht der deutſch⸗conſervativen Partei Fortſchritte machte, geſtaltete fich 
auch der Nervenzuſtand der „Kreuz-Zeitung immer bedenklicher. Sie 
wurde durch Zuſchriften gereizt, die ihr früher erwünſcht waren, und 
immer mehr ſchloß ſie ſich von ihren Freunden ab. Man ſagte damals 
ſchon, ſie habe kein ganz reines Gewiſſen mehr und ſcheue deshalb den 
Umgang mit aufrichtigen und entſchiedenen Leuten. Was uns betrifft, 
ſo bedauern wir auf das Lebhafteſte den Ab- oder Umfall der „Kreuz⸗ 
Zeitung“, die unter früheren Redaktionen wirklich großartigen Stürmen 
in großartiger Weiſe zu trotzen verſtand. Es ijt ſchade für eine Zeitung, 
die in der neueſten Geſchichte Preußens ſo ruhmreiche Blätter beſitzt. 
Zur theilweiſen Entſchuldigung der leitenden Kräfte des genannten Organs 
glauben wir aber doch ſagen zu ſollen, daß ihr Fehler aus einem „zu 
guten“ Willen entſprangen, dem zur Folge ſie auch jetzt noch meinen: 
„Schlimmeres“ verhüten zu können. Trauriger Wahn! Die Verhältniſſe, 
die von ihnen, wenn auch nicht ohne Widerſtreben, „acceptirt“ wurden, 
ſind weit ſtärker als ſie, und ſo kam denn das Allerſchlimmſte, was einem 
Organe einer beſtimmten politiſchen, religiöſen und wirthſchaftlichen Richtung 
nur geſchehen kann: es verlor feinen alten Standpunkt und gerieth ſowohl 
mit ſeinen Traditionen, als mit ſeinen eigenen Kräften in mannigfache 
Widerſprüche. Nun irrt es mit einem großen Theile ſeiner Partei, ſeines 
früheren Schwerpunktes verluſtig, in dem politiſchen Sonnenſyſtem „Bis⸗ 
marck“ umher, das ihm reich an Selbſtverleugnungen und trotz dieſer 
nicht minder reich an Bloßſtellungen und Abſtoßungen wurde. Was 
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müſſen die Leiter und Stützen der Kreuz-Zeitung z. B. ganz beſonders 
nach den Reden des Herrn Kanzlers bei Gelegenheit der Börſenſteuer 
— und Arbeiterſchutz-Debatten (Sonntagsfeier) empfunden haben? und 
wie mußten ferner die Verhandlungen über die Ernennung des „un— 
genannten“ Herrn zum außerordentlichen Profeſſor von der Berliner Hoch— 
ſchule ſie berühren? In welche Lage geriethen ſie, als es ſich immer 
klarer ergab, daß die Annahme: „der größte Theil der Bismarckſpende 
würde zur Vermehrung des Bismarckiſchen Grundbeſitzes verwendet“, auf 
keiner „Verleumdung“ beruhe und keinen „gehäſſigen“ Intentionen ent— 
ſpränge? Wie mußten aber ganz beſonders die flagranten Widerſprüche, 
in welche ſich der Kanzler ſeit einigen Jahren immer mehr und tiefer 
verwickelte, auf ſie reagiren? Wie muß die ausdauernde Energie des 
Fürſten Bismarck, gerichtet auf die Decompoſition der conſervativen Partei, 
von ihnen empfunden werden? Glauben die Leiter und Stützen der 
Kreuz⸗Zeitung, daß ſie allein jene Eindrücke empfingen, und daß andere 
Betheiligte von dieſen nichts wüßten? Welchen politiſchen Gradmeſſer 
müßte die Kreuz⸗Zeitung für ihr Publikum als genügend erachten, wenn 
ſie ſich ſolchen Annahmen hingegeben hat? So möge ſie denn lieber 
auch noch ſehr ſpät zu der Ueberzeugung kommen, daß es ohne complete 
und noch dazu ohne völlig nutzloſe Selbſtaufopferung abſolut uns 
möglich iſt, die conſervativen Intereſſen „abhängig“ von der Politik 
Bismarcks zu machen, oder jene gar mit dieſer zu identificiren. Es iſt 
nicht mehr möglich, unſere alte, zielbewußte conſervative Politik mit der 
des Herrn Kanzlers zu decken. Ohne „Bruch“ kommt auch die Kreuz- 
Zeitung nicht durch; entweder muß ſie offen mit ihren Traditionen brechen 
und ihre bisherigen Programm-Verlangen vielfach verleugnen, oder ſie 
muß der bedauernswürdigen Thatſachen Rechnung tragen und mit der 
gegenwärtigen inneren Politik des Herrn Kanzlers brechen. Mit conjer= 
vativen Allüren allein läßt ſich keine concrete conſervative Politik treiben, 
und verdecken ſie niemals den mancheſterlichen oder gouvernementalen 
Standpunkt. Die „Kreuz⸗Zeitung“ wird ſich auch wahrſcheinlich ſo wenig 
als wir über die eigentlichen tiefen Motive täuſchen, welche den Fürſten 
Bismarck zu der Aenderung ſeiner inneren Politik veranlaßt haben. Aber 
ſie wird deshalb auch wiſſen, daß dieſe Aenderung von ziemlich langer 
Dauer ſein kann und von Eventualitäten beſtimmt ſein wird, welche ſich 
nach Zeit und Ausdehnung unmöglich berechnen laſſen, wenn man auch ganz 
beſtimmt wiſſen kann, welche Wirkungen ſie haben, und welchen Abſchluß 
fie erlangen würden. Die Motive für die „Uebergangs-Politik“, in der 
wir gegenwärtig leben, können von den Conſervativen nur unter völliger 


25 


Preisgabe ihrer Principien acceptirt werden; fie müſſen ſich darüber klar 
werden, daß ſie ſich von Grund aus zu ändern haben, und ſich ermannen, 
dem Herrn Kanzler bei beſtimmten Gelegenheiten zu widerſprechen. Können 
ſie ſich zu der Höhe dieſes Standpunktes nicht erheben, ſo quittiren ſie 
ſelbſt darüber: „daß ſie nur das Gefäß ſind, in das Fürſt 
Bismarck den Inhalt gießt“. 

Ausflüchte, Verdrehungen und Beſchönigungen der Verhältniſſe find 
völlig belang- und nutzlos geworden und würden ebenſo wenig die 
Thatſachen ändern, als die Achtung vor der conſervativen „Gruppe“ der 
Partei: Bismarck sans phrase erhöhen. Wir ſehen ein, daß ſich die 
Kreuz⸗Zeitung mit der „deutſch“-conſervativen Partei den neuen „Gnt= 
wickelungen“ des Herrn Kanzlers gegenüber in einer ſehr peniblen Lage 
befindet, welche ſicher Vor- und Nachſicht erheiſcht, aber daß ſich dieſe 
Lage ſtets verſchlimmerte, daß fie immer hoffnungsloſer geworden, und 
von der Partei Opfer auf Opfer verlangt, die ſich bis zu der Höhe der 
Verleugnung des conſervativen Standpunktes erheben, das iſt unleugbar 
die Schuld der „Deutſch“-Conſervativen allein. „Soweit“ brauchten ſie 
es nicht kommen zu laſſen. Ihre heutige Situation iſt nur die Schuld 
ihrer Schwäche, ihrer Langmuth und ihrer völlig unmotivirten Hoffnungs⸗ 
freudigkeit. Wir fügen noch hinzu: die Schuld für ihre gegenwärtige 
Inferiorität liegt auch zum guten Theile an dem Fallenlaſſen ihrer früheren 
Kirchen⸗Politik. In dem Grade, als die „Deutſch“-Conſervativen ſich 
auf Wunſch und Befehl des Herrn Kanzlers vom Centrum entfernten, 
wuchs ihre Abhängigkeit von dem Willen des Fürſten Bismarck und der 
„Generoſität“ der Nationalliberalen. Indem fie das confervativ=clericale * 
Bündniß brachen, um den Rufen aus Heidelberg zu folgen, geriethen ſie 
auf eine ſchiefe Ebene, auf der es für ſie keinen Halt mehr gibt. 

Hätte die „deutſch“-conſervative Partei und an ihrer Spitze ihre 
Organe in den Proteſten nicht nachgelaſſen, die aus ihrer Mitte mit viel 
Umſicht, Nachdruck und auch Glück von 1882 bis Sommer 1884 erlaſſen 
wurden, hätten fie, ftatt fic) den Nationalliberalen (Heidelbergern) anzu— 
ſchließen und mit ihnen Compromiſſe einzugehen, durch welche ſie ſich 
ſelbſt compromittirten, mit dem Centrum die Verbindung fortgeſetzt, ſo 
wäre die ganze Situation eine andere, und zwar in allererſter Linie zum 
Vortheil der „Deutſch“-Conſervativen. 

Die ſo oft verſuchte Mittelpartei wäre zwar nicht zu Stande ge— 
kommen, der Kanzler wäre, im Fall er nicht nachgegeben hätte, nach 
links „dirigirt“ worden, ſtatt nun ſeinerſeits die „Deutſch“-Conſervativen 
dahin zu ziehen; dafür wären dem Centrum feine „Wahl“-Bündniſſe 
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mit der Fortſchrittspartei erſpart geblieben, was doch ſicher den „Deutſch“- 
Conſervativen nur genützt haben würde, da das Centrum von ihnen noch 
niemals „Entſagungen“ verlangt hatte, wie ihnen ſolche von den Nationale 
liberalen kurzweg in einer wahrhaft „ſtrammen“ Weiſe auferlegt worden 
find. Möglicher, aber höchſt unwahrſcheinlicher Weiſe wäre es der con— 
fervativ-clericalen Alliance gegenüber zu einem „Conflicte“ mit der 
Regierung Bismarck gekommen, aber dieſer hätte den ſtaats- und gejell- 
ſchaftserhaltenden Tendenzen weit mehr genützt, als geſchadet, denn er 
hätte die großen, breiten Schichten des Volkes mit unendlichem Vertrauen 
für ihre Führer erfüllt, und hätte den unerſchütterlichen Willen: die 
ſociale Reform-Politik auch gegen den Herrn Kanzler fortzuſetzen, über 
jeden Zweifel erhoben. Einen Conflict, wie den gedachten, hätte auch 
Fürſt Bismarck nicht ausgehalten, da feine Lage in je der Beziehung 
die denkbar ſchlimmſte geweſen wäre. Hätte er doch gegen die Vertreter 
ſeiner Politik vom Jahre 1878 gekämpft, ſomit die Fruktificirungs⸗ 
verſuche feiner eigenen Politik als Grund des Conflictes bezeichnen müſſen. 
In dieſe Falle wäre aber der Kanzler ganz ſicher nicht gegangen, 
ſondern er hätte unbedingt der feſten Haltung der Conſervativen, welche mit 
dem Centrum über eine ſtarke Majorität verfügt haben würden, Rechnung 
getragen. Daß das Alles nicht fo kam, ift Schuld der „deutſch“- 
conſervativen Partei, die im entſcheidenden Augenblicke zu wanten 
anfing und dem Herrn Kanzler nicht zu widerſtehen vermochte. Gegen 
eine ſolche Politik bin ich allerdings „revolutionär“ geſinnt; aber ich 
glaube mit aller Ruhe dem objektiven Urtheile es überlaſſen zu dürfen, 
inwiefern ich mit meiner Politik den „Beſtrebungen der anar⸗ 
chiſchen Parteien nahe komme“, wie es von der „Norddeutſchen Allgem. 
Zeitung“ behauptet wurde. „Es geht, ſolange es geht“, mit dieſen Worten 
überſchrieb die „Kreuz-Zeitung“ vor einem Jahre einen ihrer damals noch 
vorzüglichen Leitartikel. Möge ſie ſich einſtweilen auf ſeinen Inhalt be— 
ſinnen und mich nicht in die traurige Lage verſetzen, ſie noch an Anderes 
erinnern zu müſſen. Wenn die conſervative Partei nicht ſelbſt das Holz 
zum Stoße herbeiſchleppen will, auf dem ſie geopfert werden ſoll, ſo 
muß ſie ſich entſchließen, in allen Fällen, in denen der Herr Kanzler 
ſeiner früheren „großen“ Reform-Politik Obſtructionen bereitet, eine feſte, 
beſtimmte Oppoſition entgegenzuſtellen, was ihr umſoweniger ſchwer 
werden ſollte, als ſie ſich doch genugſam überzeugen konnte, daß ſie dem 
Fürſten Bismarck ein Dorn im Auge iſt, und er nichts unverſucht läßt, 
um ſie als Partei zu vernichten. Dem Herrn Kanzler in ſeiner jetzigen 
inneren Politik zu willfahren, heißt von Seite der conſervativen Partei 
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nichts Anderes: als fich ſelbſt aufzugeben; nach japaniſcher Leſeart würde 
es heißen: ſie ſchlitze ſich ſelbſt den Leib auf. 

Das Uebermaß der Subjectivität des Herrn Kanzlers verbietet ihm, 
„mit“ den Parteien zu regieren, und ſo verliert er denn ſeine beſten 
Kräfte und viele nützliche Zeit nur mit der Bekämpfung der Parteien 
und dem ſtetigen Ausſpielen der einen gegen die andere. Würde der 
Kanzler mit ſeiner inneren Politik im Klaren ſein, gäbe es für ihn be— 
züglich dieſer beſtimmte Prinzipien und Tendenzen, ſo wäre ein ſolches 
Ausſpielen der Parteien gegen einander auch gar nicht möglich. Die 
Unklarheit und Haltloſigkeit ſeiner inneren Politik gibt ſich aber am 
deutlichſten aus den Stellungen zu erkennen, die er gegenüber den Parteien 
einnimmt; er hebt ſie und läßt ſie wieder fallen, ganz nach dem Wandel 
ſeiner inneren Politik. Dieſe Praxis ijt der Inbegriff von Principien= 
und Syſtemloſigkeit, ſie manifeſtirt die Haltloſigkeit der eigenen Politik. 
Wie ein ſolches Verfahren auf keiner Seite ein Vertrauen auf 
die Regierungspolitik aufkommen läßt, ſo iſt es auch ganz dazu geeignet, 
weite Kreiſe politiſch zu corrumpiren und namentlich ſchwächere Naturen 
zur Darangabe ihrer Grundſätze zu verleiten. Dem Herrn Fürſten Bismarck 
zu gefallen, gilt bereits leider bei ſehr vielen Menſchen mehr, als ihrer 
Ueberzeugung zu folgen, und das von ihnen als richtig Anerkannte auch 
offen zu vertreten. Die jüngſt vergangenen Reichs- und Landtagsver⸗ 
handlungen haben die traurigſten Commentare zu dieſem Factum geliefert. 
In den verzweifelſten Fällen berufen fic) die betreffenden „deutſch“⸗ 
conſervativen Redner auf die Opportunität ihrer Stellung, was natürlich 
gerade ſo wenig einen Erfolg haben konnte, als wenn ſich Einer an ſeinem 
Zopfe aus dem Sumpfe ziehen will. Derartige „Volksvertreter“ können 
es ſich noch weit einfacher machen, wenn ſie kurz und bündig erklären: 
der Herr Reichskanzler will es, und ſein Wille geſchehe. Ob die be— 
treffenden Herrn dieſe ſchlagende Motivirung ihrer Standpunkte außer 
Acht laſſen und dafür ſich in allen möglichen Anwendungen der „Wenn“ 
und „Aber“ und „Obgleich“ üben, kommt ganz auf denſelben Eindruck 
hinaus, denn ihre Verlegenheits-Phraſen laſſen fie leineswegs „bedeutungs⸗ 
voller“ erſcheinen; man wird ſie mit und ohne „Aber“ niemals ernſt 
nehmen. — — — 

Um noch einmal direct auf die „Kreuz⸗Zeitung“ zu kommen, fo fet 
nur erwähnt: ſie ſank von der Bedeutung eines Sternes mit eigenem 
Lichte zu der eines Planeten herab, deſſen Licht und Wärme ihm nur 
„geſpendet“ wird. Die Selbſtſtändigkeit und politiſche Bedeutung einer 
Partei fängt aber an zu ſchwinden und zu erblaſſen, wenn ſie ihr 


28 


Organ nicht ſchützen will oder es nicht ſchützen kann. Es find das 
Wahrheiten, die vernommen werden müſſen, mögen ſie noch ſo ſehr 
ſchmerzen und reizen. In der anbrechenden Selbſterkenntniß liegt zugleich 
der Anfang der inneren und äußeren Erhebung, der Ermannung und 
der Auffaſſung alles deſſen, was einem nöthig ijt, um die verloren 
gegangene Bedeutung wieder zu erlangen. — — — 

Gelingt es den conſervativen Elementen des Reiches nicht, ſich wieder 
zu einer ſelbſtſtändigen, achtunggebietenden und Vertrauen erweckenden 
Partei zu erheben, ſo wird der Prozeß der immer deutlicher werdenden 
Auflöſung nur beſchleunigt. Das Merkwürdige bei der Sache wird aber 
ſein, daß es gerade die „Deutſch“-Conſervativen waren, welche 
an der Decompoſition der conſervativen Partei einen ſo hervorragenden 
Antheil genommen haben. — — — 

Nach dieſem Excurs ſei uns geſtattet, auf den weiteren Vergleich, 
der durch die beiden „Declarationen“ geboten wird, noch einmal kurz 
zurückzukommen. — Der Herr Reichskanzler hat voriges Frühjahr im 
Reichstage die Bemerkung gemacht: „Auch mit der conſervativen Fraktion 
habe ich längere Zeit keine Freundſchaft gehabt, dabei habe ich aber auch 
gefunden, daß diefe Partei ſchärfer ift, als die liberale Gegnerſchaft.“ — — 


Am „ſchärfſten“ war die conſervative Partei jedenfalls zu der Zeit, 
als ſie die Ehre hatte, den pommerſchen Edelmann Otto von Bismarck 
in ihren Reihen zu beſitzen. Was durch die obige Bemerkung der Reichs— 
kanzler Fürſt Bismarck an der conſervativen Partei rügen zu müſſen 
glaubte, entſprang gerade dem Geiſte, der fih am prononcirteſten zeigte, 
als der Kanzler noch zu der Partei gehörte. Während die Declaranten 
der fünfziger Jahre herausfordernd und vorwurfsvoll auftraten, finden 
wir, wie bereits ſchon erwähnt, die der ſiebziger Jahre in der Abwehr 
begriffen, und dennoch rügt Fürſt Bismarck die „Schärfe“ der Con- 
ſervativen. Die dem Vergleiche ſo nahe liegenden weiteren Schlüſſe wollen 
wir nicht mehr ziehen, uns dafür aber mit dem „preußiſchen Bundestags— 
geſandten“ von Bismarck beſchäftigen, um zu ſehen, wie er als „preu— 
ßiſcher Staatsdiener“ von der „ſervilen“ Bureaukratie ſprach, welche 
Achtung er damals noch für die conſervative Partei beſaß, und welches 
Vertrauen er auf ihre Selbſtſtändigkeit und Ueberzeugungstreue ſetzte. 

In dem Berichte vom 23. April 1852 für den Miniſter-Präſidenten 
von Manteuffel kommt folgende Abhandlung vor: 

„Die telegraphiſche Mittheilung über die morgen in der zweilen 
Kammer ſtattfindende Verhandlung erhielt ich geſtern Abend, ſodaß ich, 
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wenn ich mit der nächſten Gelegenheit hätte abreiſen wollen, um den 
Wünſchen Se. Majeſtät in dieſer Sache zu entſprechen, doch erſt morgen 
Abend eingetroffen ſein würde. Aber ſelbſt wenn ich da wäre und die 
Zahl der für die Auffaſſung unſeres Allergnädigſten Herrn Stimmenden 
um Einen oder Einige vermehrte, ſo würde dieſer Vortheil den Nachtheil 
nicht aufwiegen, der für die Regierung und namentlich für die Krone im 
engeren Sinne aus der Decompoſition unſerer Partei hervorgehen würde. 
Wenn ich mich öffentlich durch ein Votum oder gar durch eine Rede 
gegen die Ritterſchaft von dieſer losſagte, ſo würde das gerade in dem 
entſchloſſenſten und innerſten Theile unſerer Partei einen unheilbaren 
Spalt laſſen, und ich würde das verlorne Vertrauen meiner politiſchen 
Stützen in der Kammer und im Lande ſo leicht nicht wiedergewinnen. 
Daß die Stellung, in welche unſere Ritterſchaft in dieſer Sache gerathen 
iſt, eine ſchiefe und mehr durch Parteiumtriebe, als durch ſachliche Gründe 
herbeigeführt iſt, habe ich Sr. Majeſtät wiederholt erklärt; will man 
aber als Mitglied einer Partei Einfluß behalten, oder es auch nur bleiben, 
ſo darf man ſich auch von den Thorheiten ſeiner Partei nicht feindſelig 
losſagen, wenn man ſie nicht ſich unterwerfen kann. Für eine Thorheit 
halte ich es, in Preußen eine conſervative Adelsoppoſition im Widerſpiel 
gegen die Krone zu machen. Dazu ſitzt uns der Abſolutismus zu ſehr 
in succo et sanguine, und eine Entfremdung zwiſchen Krone und 
Ritterſchaft kann nur dahin führen, die Schreiber- und Gendarmen— 
Herrſchaft nomine regis als einzigen Ausgangspunkt übrig zu laſſen. 
Wenn ich aber im vorliegenden Fall mich, wie Se. Majeſtät es auffaßt, 
gegen die verfehlte Richtung meiner Standesgenoſſen in die Breſche werfen 
wollte, ſo würde ich keinen anderen Erfolg haben, als daß dieſe mit 
aufrichtigem Bedauern in mir für alle Zukunft einen durch Amt und 
Würde erkauften Ueberläufer in das Lager ſerviler Büreaukratie erblickten, 
und der augenblicklich durch mich Se. Majeſtät erwieſene Dienſt würde, 
wie ich glaube, ſehr viel geringer ſein, als meine Einbuße an Fähigkeit, 
dem König ferner Dienſte zu leiſten. Dieſe Erſte-Kammer-Sache geht, 
das bin ich überzeugt, ſchließlich doch in das Geleiſe, in welches Se. 
Majeſtät ſie haben will, mag es auf den jetzigen Wurf gelingen oder nicht. 

„Morgen früh habe ich mit Graf Thun eine Schnepfenjagd, auf 
der er mir wohl ſein Herz ausſchütten wird.“ 

Wir knüpfen hieran für die „deutſch“ conſervative Partei der achtziger 
Jahre nur die beſcheidene Frage an: Glauben Sie, daß der Herr Kanzler 
gegenwärtig ſich auch noch in der Lage befindet, Sie wie anno 1852 zu 
taxiren? Die Verhältniſſe liegen gegenwärtig gerade umgekehrt, denn 
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nicht bie Männer, welche die Macher der Mittelpartei und die Vertreter 
der Transaktionen mit den Nationalliberalen zu Gunſten des „Miſch— 
maſches“ ſind, werden von den „Deutſch“-Conſervativen und ihren 
Organen angegriffen, ſondern deren Odium trifft gerade die Leute, 
welche beſtrebt ſind, die Gründe der Achtung und des Ver— 
trauens für die conſervative Partei zu conſer viren, ohne 
welche Fürſt Bismarck anno 1852 nicht in der angeführten Weiſe an 
Herrn von Manteuffel geſchrieben hätte. — „Gouvernementalen“ gegen— 
über hätte allerdings der damalige Miniſter-Präſident keine Urſache 
gehabt, einen Vertreter für die Regierungsvorlage zu gewinnen. Der 
Herr Reichskanzler hat demnach die Conſervativen ſchon ſehr weit gebracht, 
der „Veredelungsprozeß“, den er mit ihnen vornimmt, ſcheint keine 
beſonderen Schwierigkeiten zu bieten. 


Aus dem Jahre 1857 vom 22. April iſt ein weiteres Schreiben 
von dem damaligen preußiſchen Bundestagsgeſandten anzuführen, in 
welchem mit einem auffallend trockenen Tone die Aufforderung behandelt 
und abgelehnt wird, nach Berlin zu kommen, um im Abgeordnetenhauſe 
für die Salzſteuer zu wirken. Der „Staatsdiener“ v. Bismarck befand 
ſich zu dieſer Zeit in Paris und ſchrieb: 


„Ew. Excellenz telegraphiſche Weiſung wegen meiner Hinkunft nach 
Berlin iſt mir geſtern durch Graf Hatzfeldt mitgetheilt worden, ſowie 
kurz vorher eine Aufforderung von einer Anzahl Mitglieder des Herren: 
hauſes, welche meinen Beiſtand gegen die Salzſteuer“) requiriren wollen. 
Meines Erachtens find die Anſichten im Haufe jetzt ſchon zu ſehr con- 
ſolidirt, als daß ich in der wenigen Zeit vor der Abſtimmung auf die 
mir politiſch Naheſtehenden noch mit Erfolg wirken könnte. Mit meiner 
alleinigen Stimme aber dürfte dem Gouvernement nichts gewonnen ſein, 
wenigſtens nichts, was im Verhältniß mit dem Nachtheil ſtände, daß ich 
meinen etwaigen Einfluß auf die Rechte des Hauſes für lange, wenn 
nicht für immer, dadurch zerſtörte, daß ich mich mit der ganzen Fraction 
oder Partei in iſolirten Widerſpruch ſetzte, und mich als ein Mitglied 
charakteriſirte, welches der ſelbſtſtändigen Ueberzeugung zu Gunſten rein 
gouvernementalen Einfluſſes entjagt.“ 


Zwiſchen den Zeilen dieſes höchſt lakoniſchen Schreibens läßt ſich 


*) Im Januar 1858 legte die Staatsregierung dem Abgeordnetenhauſe einen 
Geſetzentwurf vor, betreffend die Erhöhung des Salzverkaufspreiſes von 12 auf 15 
Thaler für die Tonne von 405 Pfund. 
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der Unmuth des Herrn von Bismarck über die von ihm verlangte Jnter- 
vention leicht erſehen. Er weiſt nicht ohne Anflug von Verachtung eine 
Inſinuation zurück, durch deren Befolgung er ſich „als ein Mitglied 
charakteriſirte, welches der ſelbſtſtändigen Ueberzeugung zu Gunſten rein 
gouvernementalen Einfluſſes entſagt.“ — 

Angeſichts dieſes Materials iſt es fernerhin ganz überflüſſig, noch 
beweiſen zu wollen, daß der Herr Reichskanzler als Deichhauptmann und 
dann ſelbſt als königlich preußiſcher Bundestags-Geſandter genau fo über 
die „Gouvernementalen“ gedacht hat, als ich es gethan und auch fernerhin 
unter gleichen Vorausſetzungen thun werde. Es ſcheint die Vermuthung 
gerade nicht gewagt zu ſein: daß Fürſt Bismarck, wenn er nicht Kanzler 
des deutſchen Reiches, ſondern noch Herr von Bismarck wäre, ſich eben- 
falls nachdrücklichſt gegen die Bildung derjenigen Mittelpartei erklärt 
haben würde, an der gegenwärtig noch immer gearbeitet wird, und deren 
Zweck nur in der Erreichung von Zielen gedacht werden kann, die theils 
direct der ſtaatserhaltenden Tendenz entgegenſtehen, theils den Kulturkampf 
nur vertiefen und erbitterter machen müßten, was doch ebenfalls nicht 
im Intereſſe einer ſtaatserhaltenden Politik liegen kann. Sagte doch der 
Herr Kanzler vor einigen Jahren im Reichstage: daß eine größere Zu— 
friedenheit aller Staatsangehörigen auch ein Staatszweck ſei. 

Durch die Wiederbelebung der nationalliberalen Partei und die 
Linksſchwenkung der Gouvernemental-Conſervativen ſollte eine Mehrheit 
im Reichstage und Landtage bewirkt werden, welche ſich ebenſo gegen 
die „Deutſchfreiſinnigen“ und die „Volkspartei“, als wie gegen das 
Centrum verwenden ließe. Man wollte vielleicht namentlich dieſem 
beweiſen, daß ſeine Hilfe zu entbehren ſei, und es deshalb in ſeinen 
Anſprüchen beſcheiden zu ſein habe. Hierbei überſah man oder reflektirte 
wenigſtens nicht darauf, daß die Fälle, bei welchen die Hilfe des Cen— 
trums einmal unentbehrlich iſt, ſich durch die Einnahme der neuen volks— 
wirthſchaftlichen und ſocialen Standpunkte weſentlich verringern müſſen. 
Wie oben angedeutet wurde, kann man nur von zwei oder drei, eventuell 
von vier Annahmen ausgehen, um den Zweck oder die Zwecke für den 
Wechſel in der inneren Politik des Kanzlers zu verſtehen. Wie ſich nun 
die beſtimmten Fälle, welche aus dieſen Annahmen hervorgehen, zu 
einander verhalten, ob und wie ſie ineinandergreifen und ſich gegenſeitig 
ergänzen oder bedingen, inwieweit ſie als Urſache und Wirkung der 
gegenwärtigen Regierungs-Politik zu betrachten find, das können wir mit 
Beſtimmtheit allerdings nicht „wiſſen“. — — — 

Wir wiſſen nämlich nicht: iſt die Schwenkung der Regierung erfolgt, 
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um die vielgenannten focialen Reformen des Fürſten Bismarck wieder 
allmälig aufzurollen, ſie mit einem Worte vorerſt hinzuhalten, oder 
erfolgte die Wandlung nur aus dem Grunde, um den Einfluß des Cen— 
trums zu brechen? Im erſten Falle konnte das Centrum um ſo leichter 
brüskirt werden, als man ſeine Hilfe nicht mehr verwerthen wollte, und 
als man, wo man ſie dennoch nöthig haben würde, ja genau wußte, 
daß ſie von ihm vermöge ſeines Programmes zu haben ſei. (Getreide— 
zölle ꝛc. 2.) Im weiten Falle hingegen mußte man aber wiſſen, daß 
die Brechung des Ceutrums-Einfluſſes nicht ohne Verzichtleiſtung auf Die 
Durchführung der ſocialen Reformen zu erreichen fein würde. — — — 

Wir wiſſen aljo nicht, iſt die Urſache der Wendung der Bismarckiſchen 
Regierung in der Abſicht zu ſuchen, die ſocialen Reformen aufzuhalten, 
und ergibt ſich die Brüskirung des Centrums nur als die Wirkung, 
oder liegt die Urſache in dem Verlangen: unter allen Verhältniſſen die 
Bedeutung des Centrums zu brechen, wodurch alsdann die Hinhaltung 
oder Aufrollung der ſocial-reformatoriſchen Projecte nur als Wirkung 
der Ausführung des gedachten Verlangens zu nehmen wäre. Iſt die 
letztere Annahme die richtige, fo geht wenigjteng mit aller Evidenz hervor, 
daß Fürſt Bismarck die Lahmlegung des Centrums für wichtiger hält, als 
die Durchführung der Reformen oder, — was gleichbedeutend iſt, — als 
die „Fruktificirung der Kaiſerlichen Botſchaft“, welche durch die Behand— 
lungsweiſe des Herrn Reichskanzlers kaum mehr einen akademiſchen 
Werth beſitzt. 

Nach unſerer ſchlichten Meinung verfolgt aber der Herr Kanzler 
durch den Wechſel ſeiner inneren Politik zwei, vielleicht auch drei Ziele: 
die Brechung des Einfluſſes des Centrums und die Einſchränkung in der 
Ausführung feiner ſocial⸗reformatoriſchen Projekte. Wir glauben demnach, 
daß in dieſen beiden Fällen Urſache und Wirkung in einander greifen, 
oder daß man beide Fälle als ſolche bezeichnen kann. Eine dritte Con⸗ 
jectur, welche durchaus nicht zu überſehen iſt, läßt ſich aus des Herrn 
Kanzlers Colonial-Politik ableiten, für welche er mehr Entgegenkommen 
auf der nationalliberalen Seite, als vom Centrum erwartete, und deshalb 
zur Verjüngung, wenn auch ſicher nicht zur Verſchönerung der national: 
liberalen Partei ſchritt. Das Verhalten des Herrn Kanzlers in der 
Arbeiter- und Handwerker-Frage, ſowie hinſichtlich der landbautreibenden 
Bevölkerung *) läßt jedenfalls unſchwer erkennen, daß die Tendenz für 


*) Wir haben ſchon in der Broſchüre: „Gouvernemental und Conſervativ“ 
darauf hingewieſen, daß, ſelbſt wenn die Getreidezölle eine höhere Einnahme der land: 
bautreibenden Bevölkerung bewirken, dieſer Gewinn der großen Mehrzahl dieſes 
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bie foctalen und wirthſchaftlichen Reformen gegenüber feiner Colonial- 
Politik ſehr abgeſchwächt erſcheint. Das hier nachzuweiſen, würde zu 
weit führen, und behalten wir uns die bezüglichen Darlegungen vor. — — 

Die „vierte“ Annahme gegenwärtig zu beſprechen, halten wir aus 
ſehr beſtimmten Gründen nicht für opportun, doch werden wir vielleicht mit 
der Zeit Gelegenheit erhalten, auf ſie zurückzukommen. Uns ſcheint, daß 
ſie eine große Wahrſcheinlichkeit für ſich hat, um ſo mehr als ſie den 
Familien⸗Intereſſen des Herrn Kanzlers entſpricht. — — Mag nun dieſe 
oder jene der bereits genannten Annahmen für den Wechſel der kanz— 
leriſchen inneren Politik die richtige ſein, ſo geht als ihr Reſultat eine 
ſehr bedenkliche Rückwärts-Concentrirung in der Durchführung der ſocialen 
und wirthſchaftlichen Reformen, wie auch die Thatſache der Verſchlim— 
merung der kirchen-politiſchen Fragen hervor, und gegen dieſe Wendungen, 
welche natürlich „Obſtructionen“ aller Art im Gefolge haben müſſen, 
wandte ich mich in meinem Buche: „Der fünfte Stand und die Regierung“, 
ſowie in meiner letzten Broſchüre. Ob nun die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ und ihre Hintermänner ſich deshalb für berechtigt halten können, 
mich den „Vertreter eines revolutionären Junkerthums“ zu nennen, ob 
deshalb die „Kreuzzeitung“ Urſache hatte, polemiſch gegen mich aufzutreten, 
und der „Reichsbote“ ſich veranlaßt ſehen konnte, mein Hervortreten als 
ihm „unſympathiſch“ zu bezeichnen; ob ferner die „Allgemeine Conſer— 
vative Monatsſchrift“ ſich ebenfalls aus dieſem Grunde berufen fühlen 
konnte, mein Vorgehen von conſervativen Standpunkten aus vollſtändig 
zu desavouiren, das Alles überlaſſe ich nun im weiteren dem objektiven 
Urtheil meiner Mitbürger. — — — 


Auf alle Fälle halte ich mich gerade in den Hauptpunkten meines 
Hervortretens vollkommen durch den „früheren“ Herrn von Bismarck 
gedeckt und bedaure nur, daß der Kanzler nicht in die Lage kommen 
wird, von dieſer Broſchüre Kenntniß zu nehmen. Wie bereits ſchon in 
der erſten betont, habe ich noch immer ſo viel Vertrauen auf das Urtheil 


Produktivſtandes nicht eher von Nutzen ſein wird, als nicht eine Reihe von unlängſt 
verlangten Geſetzen ausgeführt worden iſt. Die künſtliche Erhöhung des Bodenwerthes 
in Folge der Getreidezölle erleichtert nur die Contrahirung von Schulden und wird 
ſchließlich nur zur Vermehrung der Grund-Schulden führen, ſomit die 
Uebel noch tiefer und umfangreicher machen. Juerll müſſen die „Schutzgeſetze“ und 
dann erſt jene erlaſſen werden, welche die Einnahmen vermehren. Dieſe Ueberlegung 
ſcheint aber dem Herrn Kanzler gänzlich gefehlt zu haben; denn man verfuhr leider 
in einer Weiſe, welche allerdings nicht im Intereſſe der Mehrzahl der grundbeſitzenden 
Bevölkerung liegt. 
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des Fürſten, daß es für mich von Werth fein müßte, es auch bezüglich 
meiner Anſichten über Conſervatismus und Gouvernementalismus zu 
vernehmen. Wenn übrigens der Herr Kanzler dem deutſchen Reiche noch | 
recht lange erhalten bleibt, jo wird ex fich doch wieder, namentlich wenn . 
eine gewiſſe Uebergangszeit durchlebt fein wird, den Bahnen nähern 
müſſen, die der „revolutionäre“ Junker bereits ſchon vor dem denk— 
würdigen Jahre 1878, alſo vor der „Bekehrung“ des Fürſten Bismarck, ta 
eingeſchlagen hat. Die Schriftzüge der Worte: „durchgreifende ſociale è 
und wirthſchaftliche Reformen oder die fociale Revolution“ werden von 
Jahr zu Jahr deutlicher und greller beleuchtet werden. 

Erſcheinen dem Herrn Kanzler die Prämiſſen für ſeine Politik vom 
Jahre 1878 nicht ſtark genug, ſo werden dafür die Conſequenzen der 
vom Jahre 1882 befolgten von ſolcher Stärke werden, daß er verſuchen 
wird, ſich ihnen durch einen abermaligen Wechſel zu entziehen. Die 
Verhältniſſe dürften ſich aber dann in ſo zwingender Weiſe zur Geltung 
bringen, daß an der Bereitwilligkeit, fie endlich voll und ganz zu mir- 
digen, nicht mehr zu zweifeln iſt. Leider werden dann aber ganz | 
andere Zweifel die Gemüther beherrſchen und fie auch nicht mehr in A | 
Ruhe kommen laffen, nämlich die: ob überhaupt, nachdem die Fonds der ? 
nöthigen Stabilität aufgezehrt und die Elemente, welche überhaupt noch 
ein Intereſſe an der Aufrechthaltung der heutigen Geſellſchaft und ihrer 
Productions- und Erwerbs⸗Modalitäten beſitzen, zu einer kleinen Minorität 
zuſammengeſchrumpft ſind, von den dann gewährten Reformen noch die 
Wirkungen erwartet werden können, auf welche man hofft. Es unterliegt 
doch keinem Zweifel, daß in dem Grade, als ſich die Intereſſenten für 
ein Unternehmen oder für Maßnahmen überhaupt, verringern, dieſe 
an Ausſichtsloſigkeit zunehmen, und beziehungsweiſe auch an ihrer Zweck— 
mäßigkeit Einbuße erleiden. Der Werth und die Bedeutung einer Hilfe 
hängen von ihrem Umfange und der richtigen Zeit ihrer Anwendung ab. 
Der providentielle Charakter einer Hilfe richtet ſich ſomit danach, daß ſie T 
dann geleiſtet wird, wenn fie noch volle Wirkſamkeit befigt, nicht aber 
erſt eintritt, wenn wenig oder nichts mehr zu retten iſt. Will man 
3. B. die ländlichen Hypotheken dann erſt ablöſen, wenn der weitaus 
größte Theil der deutſchen Bauern zu perfekten Hörigen des Großkapitals 
geworden iſt und der Grundbeſitz ſich in den Händen von verhältnißmäßig 
wenigen Latifundien-Beſitzern befindet, ſo verliert die gedachte Ablöſung 
ihren Werth und ihre Wirkung. Laſſen wir die Wirkungen des römiſchen 
Rechtes auf unſere landbautreibende Bevölkerung ruhig weiter wuchern, > 
jo werden von einem beſtimmten Zeitpunkte an ſelbſt die beſten Agrar- 
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Reformen nicht mehr im Stande fein, unſere Bauern vor dem Schickſal 
der altrömiſchen und jetzigen italieniſchen Bauern zu ſchützen. „Es geht, 
ſo lange es geht,“ ſagt die „Kreuzzeitung“. Nicht anders verhält es ſich 
mit den beiden anderen Produktivſtänden, mit den Handwerkern und 
Arbeitern. Schützt man die Erſteren jetzt nicht durch die obligatoriſchen 
Innungen, aus welchen ſich ganz nach Bedürfniß die Produktiv-Aſſo⸗ 
ciationen entwickeln können und werden, unterläßt man, durch die Theil— 
haberſchaft“) am Netto-Gewinn die Arbeiter mit dem heutigen Produc- 
tions⸗Syſtem möglichſt auszuführen, ſo werden die genannten Reformen 
dann völlig ihren Zweck verfehlen, wenn die Handwerker, noch mehr als 
fie es jetzt jchon find, zu Stück- und Lohnarbeitern oder Arbeitern in 
den Fabriken, ſomit zu Proletariern herabſanken, und die Fabrik-Arbeiter 
ſich allmälig aus „Socialdemokraten“ ““) zu Anarchiſten entwickelt 
haben werden. 


Wie alle die gedachten Reformen ihren Nutzen verlieren, wenn für 
ſie kein genügendes Publikum mehr vorhanden iſt, ſo wird es auch, wenn 
man fich nicht rechtzeitig eines Beſſeren beſinnt, in religiöfer Beziehung 
mit dem deutſchen Volke immer mißlicher beſtellt fein. Sind Die religidjen 
Grundlagen zerſtört, und ſind den großen Maſſen die Gelegenheiten er— 
ſchwert oder zum Theil ganz genommen, ihrer Religion auch der Praxis 
nach zu leben, ſo helfen dann alle frommen Wünſche und ſelbſt Anord— 
nungen und Befehle von der allerhöchſten Stelle nichts mehr. Religion 
zu haben, läßt ſich einmal nicht decretiren, ſie kann nur durch die Er— 
ziehung und eine ſorgfältige Pflege verliehen und erhalten werden. Staatá- 
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*) Siehe: „Der fünfte Stand und die Regierungen“, S. 79 n. 95; ferner: 
„Ein Beitrag zur Lohn- und Arbeitsfrage“. Puttkammer und Mühlbrecht. Berlin. 

**) Der öſterreichiſche Finanz-Miniſter a. D. Schäffle mag in ſeiner Broſchüre: 
„Die Ausſichtsloſigkeit der Socialdemokratie“ wohl Recht haben; ob aber hiermit die 
Perſpektive in die Zukunft eine beſſere geworden ift, und der Vertrauens-Duſel be- 
ſtimmter Geſellſchaftskreiſe gerechtfertigt wird, möchten wir auf das Entſchiedenſte 
verneinen. Die Socialdemokraten, wie ſie ihrer großen Mehrzahl nach heute ſind, 
verlieren zwar an Bedeutung, aber ſie werden eben deshalb einen Wandel erfahren 
und Anarchiſten werden. Die Deduktionen über die Ausſichtsloſigkeit der Social⸗ 
demokratie machten daher auf mich den Eindruck einer reinen Wortſpielerei. Die 
Socialdemokraten werden Anarchiſten und ich bin ſehr geſpannt, ob Herr Dr. Schäffle 
vielleicht auch dieſen die Ausſichtsloſigkeit prophezeit. Für jetzt haben die Social: 
demokraten ihren officiellen Dank durch Herrn von Vollmar dem Herrn Kanzler im 
Reichstage übermitteln laſſen; vielleicht werden fih in einigen Jahren auch die Anar⸗ 
chiſten hiezu veranlaßt ſehen. Wir machen ja raſende Fortſchritte in der Aera der 
ſocialen Reformen. 
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kirche und Staatsabſolutismus gehören zuſammen, und man wird fie 
auch immer bei untergehenden Staatsweſen vereinigt und im Flore finden. 
Daß Fürſt Bismarck auch nur daran denken konnte, ſich mit Hilfe 
der Altkatholiken und „Staatspfarrer“ eine deutſch-katholiſche Kirche zu 
gründen, beweiſt keinen ſtaatsmänniſchen Blick. Die Katholiken werden 
dem Papſte auf der ganzen Erde treu bleiben, denn ſie ſtehen und fallen 
mit ihm. Er iſt das ſichtbare Oberhaupt ihrer Kirche, und wo“) es ſich 
auch immer befinden mag, da ift der Mittelpunkt der katholiſchen Welt. 
Wir ſind ſicher und unter allen Umſtänden gute Deutſche; die preußiſchen 
und beziehungsweiſe die deutſchen Katholiken haben in den drei letzten 
Feldzügen die Blutproben beſtanden; man verſchone uns aber damit, 
durch fortwährende Eingriffe in unſere Rechte und Angriffe auf unſere 
Kirche fort und fort Proben zu beſtehen. Es iſt nicht opportun, immer 
wieder von Neuem, und ohne daß zwingende Gründe vorhanden ſind, 
Proben aufzuerlegen. Man möge doch auch nicht überſehen, daß wir 
nur als Staatsbürger der Welt angehören, als Chriſten aber dem Reiche 
Chriſti, das ſeine Verherrlichung im Jenſeits feiert und ewig dauert. 

Für Alle, welche an einen perſönlichen Gott und an ein Jenſeits 
glauben, aber ganz ſpeziell für die Chriften,**) hat das Erdenleben nicht 
die Bedeutung, als für ſolche, welche mit dem Todesröcheln Alles für 
beendigt anſehen. Für uns erſchließt ſich mit dem Tode erſt die wahre, die 


) Das ſchließt aber durchaus unſere Anſprüche auf Rom nicht aus. Rom 
gehört der katholiſchen Welt, und deshalb dem Papſte oder auch umgekehrt, und ſo 
ſicher die Flüſſe ſeewärts fließen, werden auch wieder Verhältniſſe eintreten, unter 
welchen Rom dem Papſte gehören wird. 


**) In der Mich. Sailer'ſchen Ueberſetzung (größere Ausgabe mit Anmerkungen) 
der „Nachfolge Chriſti“ von Thomas von Kempis finden wir beim ſechszehnten Haupt⸗ 
ſtück des III. Buches ſeine Anmerkung folgenden Inhalts: „Denn, wie Auguſtinus 
und alle Weiſen mit ihm lehren: das Zeitliche iſt zum Gebrauche, das Ewige zum 
Genuſſe — für den unſterblichen Geiſt. Dies ift das große Geſetz unſeres Hierſeins: 
wir ſollen durch Gebrauch des Zeitlichen, in der Zeit, zum Genuſſe des Ewigen, in 
der Zeit und in der Ewigkeit zubereitet werden.“ 

Die Chriſten überhaupt, insbeſondere aber die Katholiken, gehen in den Begriffen 
über Staat und Nationalität keineswegs auf. Für ſie iſt der Staat und die Natio⸗ 
nalität nicht das Punctum saliens, ſomit nicht „Das“: worauf Alles ankommt. Wir 
werden dem göttlichen Gebote: „Seid unterthan der Obrigkeit“ uns fügen; aber 
zwiſchen „ſich fügen“ und einer freudigen Aufopferung mit Gut und Blut iſt ein 
gewaltiger Unterſchied. Der Begriff: „ſich fügen“ deckt ſich einmal ſicher nicht mit 
dem: eine Sache aus freien Stücken zu unterſtützen, zu vertheidigen und ſich ihr 
zu opfern. 
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bleibende Welt, in der wir Rechenſchaft über unfer Erdenleben 
abzulegen haben. Hat der Tod die Chriſten vereinigt, ſo iſt es auch 
mit ihrer Nationalität vorüber, der ſie auf Erden angehörten. Es gibt 
keine deutſchen, franzöſiſchen oder italieniſchen Seelen, und ebenſo wenig 
gibt es für die verſchiedenen Nationen verſchiedene Himmel. 

Wenn man dieſe Definitionen überflüſſig, ſonderbar oder unſeret⸗ 
wegen auch naiv findet, ſo kann uns das nicht im geringſten geniren, 
denn wir wiſſen, warum und für welche Adreſſen wir ſie gegeben. 
Unſere erſte und wichtigſte Frage bleibt immer die: Was 
haben wir zu thun und zu laſſen, damit wir dem verher r— 
lichten Reiche Chriſti angehören können? Wer den Worten 
unſeres Kaiſers: „Dem Volke muß die Religion erhalten bleiben“, bei 
pflichtet, der wird auch nicht gegen unſeren Standpunkt polemiſiren können. 

Uns Katholiken iſt unſere Confeſſion einmal ganz ſicher wenigſtens 
gerade fo lieb und heilig, als den Proteftanten die ihrige, und künnen 
wir deshalb auch Religion nur innerhalb unſerer Confeſſion haben. 
Wenn nun auch den ſiebzehn Millionen deutſcher Katholiken 
die Religion erhalten bleiben ſoll, ſo laſſe man endlich die 
Schranken und Feſſeln fallen, welche der Bethätigung unſerer Religion 
und der vollen Wirkſamkeit unſerer Kirche hinderlich ſind. Sollten wir 
auch noch ſo ſehr beengt werden, und noch weit mehr Unrecht erfahren, 
zu Proteſtanten oder Altkatholiken macht man uns doch nicht. Was 
bei einer ſyſtematiſchen Erſchwerung und Hinderung der katholiſchen Er— 
ziehung herauskäme, das wäre ganz ſicher nicht der Proteſtantismus, 
ſondern der Atheismus, und ich bin ein zu guter Deutſcher, als daß ich 
nicht den Zuwachs vieler Millionen von Atheiſten für ein großes, ja 
für das größte Unglück betrachten müßte, das dem deutſchen Reiche ge— 
ſchehen könnte. 

Soll alſo auch, wie bereits geſagt, den deutſchen Katholiken „die 
Religion erhalten werden“, und der Kaiſer ſchloß von ſeinem Wunſche 
ſicher nicht die ſiebzehn Millionen Katholiken aus, ſo beendige man vor 
Allem frei, offen und beſtimmt den Kulturkampf und enthalte ſich aller— 
ſeits der Velleitäten über das „proteſtantiſche Kaiſerthum“, von einem 
proteſtantiſchen „Reiche“ gleich gar nicht zu ſprechen. — Diejenigen, die 
es aber dennoch thun, die wiſſen in ihrer Einfalt gar nicht, was ihre Worte 
bedeuten, und was ſie Alles unter Umſtänden anrichten können. 
„Deutſche“ und Katholiken bleiben wir, ſo lange wir athmen, und dürfte 
es ſchwerlich im Intereſſe des Reiches liegen, uns Katholiken in einen 
politiſchen Gegenſatz zu den deutſchen Proteſtanten zu bringen. Wer das 
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aber fertig brächte, der tft unter allen Umſtänden kein „Mehrer“, ſondern 
ein „Verderber“ des Reichs, und wir müßten ihn vor Gott und der 
Geſchichte als ſolchen bezeichnen. — — — == — === — 


Da wir trotz der Verdächtigungen, welche die „Norddeutſche All— 
gemeine Zeitung“ gegen uns gehäuft, das lebhafteſte Intereſſe an der 
Aufrechthaltung der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Ordnung beſitzen, 
können wir nicht umhin, auch hier auf eine Praxis zu verweiſen, die uns 
im höchſten Grade ftaats-, reſp. „bundesſtaatsgefährlich“ erſcheint. — — 

Wir meinen den Antrag Preußens (Bismarcks) beim Bundesrathe 
auf Ausſchließung des Herzogs von Cumberland in der braunſchweigiſchen 
Erbfolge. — — — 

Wir bedauern aufrichtig, abermals eine dem Herrn Kanzler ent— 
gegengeſetzte Auffaſſung zu haben, indem wir gerade ſtaats- d. h. bundes⸗ 
gefährlich finden, was er aus Rückſichten der Bundes- oder Reichsge— 
fährlichkeit verlangt. — — Eine Negation der Legitimitäts-Rechte, einfach 
nur geſtützt auf Conjecturen, ſomit jeder thatſächlichen Begründung bar, 
müſſen wir als einen Präcedenzfall der verhängnißvollſten Art bezeichnen. 
Selbſt wenn es „zweckmäßig“ wäre, den Herzog von Cumberland von 
der braunſchweigiſchen Thronfolge auszuſchließen, ſo dürfte ſein Ausſchluß, 
rejp. feine Beſeitigung erft dann erſtrebt werden, wenn er als Bundes- 
fürſt gegen die Reichsverfaſſung in einer Weiſe gefehlt hat, die ſeine 
perſönliche Abſetzung rechtfertigte. Es müßte alſo auf Grund des Artikels 19 
der Reichsverfaſſung gegen ihn vorgegangen werden. Der Artikel lautet: 
„Wenn Bundesglieder ihre verfaſſungsmäßigen Bundespflichten nicht er— 
füllen, können ſie dazu im Wege der Execution angehalten werden. Dieſe 
Execution iſt vom Bundesrathe zu beſchließen und vom Kaiſer zu voll— 
ziehen.“ Dem „Kanzler des deutſchen Reiches“ ſollten die legitimen Rechte 
eines Fürſten doch nicht ſo „wohlfeil“ erſcheinen, daß er ſie einfach ver— 
möge einer petitio principii negirt. — — — 

Solange aber der Herzog als Bundesfürſt nicht an- 
erkannt iſt, kann man ihn primo jure ebenſowenig von der 
Succeſſion auf den braunſchweigiſchen Thron ausſchließen, 
als daß man ihn der Regierung des Herzogthums entheben 
kann, ohne daß er ſich Reate zu Schulden kommen ließ, die 
ſeine Abſetzung recht fertigten. 

„Eine Strafe zu verhängen, wo noch keine Schuld iſt“, das kommt 
in keinem Codex der Welt vor. Nur die Bismarckiſchen Gouvernementalen 
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find im Stande derartige „Rechtstheorien““) anzuerkennen und ihnen 
möglichſte Tragkraft zu verleihen. 

Weiß der Kanzler nicht, daß die Monarchien nur dann einen abſoluten 
Rechtfertigungsgrund haben, wenn ſie auf der Legitimität beruhen? 
Entzieht man ihnen dieſe abſolute, die göttliche Baſis, ſo bleibt für ſie 
als Rechtfertigungsgrund nur die zur Zeit herrſchende politiſche oder 
ſociale Zweckmäßigkeit als ſtets ſchwankender Reſt ihrer Rechtsanſprüche. 

Sind wir aber einmal in der Klärung der Begriffe über Monarchie 
ſoweit gekommen, jo werden dieje Aufklärungen die republikaniſche Pro- 
paganda mächtig unterſtützen. Man wird rückſichtslos den Geſetzen der 
Logik folgen und allenthalben nur den Maßſtab * Zweckmäßigkeit 
anlegen. — — — 

Soll die Monarchie ihren Schwerpunkt nicht mehr in der Legitimität 
beſitzen, erklärt man die Berufung auf: „von Gottes Gnaden“ als leere 
Formel, als Phraſe, nach der man ſich in ſeinen „praktiſchen“ Erwäg⸗ 
ungen nicht zu richten braucht, ſo hebt man die ſittlichen Gründe für 
die Monarchie auf und entäußert ſie zugleich ihrer Anſprüche auf die 
göttliche Berufung. 

Die Monarchien ſind dann lediglich nur noch „politiſche“ Ergebniſſe, 
ſie haben alsdann keine andere Berufung, als die auf die Gewalt, und 
in dem Grade, als dieſe ſich abſchwächt, verlieren ſie an ihrer politiſchen 
Bedeutung, ſomit an ihrer Zweckmäßigkeit. Auf dieſer abſchüſſigen Bahn 
wird man vermöge einer zwingenden Logik früher oder ſpäter auch dahin 
gelangen, zu erklären: daß dieſe oder jene Monarchie aus dieſen oder 
jenen Gründen „zwecklos“, ſomit „rechtslos“ fet. — — — — — — 


*) Analog obiger „Rechts-Deduktionen“ daͤrf auch die Correſpondenz des 
„Münchener Fremdenblatt“ in Nr. 180 v. J. betrachtet werden. Sie lautet: Eine 
„Rechts“ anſchauung bringt die in Berlin erſcheinende „Deutſche Heereszeitung“ 
zur Veröffentlichung, die wegen ihrer Sonderbarkeit verdient, niedriger gehängt zu 
werden. „Angeſtammter Erbe von Luxemburg wäre der Herzog von Naſſau, 
der ſtaatsrechtliche Erbe, wie man vielfach annimmt, der König von Preußen, 
in der Eigenſchaft als Rechtsnachfolger des Herzogs“, ſchreibt das Blatt. 
Welch’ großartige Perſpektive öffnet diefe „Rechts“ deduktion, wie einfach ift fie für 
Preußen, wie bemerkenswerth für die übrigen, beſonders die deutſchen Fürſten. 
„Preußen darf den Beſiegten und denen, die es beſiegen kann, auch Erbſchaftsanſprüche 
nehmen!“ ſo ungefähr malt ſich die „Heereszeitung“ das Recht aus. Natürlich kann 
man aus dem Umſtande der Eroberung niemals im bürgerlichen oder ſtaatlichen 
Leben Erbſchaftsanſprüche auf ganz andere, abſeits liegende Beſitztitel des Beſiegten 
erheben. Luxemburg iſt überdies ſeit 1866 neutraliſirt unter Gewährſchaft Englands 
und Frankreichs. Dies allein würde eine Nachfolge des Königs von Preußen in 
Luxemburg von einem Kriege gegen Frankreich und England abhängig machen. 
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Die monarchiſche Gewalt ohne Baſis der göttlichen Berufung ſteht 
dann in keiner rechtlichen noch denkbaren Weiſe den anderen politiſchen 
Gewalten vor. Es kann Niemand ungeſtraft zu revolutionären Mitteln 
greifen und ſelbſt ein Revolutionär ſein, aber dennoch für ſich alle Achtung, 
Ergebenheit und Treue verlangen. Werden dieſe gezollt, ſo geſchieht es 
eben aus Zweckmäßigkeitsgründen, die ſehr verſchiedener Art ſein können. 
Werden aber dieſe Gründe hinfällig, hört der „Zweck“ als das beſtimmende 
Motiv auf, ſo fällt auch ipso facto das Recht aller auf einer ſolchen 
Ba ſis errichteten Inftitutionen oder Beziehungen weg. Hier angekommen, 
wird man nicht mehr den „Pflichten“ gemäß handeln, ſondern ſich nur 
von der „Klugheit“ und der „Zweckmäßigkeit“ leiten laſſen. Wir würden 
eben wieder einmal einen jener bekannten merkwürdigen „Fortſchritte“ 
machen, die genau beſehen, nur koloſſale „Rückſchritte“ ſind. — — — 


, Bir nehmen keinen Anſtand zu erklären: daß für uns die Superiorität 
der Monarchie gegenüber den anderen Staatsformen nur auf der Legitimität 
und ihrer Berufung auf das göttliche Recht beſteht. Wo wir dieſes ver= 
läugnet und nicht angewendet finden, hat für uns die Monarchie „an 
ſich“ nicht nur nichts vor den anderen Formen voraus, ſondern es ſcheint 
uns ſelbſt, daß ihr „ſittlicher“ Werth von dem einer Republik ſehr ent- 
ſchieden überragt wird. — — 


Greifen wir dennoch zu anderen praktiſchen Vergleichungen zwiſchen 
Monarchie und Republik, z. B. in Bezug auf die billigere Verwaltungs⸗ 
form, kürzere Dienſtzeit der Soldaten und Verminderung der Kriegs— 
Veranlaſſungen ꝛc. 2c., fo werden auch auf Grund dieſer Erwägungen 
die Vorzüge einer Republik, wenn man ſie an ſich betrachtet, außer Frage 
geſtellt. Die Monarchie in abstracto genommen, kann ihre Superiorität 
nur auf die göttliche Berufung gründen, in welcher die Legitimität wurzelt. 
Laſſen wir dieſe fallen, ſo wiſſen wir nicht, aus welchen 
„ſittlichen“ Gründen wir noch Monarchiſten sans phrase 
ſein ſollen, und ebenſo wenig kann hier die Berufung auf 
das monarchiſche „Prin zip“ der Monarchie zu gut kommen, 
denn auch dieſes ſteht und fällt mit der Legitimität und 
der Anerkennung der Rechte von Gottes Gnaden. — — — 


Obwohl ähnliche Erwägungen die Gedankenkreiſe des Fürſten Bismarck 
„geſtört“ haben mögen, als er den Antrag auf Ausſchluß des Herzogs 
von Cumberland von der braunſchweigiſchen Erbfolge ausarbeitete? Wenn 
ſie ihn überhaupt geſtört haben, ſo hat der Kanzler auf alle Fälle dieſe 


qe 
1 
<> 


41 


Erwägungen zu „leicht“ und die „Bundesgefährlichkeit“ des Herzogs zu 
„ſchwer“ genommen. — — — = — — == — — — — — — 


Beide mit einander verglichen, laſſen auch nicht den mindeſten Zweifel, 
daß die eventuelle Ausſchließung Seiner Königlichen Hoheit und der hiedurch 
entſtehende Präcedenzfall für Entſetzungen und Ausſchließungen 
von anderen Bundesfürſten, ſowie die aus der eventuellen Nichtanerkennung 
reſultirende Nichtbeachtung der Legitimitätsrechte weit gefährlicher 
für das deutſche Reich ſein werden, als die officielle Aufnahme des Herzogs 
in die Reihe der deutſchen Bundesfürſten. Das kleine Braunſchweig, das 
mitten in der Machtſphäre Preußens liegt, außerdem von preußiſchen 
Truppen ganz beſetzt iſt, dann ferner die Reichsverfaſſung mit ihren an 
jid ſehr klaren und beſtimmungsvollen Artikeln reduciren die angebliche 
Bundesgefährlichkeit des Herzogs in einer ſo apodiktiſchen Weiſe, daß 
man ſtaunen muß, wie der Kanzler dennoch zu „ſeinem“ Antrage gelangen 
konnte, dem außerdem andererſeits noch ſo flagrante Gegengründe im 
Wege ſtehen. 


Noch können wir uns überhaupt nicht der Anſicht anſchließen, daß 
ſich Fürſt Bismarck bei ſeinem Vorgehen mehr von perſönlichen, als von 
rein ſachlichen Gründen leiten ließ und dem Reize nicht widerſtehen konnte: 
daß er, der Fürſt Bismarck, die Welfen, das älteſte Herrſcherhaus, von 
der Liſte der regierenden Familien geſtrichen habe. In der Geſchichte 
kommen jedoch öfter die merkwürdigſten Rückläufe vor; Manches, was 
in ihrem Verlaufe geſtrichen wurde, kommt wieder zum Vorſchein und 
führt ſich von Neuem ein, während dafür Anderes geſtrichen wird oder 
eine bedeutende Aenderung erfährt. In der Geſchichte, die ja an ſich 
nichts Anderes iſt und nichts Anderes enthält, als die Aufzählung und 
Erläuterung der „Gewalten“ mit ihren treibenden Kräften, ſowohl hin— 
ſichtlich der Urſachen ihrer Entſtehung, ihrer Kämpfe und Weiterent⸗ 
wickelung, als auch ihrer Verminderung oder ihres Zerfalls, hat gar 
Nichts Beſtand, was nicht von und für Gott iſt. Wer den göttlichen 
Sittengeſetzen entgegenhandelt und die „Zehn Gebote“ für ſich nicht bindend 
erachtet, der iſt immer auf falſchen Wegen und täuſcht ſich bitter, wenn 
er glaubt, auf dieſen Großes und auch Bleibendes zu ſchaffen. 
Was ſchuf in der neueſten Geſchichte Napoleon I.? wie gewaltig war 
ſeine Macht? und was blieb von ihr nach einer äußerſt kurzen Zeit übrig? 
was iſt aus ſeiner Dynaſtie nach kaum achtzig Jahren geworden? — — 


Nichts iſt ungerechtfertigter, ſchwächlicher und „herausfordernder“, 
als nur dem Erfolge zu dienen, ihn zur Baſis eines falſchen, in ſich 


42 


umvabren*) Rechts zu machen, ihm nachzulaufen, ohne nach feiner Ent- 
ſtehung, ſeinen Wirkungen und Zielen zu fragen. Am gefährlichſten für 
ſich und eventuell auch noch für Andere iſt es, ſich von ſeinen eigenen 


*) In welche Sackgaſſe man ſofort geräth, wenn man nur dem Erfolge und 
dem Starken huldigt, aber dennoch vorgibt, auf dem „ſittlichen Boden des poſitiven 
Rechts“ zu ſtehen, ſehen wir mit großer Präciſion wieder einmal im „Reichsboten“, 
der in feiner Nummer 120 fich folgendermaßen über die braunſchweigiſche Erbfolge ver- 
nehmen läßt: „Von den siften” und „-ismen“ find wir überhaupt kein Freund; 
wir ſind ſo wenig einſeitige „Legitimiſten“, als wir „Pietiſten“ ſind, ſondern ſtehen 
auf dem ſittlichen Boden des poſitiven Rechts, dem immer auch die poſitive 
Pflicht entſprechen muß. Wir haben das Erbrecht des Herzogs von Cumberland nie 
beſtritten, aber wir haben ebenſo betont, daß der Fürſt, welcher die Regierung eines 
dentſchen Bundesſtaates antreten will, mit dem größten deutſchen Bundesſtaate vorerſt 
ſeinen Frieden machen muß; denn es wäre eine Anomalie, ein Land, das mit Preußen 
im Frieden lebt, von einem Fürſten regiert zu ſehen, der mit Preußen in kriegs⸗ 
zuſtändlicher Feindſchaft lebt.“ — Um den klaren Begriff: Legitimität zu verdunkeln, 
und in dieſem ſelbſtgeſchaffenen Dunkel nach eigner Erleuchtung, d. h. der „Zweck— 
mäßigkeit“ nach, den Legitimiſten ſpielen zu können, zugleich aber auch ſich einer der 
vielen ſtets bereit gehaltenen Hinterthüren zu nähern, ſagt der „Reichsbote“: er ſei 
kein „einſeitiger“ Legitimiſt. — — - — — = — > 

Was dieſes Blatt, das von Jahr zu Jahr falſcher, heimtückiſcher, ſerviler, 
aber auch widerlicher wird, unter einem „nicht einſeitigen“ Legitimiſten verſteht, 
iſt möglichſt klar, trotz der von ihm verbreiteten Dunkelheit. Ein „nicht einſeitiger“ 
Legitimiſt ift nach feinen Begriffen derjenige, der mit einer „herrſchenden“ Regie 
rung legitim und revolutionär, conſervativ und liberal iſt, ganz, wie es eben von 
Allen verlangt und ihnen nöthigen Falls befohlen wird, welche ſich in der höchſt 
unerfreulichen und ſehr nervenaufregenden Lage befinden, an die Wand gedrückt zu 
werden, daß fie „quietſchen“. — Was der „Reichsbote“ ferner unter dem „ ſittlichen 
Boden des poſitiven Rechts“ verſtanden wiſſen will, darüber werden wir pon ihm 
durch ſeine in concreto gegebene Interpretation über den Begriff von „poſitiver 
Pflicht“ alſobald aufgeklärt. Dieſe culminirt nämlich in dem vorliegenden Falle 
darin: daß der Herzog von Cumberland mit dem „größten“ deutſchen Bundesſtaate 
vorerſt „ſeinen“ Frieden zu machen hat, „denn“, ſo ſagt der „Reichsbote“ weiter: „es 
wäre eine Anomalie, ein Land, das mit Preußen in Frieden lebt, von einem Fürſten 
regiert zu ſehen, der mit Preußen in kriegszuſtändlicher Feindſchaft lebt.“ — — — 

Ob aber Preußen mit dem Herzog „ſeinen“ Frieden machen will, davon 
jagt der „Reichsbote“ fein Wort. Doch das entjpricht ja ebenfalls dem „nicht ein- 
ſeitigen“ legitimiſtiſchen Standpunkte, auf dem ſein Chef-Redakteur ſteht. — Nun 
wieder abgeſehen von dem äußerſt „ſittlichen Boden“, auf dem dieſes Blatt zu 
ſtehen vorgibt, ſo reſultirt aus ſeinen Deductionen, und zwar mit einer zwingenden 
Logik, daß, wenn der Herzog keinen Frieden mit Preußen zu Stande bringt, er der 
„poſitiven Pflicht“ nicht entſpricht und deshalb von einem „nicht einſeitigen“ 
legitimiſtiſchen Standpunkte aus ſeiner Rechte verluſtig iſt. Alle Hochachtung 
vor einer ſolchen Beweisführung! und vor dem „ ſittlichen Boden“ eines folden 
poſitiven Rechts. — Preußen (Bismarck) braucht einfach „ſeinen“ Frieden mit dem 
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Erfolgen blenden zu laſſen und für fih Alles für erlaubt zu halten. 
Dieſe Bemerkungen ſind ganz im Allgemeinen gegeben, haben aber in 
einer Beit, wo Macht vor Recht geht und fih bald da, bald dort ein 


RER nicht; zu wollen, und dieſer ſieht ſich ganz außer Stand, ſeiner „poſitiven“ 
Pflicht nachzukommen. Er kann machen, was er will, er bleibt in den Augen des 
„Reichsboten“ „rechtlos “.  — = — = — — — — = — — - 

Nun aber erſt die Conſequenzen, die ſich aus einer derartigen Rechtsdeduction 
für alle übrigen Bündesfürſten ergeben und ſozuſagen Preußen bei gelegener 
Zeit“ in den Schooß fallen! — — — = — — — — — — 

Nach dem „Reichsboten“ flehen die Bundesfiirften nur lande auf da „iittlichen 
Boden des poſitiven Rechts“, als fie der „positiven Pflicht“ entſprechen, welche a priori 
in dem Frieden mit Preußen, als dem „größten“ deutſchen gundesllaate, gefunden 
werden foll. 

Iſt der Friede gebrochen, gleichviel wer ihn brach, und aus welcher Veran— 
laſſung er gebrochen wurde, ſo ſtehen die betreffenden Bundesfürſten nicht mehr auf 
dem „ſittlichen Boden“ des poſitiven Rechts, weil ſie ihrer „poſitiven“ Pflicht: mit 
Preußen in Frieden zu leben, nicht nachgekommen ſind. Der „Reichsbote“ mag es 
verantworten, wenn er durch ſeine plumpe Gereiztheit ein Beiſpiel nahe legt, das 
vollſtändig das Rechtsverhältniß der Bundesfürſten mit Preußen charakteriſirt. Der 
gedachte Rechtszuſtand würde ſich vollkommen mit demjenigen decken, in welchem die 
Nachbarn eines Dorfes ſich mit einem der Ihrigen befänden, der zugleich der Mäch— 
tigſte wäre. Solange ſie dieſer in Ruhe läßt, halten ſie Frieden und 
behalten ihre Anweſen; wie aber ihr mächtiger Nachbar ihre Güter zu erhalten 
wünſcht, bricht er den Frieden und nimmt, was er will. Daß es ſich hier nur um 
die „Macht“ und nicht um das „Recht“ handeln würde, das wird ſelbſt der überreizte 
Chef⸗Redakteur des heuchleriſchen Blattes zugeſtehen müſſen. Nun trifft aber dieſer 
Fall auf das genaueſte mit dem zuſammen, der vom „Reichsboten“ vertreten wird, 
und für den er noch den „hſittlichen Boden“ des poſitiven Rechts in Anſpruch nimmt. 

Auf Grund einer ſolchen Praxis wären die deutſchen Bundesfürſten Preußen 
gegenüber rein „rechtslos“, und der erſte beſte Confliktsfall müßte hierfür die prak⸗ 
tiſchen Beweiſe bringen. Nach der Anſicht des „Reichsboten“ hätte Preußen nicht 
einmal nöthig, Anträge über das Verhalten eines oder mehrerer Bundesfürſten ein— 
zubringen, denn es wäre ſchon im voraus entſchieden, daß in jedem Streitfall 
nur Preußen im Rechte ſein könnte. Doch abgeſehen hiervon, fragen wir offen: wer 
glaubt wohl, daß, wenn Preußen in einem Falle, der es aus irgend welchen Gründen 
beſonders intereſſirt, im Bundesrathe überſtimmt würde, ſich dieſem Beſchluſſe auch 
fügte??? Und doch müßte Preußen, wenn es irgend welche „Bechtsverhältniſſe“ zwilchen 
fdh und den anderen Bundesfaafen auch in concreto anerkennt, mit oder ohne 
beſondere Intereſſen an der betreffenden Frage zu haben, ſich überſtimmen laſſen. 
Wir ſchließen für jetzt dieſes höchſt unerquickliche Thema, das überreich an latenten 
Rechtsfragen iſt, die bei entſprechenden Gelegenheiten ſchon zu brennen anfangen 
werden. Auf welche Seite fih der „Reichsbote“ mit feinem unabhängigen und „chriſt⸗ 
lichen“ Chef⸗Redacteur dann ſtellen wird, hat er uns bereits erzählt. — — — 

In ſeiner Nr. 121 kommt er noch einmal auf die braunſchweigiſche Frage zu 
ſprechen und leiſtet mit einer geradezu bornirten Heuchelei das Unglaubliche. Es iſt 
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Heroen⸗Kultus der feichteften Art in den Vordergrund drängt, immerhin 
ihre Bedeutung. — — — — — — — — — — — 

Indem wir wieder auf die Beſprechung der Braunſchweigiſchen 
Thronfrage zurückkommen, bleibt uns nur noch zu ſagen, daß, von allen 
vorſtehenden Erwägungen abgeſehen, Fürſt Bismarck doch durch das Lob, 
welches er Seitens der fortſchrittlichen und demokratiſchen Blätter erntet, 
Stoff zum Nachdenken über ſeine Initiative erhalten mag. Wir können 
von dem Standpunkte unſeres beſchränkten Unterthanen-Verſtandes aus 
nur mit Beſorgniß die Dankſagungen vernehmen, die Fürſt Bismarck im 
Laufe von nur acht Wochen erhalten hat. Im Reichstage erhält er für 
die „Erfolge“ ſeiner großen ſocialen Reformen den officiellen Dank der 
Socialdemokratie, und nun erhält er aus dem Munde der Fortſchrittler 
und Demokraten die Dankſagung für ſeine Auffaſſungen über die Sonn- 
tagsruhe und Legitimität. Wenn man alle die Anerkennungen ſummirt, 
die der Kanzler in nur acht Wochen erhalten hat, ſo ſollte man meinen, 
daß die inneren Verhältniſſe des deutſchen Reiches einem wahren Eldorado 
gleichen, in dem ein Mann es verſteht, faſt Allen gerecht zu werden und 


Zeit, daß man dieſem Blatte noch mehr auf die Finger ſieht und es mit allen ſeinen 
gepreßten und auf der Hand liegenden Verdrehungen und Unwahrheiten tiefer hängt 
und brandmarkt. Das Blatt ſchreibt: „Die demokratiſchen Blätter ſehen in dem 
Antrag einen Bruch mit dem Prinzip der Legitimität, der Unterordnung derſelben unter 
das allgemeine Wohl, eine Anerkennung des Prinzips der Revolution. Das „Berl. 
Tagebl.“ bezeichnet den Antrag als „eine Formulirung des Rechts auf Revolution, 
welches dem Bundesrathe zuerkannt wird“, und das Blatt jubelt darüber. In ähn⸗ 
licher Weiſe begrüßen die „Frankf. Ztg.“, die „Volksztg.“ und die „Berliner Ztg.“ — 
kurz, die ganze Judenpreſſe — den Antrag und offenbaren damit wieder einmal recht 
offenherzig ihre innerſten Gedanken — daß ihre Herzen der Revolution gehören und 
daß alle ihre gelegentlich zur Schau getragene monarchiſche Geſinnung nichts als pure 
Heuchelei iſt. Die „Germania“ ſammelt alle dieſe Stimmen ſehr ſorgfältig und 
beſtätigt deren Auffaſſung und Auslegung des Antrages. Der Bezeichnung des 
Antrages als „Formulirung des Rechts auf die Revolution“ ertheilt die „Germania“ 
bie Cenfur „ſehr gut“. — Wo ift hier die Heuchelei zu finden? wenn die fortſchritt— 
lichen und demokratiſchen Blätter darüber jubeln, daß Preußen ihren Prinzipien 
bezüglich der Legitimitätsfrage entſpricht und denſelben eine Anerkennung in concreto 
ertheilt, ſo iſt das doch keine Heuchelei? Dieſe iſt aber voll und ganz auf der Seite 
des „Reichsboten“ zu finden, deſſen monarchiſche Geſinnung ſich nur auf Preußen 
concentrirt. Und warum? weil die „Firma Reichsbote“ Preußen ganz und gar für 
den Proteſtantismus in Beſchlag nehmen möchte, und das Aufgehen Deutſchlands in 
Preußen ihm als Sieg des Proteſtantismus über den Katholicismus erſchiene. Hier 
liegen vornehmlich die Gründe des „Reichsboten“ für fein Benehmen in der braun- 
ſchweigiſchen Frage. „Er“ braucht ein übermächtiges Preußen gegen den Katholicismus. 
Nur ſo weiter, und die „wahren“ Reichsfeinde entpuppen ſich immer beſſer. 
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das ganze Volk — die „bekannten Reichsfeinde“ natürlich abgerechnet — als 
eine rieſige Partei um ſich zu ſchaaren. Es müſſen ſchon „gewaltige“, ganz 
„ſeltene“ Leiſtungen eines Mannes ſein, der es verſteht, Dankſagungen 
der „Conſervativen“, Liberalen, Demokraten und Socialdemokraten auf 
ſich in einer zumal ſo kurzen Zeit zu vereinigen. Und nun gar erſt die 
„Garde“ dieſes Mannes, ſeine getreuen, ſtets vom ſittlichſten Pathos 
getragenen Gouvernementalen »sans phrases!“ — — — — — 

Die, welche Alles loben und preiſen, was von ihm kommt, ſtrömen 
über vor Entzücken, daß „ihr Heros“ nach den Socialdemokraten nun 
auch die Fortſchrittler und Demokraten zum Danke verpflichtet hat. In 
eingeweihten Kreiſen ſoll bereits die Frage in ernſtliche Erwägung gezogen 
ſein, ob ſich das berühmte Werk: „Die Mittel- oder Miſchmaſch⸗ 
Partei“ nicht auch auf jene Parteien erſtrecken ließe. Wie wir hören, 
ſind einige Koryphäen der Gouvernementalen saus phrase bereits mit 
einem Programm⸗Entwurf beſchäftigt und werden fich demnächſt bei Herrn 
Profeſſor Virchow, Rickert, Eugen Richter und Herrn Sonnemann vor- 
ſtellig machen. Was die Socialdemokraten betrifft, ſo will man warten, 
bis ſie ihr drittes oder viertes Dutzend im Reichstage beiſammen haben. 

Nach dieſen Abſchweifungen, welche uns ſehr nahe gelegt wurden, 
ſuchen wir den Zuſammenhang mit den früheren Darlegungen wieder auf. 
Wir blieben bei dem Gedanken ſtehen, daß Hilfe, wenn ſie nützen ſoll, 
zur rechten Zeit und in rechter Weiſe gegeben werden muß. 

Die Geſichtspunkte, von welchen aus der Herr Kanzler die ſocialen 
und wirthſchaftlichen Verhältniſſe zu betrachten ſcheint, namentlich aber 
die praktiſchen „Entwickelungen“ ſeiner lang und viel gerühmten, 
„ſocialen Reformen“ können wir unmöglich billigen und glauben auch 
annehmen zu dürfen, daß die „Erfolge“ der bis jetzt praktiſch gewordenen 
Kanzleriſchen Reformen unſere Anſicht nur rechtfertigen. 

Hier trennen ſich eben die Wege des Fürſten Bismarck und ſeiner 
Gouvernementalen von den unſrigen. Er glaubt, es ſei noch immer Zeit 
zu verlieren, und wünſcht deshalb den Socialdemokraten ein „weiteres 
Dutzend“ im Reichstage; wir hingegen behaupten: daß es die allerhöchſte 
Zeit iſt, und daß eine Hilfe für den Mittelſtand, der in erſter Linie die 
Fonds der ſtabilen Verhältniſſe darſtellt, wie ſie ſchon vor vielen Jahren 
verlangt wurde, bereits nicht mehr ausreicht, indem er ſchon zu weit 
geſchwächt und corrumpirt iſt, um mit ſicherem Erfolge gegen die ſich 
conſolidirende ſocial⸗ revolutionäre Bewegung der großen Maſſen geſtellt 


—— 


— 


== 


46 


zu werden. — Um bieje zu AA dazu om ſehr verſchiedene 
Mittel. — — — — — — - — — - 
Während man auf der einen Seite den Uebeln s Zerſetzung i 
Verminderung des Mittelſtandes vorzubeugen hat (durch Geſetze, die einen 
Präventiv⸗Charakter beſitzen), müſſen zugleich Mittel zu feiner Stärkung 
in Anwendung kommen; und drittens — hierauf legen wir einen ganz 
beſonderen Werth — ijt es außer der Erhaltung des noch exiſtirenden 
Mittelſtandes nicht minder nothwendig, Vorſorge zu treffen, d. h. Gele- 
genheiten zu bieten, um in großer Menge mittelſtändiſche e zu 
gründen. — — — — — — — — — — — — 
Die focialen Fragen werden daher — wenn man fie ad niemals 
ihrem ganzen Umfange nach löſen kann — mur dann ohne gewaltſame 
Friktionen oder ſociale, wirthſchaftliche und politiſche Umwälzungen zu 
erzeugen, in ein Stadium der geordneten und friedlichen Weiterentwickelungen 
gebracht werden können, wenn man ſie von den drei oben angedeuteten 
Geſichtspunkten aus behandelt. — — - — — — — = 
Hilfe von der einen oder andern Seite, und ſelbſt von zweien 
zugleich, wird die verlangten Reſultate nicht bringen, da es ebenſo noth- 
wendig iſt, die Urſachen des Zerfalls möglichſt zu heben, als die noch 
vorhandenen Faktoren in ihren Exiſtenzbedingungen zu ſtärken und, wie 
bereits geſagt, drittens die gefährlichen Elemente der ſocialen Lagen 
dadurch zu vermindern, daß man ihnen hinreichend Gelegenheiten bietet, 
ſich zu den beſitzenden Klaſſen aufzuſchwingen und hierdurch wieder den 
Mittelſtand zu ſtärken.— — — — — — — — — — 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß das Maſſen-Pro— 
letariat, hervorgegangen aus den längſt bekannten, un= 
endlich viel und breit bejprochenen Urſachen, bereits eine 
Höhe und ſocial-politiſche Bedeutung erlangt hat, die 
abſolut wieder vermindert werden muß, wenn man ſelbſt 
nur mit einigem Erfolge den e Strö⸗ 
mungen entgegentreten will. — — = — — 
Wir haben ſchon vor Jahren diesbezügliche Theſen aufgeſtellt, sate 
die Grundurſachen der Uebel und deren Abhilfe klar legen. — — — 
Mag es ſchwer, peinlich, ja ſelbſt für Manche unmöglich erſcheinen, 
auf Grund dieſer Theſen die ſocialen Fragen einer praktiſchen Ventilation 
zu unterziehen, ſo können wir immer nur darauf erwidern: daß es keinen 
andern Weg gibt, und daß diejenigen, welche ſie verwerfen, ſich eben 
außer der Lage ſehen, gegen die Conſolidirung der ſocialen Revolution 
mit Erfolg anzukämpfen. Was ſie auch vorbringen mögen, wird nie die 
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Bedeutung von Palliativ-Mitteln überſchreiten. Wer die Theſen verwirft, 
wird nothgedrungen erſt recht Peſſimiſt werden und ſich der verzweifelten 
Hoffnung hingeben müſſen, welche ſich allein noch auf die Bajonnette 
ſtützt. o a (( 

Daß aber einmal auch diefe verjagen werden, wenn die „Urſachen“ 
der Zerſetzung des Mittel- und Bauernſtandes nicht zu beſeitigen ſind, 
darüber kann bei einſichtsvollen Leuten leider kein Zweifel mehr beſtehen. 

Eine Armee, deren Grundlage die „allgemeine Wehrpflicht“ bildet, 
ift ein Volksheer in der concreteften Bedeutung, und wird man es niemals 
vermögen, den Geiſt, der die breiten Schichten des Volkes beherrſcht, aus 
der Armee zu bringen, was, wenn es nothwendig würde, ja unendlich 
traurig und verhängnißvoll wäre; denn iſt der Gedankengang des Volkes 
und find feine Auffaſſungen über den betreffenden Staat und die Gefell- 
ſchaft von einer Art, der man innerhalb der Armee entgegentreten muß, 
ſo ſcheinen uns die Verhältniſſe überhaupt ſchon ſo unglücklich zu liegen, 
daß die bekannte ultima ratio erſt recht keine Bedeutung mehr hat. — 
— Es kommt deshalb Alles darauf an, den Volksgeiſt in einer Weiſe 
zu nähren und zu beſtimmen, daß man ſeinen Emanationen innerhalb 
des Heeres nicht allein nicht entgegenzutreten braucht, ſondern ihn noch 
ſtärken und im militäriſchen Intereſſe fruktificiren kann. So war es in 
den Freiheitskriegen und im deutſch-franzöſiſchen Kriege. Nur wo die 
Verhältniſſe dieſer Wechſelwirkungen von Volks- und Soldatengeiſt beſtehen, 
wo der Geiſt des Volkes einen concreten, und wenn man will, einen 
erhöhten und noch mehr geſchloſſenen Ausdruck in der Armee findet, kann 
man mit vollem Vertrauen der Zukunft entgegengehen und braucht die 
Zweiſchneidigkeit der „allgemeinen Wehrpflicht“ nicht zu fürchten. 

In dem Grade demnach der Mittel- und Bauernſtand gekräftigt 
wird, erhöht ſich auch die Qualität der Armee, indem ſie in phyſiſcher, 
wie moraliſcher Weiſe zunehmen muß. — — - — — — 

Unſere Theſen lauten: 

1. In der Bildung von kleinen und mittleren Vermögen und deren 
Schutz vor den Ausbeutungen der „lukrativen“ Erwerbsarten 
liegt allein das Mittel zur Löſung der ſocialen Frage. 

2. Die Reſultate der heutigen Arbeit der Völker kommen vermöge 
der unzulänglichen Geſetze faſt nur den Vertretern der „lukra⸗ 
tiven“ Erwerbsarten zu gute, wenn auch nicht immer ſchon in 
der erſten und zweiten, ſo doch ſtets in der dritten und vierten 
Hand. — Deshalb auch das rapide furchtbare Anwachſen des 

Großkapitals. 
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3. Die wenigen Vertreter der Geldariſtokratie — Plutokratie — 
beherrſchen die Arbeitskräfte, ſie uſurpiren deren Rechte und 
annectiren ihren Gewinn. 


4. Der Wendepunkt iſt eingetreten: entweder Reorganiſation der 
Erwerbsarten behufs Ermöglichung von kleineren und mittleren 
Vermögensbildungen, „Neubegründung und Sicherung des Mittel 
ſtandes“, oder Revolution gegen die Ausbeutungen an den ſchaf— 
fenden und erwerbenden Kräften. Die Formel könnte auch heißen: 

„Arbeit gegen Schmarotzerthum“. “) : 

Wenn man nicht helfen und eingreifen will, wo allein nur zu 
helfen ijt, jo ſoll man fih auch nicht den Anſchein geben: als wollte 
man helfen. Glaubt man aber, auf ihn nicht verzichten zu können, fo 
möchten wir auf die unerbittliche Logik verweiſen, welche aus dieſer 
Praxis reſultirt. Sucht man den dringenden Anforderungen nur inſoweit 
nachzukommen, um den Schein für ſeine Bereitwilligkeit zu retten, ſo 
hilft man natürlich auch nie in der Weiſe, wie ſie den Verhältniſſen 
angepaßt ſein muß. Hierdurch fordert man aber förmlich das Urtheil 
heraus: daß man der Sache nicht gewachſen iſt, oder nichts oder zu wenig 
von ihr verſteht. Schlimmer noch würde das Urtheil lauten, daß man 
es nicht ehrlich meint und überhaupt nicht helfen will. 


„Es geht, ſo lange es geht,“ würden die höchſt weiſen Staats— 
männer ſagen. Daß dieſem Urtheil dann auf dem Fuße ein anderes 
Verdikt folgen müßte, dürfte kaum mehr frappiren. — — — — 


Wer ſich für dieſe Themas intereſſirt, und wer Beruf fühlt, über 
ſie zu ſprechen, oder wer über die Stellung, die wir ſeit vielen Jahren 
in der ſocialen Reformbewegung einnehmen, Urtheile fällen will, die nicht 
auf inhaltsloſen Phraſen oder auf einer bemitleidenswerthen Unkenntniß 
beruhen, den müſſen wir erſuchen, ſich vorerſt mit nachbenanntem Material 
etwas vertraut zu machen. Man kann doch unmöglich in ernſthafter 
Weiſe über den Antheil, den wir an der ſocialen Reformbewegung genommen, 


aburtheilen, bevor man ihn kennt. — — — — = — — — 


*) Der Ausdruck „Schmarotzerthum“ wurde bereits öfter von „ſenſiblen Leuten“ 
getadelt. Dieſe möchte ich jedoch an die „Kreuz⸗Zeitung“ verweiſen, welche in Nr. 53 
vom 1. März 1884 einen Artikel mit den Worten ſchließt: „daß es ſich alles in allem 
um einen Act internationaler Nothwehr gegen ein unerträgliches Schmarotzerthum auf 
allen Gebieten handelt.“ 
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Wir verweiſen deshalb auf folgende Veröffentlichungen : 

1. „Promemoria.“ *) 

2. „Die Urſachen der Entſtehung und Weiterentwickelung der 
Socialdemokratie.“ Berlin 1880. (Friedrich Luckardt.) 

3. „Ein Beitrag zur Lohn- und Arbeiterfrage.“ Berlin 1882. 
(Puttkamer und Mühlbrecht.) 

4. „Der fünfte Stand und die Regierungen.“ Berlin 1884. (Eben- 
daſelbſt.) — In dieſem Buche finden ſich im Anhange die Pro- 
gramme und Verlangen für die drei Produktivſtände. 

5. „Denkſchrift“ nebſt den dazu gehörenden Referaten für die erſte 
General-Verſammlung der ſocial-conſervativen Vereinigung. 
Berlin 1881. (Max Schulze.) 


III. Abſchnitt. 


Um nun meinen jahrelangen Beſtrebungen noch ein ganz beſonderes 
Relief zu geben, laſſe ich am Schluſſe der Broſchüre den Artikel der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ folgen, welcher mich haupt— 
ſächlich beſtimmt hat, in dieſer Frage die Feder noch einmal zu ergreifen. 
Genanntes Blatt ſchreibt in feiner Morgen-Ausgabe vom 22. Februar 
Nro. 89 wörtlich: 

„Die „Poſt“ hat neulich eine Beſprechung der Broſchüre „© o ue 
vernemental und Konſervativ oder die Partei „Bismarck sans 
phrase“ gebracht. Wenngleich der Verfaſſer derſelben, der Freiherr 
v. Fechenbach Laudenbach, im Laufe der letzten Jahre fich zum Vertreter 
jenes revolutionären Junkerthums entwickelt hat, welches unſeres Erachtens 
der wahrhaft konſervativen Richtung ebenſo fernſteht wie irgend eine der 
anarchiſchen Parteien und gleich letzteren eine Gefährdung unſerer 
monarchiſchen Inſtitutionen involvirt, ſo haben wir das genannte Buch 
doch zur Hand genommen, in der Hoffnung, wenigſtens einigen origi 
nellen Ideen zu begegnen. Dieſe Hoffnung hat ſich beſtätigt. Originell 
iſt die Broſchüre; aber das Neue in ihr iſt ſo — naiv, daß wir nach 


*) Promemoria zur Sammlung aller chriſtlich-conſervativen Parteigruppen auf 
der Baſis eines gemeinſchaftlichen ſocial-politiſchen Programms ꝛc. 2c. München 1880, 
Literariſches Inſtitut von Dr. Max Huttler. 
s 4 
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der erſten Probe jofort auf jeden weiteren Genuß verzichteten. Herr 
v. Fechenbach bezeichnet als Rettungsweg die Sozialreform unter dem 
Palladium der kaiſerlichen Botſchaft. Letztere bringt er aber in einen 
direkten Gegenſatz zum Fürſten Bismarck. Der Reichskanzler hat die 
kaiſerliche Botſchaft kontraſignirt; aber nach der Fechenbach'ſchen Broſchüre 
unter dem Zwange des kaiſerlichen Willens; Herr v. Fechenbach denkt 
ſich den Fürſten Bismarck gegenüber ſeinem kaiſerlichen Herrn ungefähr 
ſo, wie Galilei vor dem Tribunal. Der Reichskanzler hat kontraſignirt; 
aber — Herr v. Fechenbach hat das Eppur si muove deutlich gehört. 

„Es ſpricht ſich in den Phantaſien, welche die Broſchüre enthält, 
eine ſo enorme Unkenntniß unſeres politiſchen Lebens aus, daß es geradezu 
unbegreiflich iſt, wie der Herr Verfaſſer auf den Gedanken hat kommen 
können, über politiſche Fragen zu ſchriftſtellern. Es gibt nur ein Ur— 
theil für die Broſchüre: Si tacuisses!“ 

Der Artikel vom 19. Februar in Nummer 49 der „Poſt“ lautet: 
— „Berlin, 17. Februar. „Eine „zielbewußte“ conſervative Politik“ 
iſt bekanntlich das Ideal derjenigen, welche glauben, daß ſie allein 
wahrhaft Konſervative find, und welche fih deshalb im Gegenſatz zu 
allen ſetzen, die über den Begriff fonjervativer EO überhaupt anderer 
Anſicht find, als fie. 

„Welches aber das bewußte Ziel dieſer Politik fei, wird nirgends 
geſagt, ſondern immer in Phraſen gehüllt. Nur ſoviel iſt klar, daß ein 
Programm, welches ſtreng monarchiſche Prinzipien, Achtung für die be— 
ſtehenden Inſtitutionen, ſchonendſte Vorſicht bei allen Neuerungen, 
Achtung vor der Religion, kurz Alles, was anderwärts für ein voll— 
kommenes konſervatives Programm ausreichend gehalten wurde und alle 
Konſervativen vereinigte, enthält, für nicht ausreichend angeſehen wird, 
ſondern daß es in demſelben noch den weiteſten Spielraum zu den aller— 
heftigſten Kämpfen giebt, welche nothwendiger Weiſe die Geſammtheit der 
Konſervativen auf das Aeußerſte ſchwächen müſſen. 

„Konkret zeichnet ſich dieſes Zielbewußtſein in zwei Richtungen, 
einmal in dem Satze, daß die Konſervativen durchaus unabhängig ſein 
müſſen, daß es grober Fehler fei, konſervativ und gouvernemental zu 
verwechſeln, und daß der eigentliche Feind des Konſervatismus die Mittel- 
parteien ſeien. 

„Dieſe Gedanken, welche ſeit einer Reihe von Jahren in gewiſſen 
conſervativen Blättern unter dem Beifall von Radikalen und Ultramon— 
tanen ventilirt werden, hat der in der letzten Zeit oft genannte Freiherr 
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von Fechen bach-Lauden bach in einer Brofchüre*) mit einer jo naiven, 
vor der letzten Konſequenz nicht ſcheuenden Deutlichkeit ausgeſprochen, 
daß er nur den Beifall der Ultramontanen findet, in den conſervativen 
Kreiſen aber einen nicht geringen Schrecken hervorgerufen hat, welcher 
ſich ſogar zu einem, wenn auch gelinden, Proteſte verdichtet. 

„In der Annahme“, jo fängt die Broſchüre des genannten Frei- 
herrn, die an einen nur als Landgerichtsrath bezeichneten Ungenannten 
gerichtet iſt, an, „daß die Fortſchritts- und Volkspartei (Demokraten), 
wie ſelbſt die Socialdemokraten einer zielbewußten conſervativen Politik 
gefährlicher ſeien, als die Nationalliberalen und, was ganz das Gleiche 
ſagen will, als die Freikonſervativen (Deutſche Reichspartei), beſteht eben 
der große verhängnißvolle Irrthum vieler Konſervativen.“ 

Das Wörtchen „eben“ iſt nicht etwa ein Druckfehler, ſondern es 
charakteriſirt nur den ſaloppen Stil der ganzen Broſchüre, in welcher 
Dinge vorgetragen werden, deren Originalität nur in der manchmal bis 
zur Rohheit geſteigerten Ungenirtheit des Ausdrucks liegt.“ 

„An einer andern Stelle heißt es (der Herr Verfaſſer bringt es 
nämlich fertig, auf 36 Seiten ſich immerfort zu wiederholen): 

„Wenn Ew. Hochwohlgeboren die Stärkung der Miſchmaſchpartei als 
das kleinere Uebel, die der Fortſchritts- und demokratiſchen Partei aber als 
das größere betrachten, fo haben Sie die volle Wirkung, welche der Liberalis⸗ 
mus auf Staat und Geſellſchaft bisher geäußert, nicht genügend beachtet. 
Um die von Ihnen bezeichneten „größeren“ Uebel, zu welchen Sie doch 
auch ſicher die Socialdemokratie rechnen, mit Erfolg zu ſteuern, muß die 
Miſchmaſch-Partei vollſtändig unſchädlich gemacht werden. 
Ihre Politik übt auf das Deutſche Reich eine geradezu blutvergiftende 
Wirkung aus, indem ſie die Anwendung aller durchgreifenden ſocialen und 
wirtſchaftlichen Reformen verhindert und auch der Wiedererlangung des 
religiöſen Friedens, der durch die Politik der Maigeſetzgebung gebrochen 
wurde, gerade ſo entgegenſteht, als den nothwendigen Gleichgewichts-Ver⸗ 
hältniſſen in der Geſellſchaft, die vor Allem wiedererlangt oder neu ge⸗ 
ſchaffen werden müſſen, wenn die revolutionären Strömungen verringert, 
event. beſeitigt werden ſollen.“ 

„Weshalb nun aber Fortſchritts-, Volkspartei und Socialdemokratie 
weniger gefährlich ſein ſollen, als die Mittelpartei, das erklärt Herr von 
Fechenbach auch nicht mit einem Worte, weil er zu ſehr von dem Be— 
weiſe in Anſpruch genommen iſt, daß Conſervative heut zu Tage nicht 
gouvernemental ſein dürften, zu welchem Zweck er den Reichskanzler und 


+) „Gouvernemental“ und „Conſervativ“ oder die Partei „Bismarck sans 
phrase“. Zweite Auflage. Osnabrück 1885. (Bernhard Wehberg.) 
4* 
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deſſen Politik in einem Tone ſchildert, deſſen Cynismus wohl nur von 
Radikalen und Ultramontanen erreicht worden iſt: 


„Die Bismarck'ſche Regierung hat weder ein Programm, noch vertritt 
fie, von den allgemeinen monarchiſchen Prinzipien ſelbſtverſtändlich abge- 
ſehen, beſtimmte politiſche Prinzipien, und man wird ſelbſt vergeblich nach 
einem Syſtem ſuchen, um genauere Anhaltspunkte für ſie zu gewinnen. 
Nur bei Regierungen, die auf dem Boden politiſcher Principien ſtehen 
und ein beſtimmtes Syſtem vertreten, kann es überzeugungstreue „Gouver⸗ 
nementale“ geben; die „Bismarck'ſchen“ hingegen haben die Wandlungen 
der Regierung ſtramm mitzumachen, ihre perſönliche „Politik“ iſt die, 
keiner politiſchen Richtung anzugehören, und können ſie nur unter Be— 
kämpfung ihrer perſönlichen politiſchen Neigungen das von ihnen verlangte 
Opfer auf ſich nehmen; andernfalls würden ſie in die ärgſten Kolliſionen 
mit ihrer Ueberzeugung und ihrer Ehre gerathen. 

„Was nun gar das „Gewiſſen“ eines ächten Gouvernementalen be- 
trifft, ſo kann es unter Umſtänden in einer Weiſe alterirt werden, daß für 
ihn nur die Alternative beſteht: entweder gouvernemental und gewiſſenlos 
zu ſein oder dem Dienſte der jeweiligen Regierungspolitik mit reinem Ge⸗ 
wiſſen zu entſagen. 

„Betrachten wir die Wandlungen der Bismarck'ſchen Politik, ſo iſt 
leicht erſichtlich, was ein echter Gouvernementaler in einem verhältniß⸗ 
mäßig kurzen Zeitraume alles ſein und treiben mußte: 

„Conſervativ bis 1866, liberal, mancheſterlich, kulturkämpferiſch bis 1878, 
conſervativ, ſchutzzöllneriſch und gemäßigter Kulturkämpfer bis 1882, und 
nun wieder liberal und offener Kulturkämpfer.“ 


„Dieſe Schilderung enthält dadurch noch einen beſonderen Werth, 
daß Herr v. Fechen bach früher ein Gegner der Ultramontanen, jetzt 
deren Freund iſt und über den kirchenpolitiſchen Streit ganz in dem von 
der Germania eingeführten und approbirten Tone urtheilt, als ob 
derſelbe nichts weiter geweſen ſei und noch ſei, als ein angriffsweiſer 
Kampf gegen die Kirche, der theils in religibſem Indifferentismus, theils 
im Haß gegen das poſitive Chriſtenthum wurzelt. 

„Es würde zu weit führen, Alles, was Herr von Fechenbach an 
Beleidigungen gegen die „Miſchmaſchpartei“ zuſammenträgt, zu wieder— 
holen oder gar zu beleuchten und zu widerlegen. Es ijt ein hohles Ge- 
polter, eine Carrikatur jeder vernünftigen und ernſten Politik. Was ſoll 
man z. B. von dem folgenden Satze ſagen: 

„Wenn daher die Conſervativen die Regierung des Fürſten Bismarck unter= 
ſtützen ſollen, ſo muß er auch eine Politik lanciren, welche von ihnen auf Grund 
ihrer Prinzipien unterſtützt werden kann; denn auf bloße Diskretion 
hin unterſtützt kein anſtändiger Politiker eine Regierung. 
Wie nur der dem Wucher bereits Verfallene Blanko-Accepte unterſchreibt, 
ſo fügen ſich auch nur politiſche Streber einer Politik auf Diskretion.“ 


ay 
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„Nun was bat denn die conjervative Partei vom Jahre ihres tiefiten 


Sturzes 1862 gethan, als die Regierung des Königs „auf bloße Dis- 


kretion“ unterſtützt? Was Herr von Fechen bach den „anſtändigen Po- 
litikern“ empfiehlt, haben damals die Virchow's und Genoſſen, die Fort- 
ſchrittler gethan, die dieſem Miniſterium keinen Groſchen bewilligten und 
Alles, was in ihren Kräften ſtand, thaten, um die große Politik des 
Miniſteriums unmöglich zu machen. 

„Nachdem Herr von Fechen bach fih gegen die Miſchmaſchpartei 
und gegen den Kanzler ausgetobt, weiſt er auf den Rettungsweg hin, 
die Socialreform unter dem Palladium der Kaiſerlichen Botſchaft, die 
er in einen direkten Gegenſatz zu dem Fürſten Bismarck ſtellt, als ob 
dieſer nicht einen Antheil daran gehabt, als ob er dieſelbe nicht contra— 
ſignirt und als ob er nicht ſchließlich in dem Werke der ſocialen Reform 
mehr als alle Parteien zuſammen gethan hätte. 

„Herr von Fechenbach freilich entblödet ſich nicht, mit den Jeſuiten 
und den Socialdemokraten Arm in Arm zu gehen. Daß die Social— 
reform das ernſte ehrliche Zuſammengehen aller ſtaatserhaltenden Ele— 
mente verlangt, daß Schwarmgeiſter, welche immer weitere Ziele auf— 
ſtecken, die ſchlimmſten Feinde des Fortſchrittes ſind, davon hat Herr 
von Fechenbach keine Ahnung oder will keine haben. 

„Selbſt dann, wenn Alles ehrlich zuſammenarbeitet, iſt es noch 
zweifelhaft, ob das Werk gelingt: 

„„Es iſt keineswegs undenkbar“, ſagt ein Mann, der allerdings 
thurmhoch über der Seichtigkeit des Herrn von Fechenbach ſteht, der 
Kanzler Rümelin, „daß die wachſende Komplikation geſellſchaftlicher 
Zuſtände, die mit der Volkszahl ſtetig ſteigende Erſchwerung des Erwerbs— 
lebens, die Kollifionen des freien Individualismus mit den überlieferten 
Ordnungen ſociale Aufgaben ſtellen, hinter deren Größe die ſittlichen 
Leiſtungen zurückbleiben.“ 

„Dieſe ſittliche Leiſtungsfähigkeit ſteigert eine Pamphletſchreiberei, 
wie diejenige des Freiherrn von Fechenbach ſicherlich nicht.“ 

Der „Poſt“ antwortete ich im zweiten Blatte der „Augsburger 
Poſtzeitung“ vom 13. März h. J. Nr. 60 wie folgt: 


An die Adreſſe des Organs der „Berufs“-Gouvernementalen. 

„Erſt durch Nummer 85 der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(Morgenblatt) erhielt ich Kenntniß von der Beſprechung meiner Broſchüre 
„Gouvernemental“ und „Conſervativ“ Seitens der „Poſt“. Auf das 
Organ der „Partei der inneren Widerſprüche“ und des „Miſchmaſch par 
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excellence“ habe ich natürlich jhon lange nicht mehr abonnirt. In 
Anbetracht der hinlänglich bekannten Bedeutung der „Poſt“ dürfte eine 
dießbezügliche Entſchuldigung überflüſſig erſcheinen. Daß ſich das Blatt, 
als Organ der „Berufs“-Gouvernementalen gegen Beſchuldigungen wendet, 
die ich in der Broſchüre an die Adreſſe derjenigen Conſervativen ge— 
richtet habe, welche an Schwäche-Zuſtänden chroniſcher und akuter Art 
leiden, iſt an ſich ſchon ſehr komiſch und illuſtrirt in Makart'ſchen Farben 
die eigenthümliche Weiſe, in welcher die „Poſt“ die Honneurs im eigenen 
Hauſe zu machen verſteht. Trotz der großen Vorſicht, die das Blatt 
bei ſeiner Beſprechung für nothwendig hielt, ſtolperte es dennoch in einige 
Schlingen, wovon ich wenigſtens zwei etwas zuziehen möchte. Die „Poſt“ 
ſagt: „ich hätte gegen den Kanzler „getobt“. Warum führt ſie dieſe 
Stellen nicht an. Wenn ich wirklich „getobt“ hätte, würde das Blatt 
mit Genugthuung die Sätze gebracht haben. Ich gebe zu, daß ich 
Manches geſagt habe, was dem Herrn Kanzler gegenwärtig nicht ſehr 
angenehm geweſen ſein mag, aber ich ſchreibe auch nicht als Lohnſchreiber, 
der heute loben muß, was er geſtern nicht ſtreng genug verurtheilen 
konnte. Ich ſchreibe auf Grund von Thatſachen und ſoll ſich die 
„Poſt“ vor Allem mit dieſen beſchäftigen, bevor ſie Urtheile fällt, die 
ſchwachſinnig und falſch ſind. Ich erklärte eigens, daß es die Pflicht 
der Conſervativen ſei, dem Herrn Kanzler unverhohlen die Wahrheit zu 
ſagen, wie es ſich für unabhängige, ſelbſtſtändige Männer ganz beſon— 
ders geziemt und füge noch bei, daß Leute, welche ſie Anderen nicht 
vorenthalten, gewöhnlich deren Feinde nicht ſind. 

„Meine Broſchüre ein Pamphlet zu nennen, iſt eine ganz abgeſchmackte 
Verleumdung und fordere ich die „Poſt“ auf, nun mein Urtheil als 
unrichtig zu erweiſen. Ich eitire nachſtehende Stellen aus der Broſchüre, 
um den Beweis für die Verleumdung zu geben. Auf Seite 23 ſteht: 
„Aus der Beleuchtung der verlangten Partei „Bismarck sans phrase“ 
ſoll aber keineswegs gefolgert werden dürfen, daß Umſtände ausgeſchloſſen 
ſeien, welche den Conſervativen die vollſte Unterſtützung der Bismarck'ſchen 
Regierung möglich machten.“ Weiter heißt es: „Und auch jetzt noch 
wünſchen die Conſervativen kaum etwas ſehnlicher, als vereinigt mit dem 
Hrn. Kanzler — ja auch ſicher ſehr gern unter ihm — den ſocialen 
und wirthſchaftlichen Reformen Geſetzeskraft zu verſchaffen und der großen 
Kaiſerlichen Botſchaft endlich in praktiſcher Weiſe näher zu treten.“ 
Auf Seite 25 iſt geſagt: „Wie dieſes Schreiben, ſo werden auch die 
weiteren nur von den Intentionen geleitet ſein, durch die klaren und 
beſtimmten Darlegungen der Aufgaben, welche den Conſervativen als 
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ſtaatserhaltenden Elementen erwachſen, Kaiſer und Reich zu dienen. Ich 
habe ſelbſt etwas Hoffnung, daß Fürſt Bismarck dieſe Intentionen aner— 
kennt und ſoweit, als es ſeine Nervoſität gegen Widerſprüche überhaupt 
zuläßt, ihnen gerecht werden wird, denn er kann doch unmöglich den 
Glauben haben, daß der Patriotismus der Deutſchen in ihm perfonificirt 
zu ſein habe und nur durch ihn und unter ihm culminiren könne. Ferner 
traue ich dem Fürſten Bismarck auch ſoviel objectives Urtheilsvermögen 
zu, daß, wenn er aus ſich herausgeht und ſich in die Lage der übrigen 
45,999,999 Deutſchen verſetzt, ſomit nicht blos als Reichskanzler urtheilt, 
wozu er viele Jahre Gelegenheit hatte, die er, wie wir wiſſen, auch ſehr 
„freimüthig“ benutzte, er mein Urtheil über Conſervatismus und Gouver 
nementalismus wenigſtens nicht unbedingt verwerfen wird. Fürſt Bis 
marck iſt nur durch ein Heer ganz verächtlicher Schmeichler nicht zu 
ſeinem und des Reiches Wohl verwöhnt worden, und wenn ich jene 
meide und tief verachte, ſo bin ich doch weit entfernt, die großen Eigen 
ſchaften, die der Fürſt beſitzt, und ſeine unſterblichen Verdienſte in der 
äußeren Politik zu unterſchätzen.“ Im Vorwort zur zweiten Auflage 
kommt folgende Stelle vor: „Den in der Broſchüre geſtellten Fragen 
an die Adreſſe des Fürſten Bismarck möchte ich hier noch die anreihen, 
ob wohl der Fürſt ſchon die Frage in dem ganzen Umfange ihrer immenſen 
Bedeutung erwogen hat, die in dem Augenbick „brennend“ wird, als 
er die Augen ſchließt? Ein Mann, der bereits über ein gewöhnliches 
Menſchenalter hinaus einem Staate dient, dann an die Spitze desſelben 
und ſpäter ſogar an die eines Reiches geſtellt wurde, der in treueſter 
Hingabe für ſeinen Monarchen und zur Wohlfahrt einer großen Nation 
ſeine beſten Kräfte ſtets geopfert hat, der muß ſich ſchon die Fragen 
vorgelegt haben: Wie wird es wohl nach meinem Tode werden? Welche 
Erbſchaften hinterlaſſe ich meinen Nachfolgern? Welche Grundlagen habe 
ich geſchaffen und welche Bürgſchaften für Ruhe, Ordnung und Zufrie— 
denheit werde ich hinterlaſſen? Ein Mann, der wie Fürſt Bismarck gelebt 
und gewirkt hat, deſſen Tod hat eine Bedeutung! die wohl am beſten 
noch während ſeines Lebens erwogen werden dürfte und zwar am aller— 
beſten — — — von ihm ſelbſt. Noch ſehen wir keine genügenden 
Bürgſchaften, welche Hoffnungen auf eine gedeihliche, geordnete Ent— 
wickelung unſerer ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe gewähren, 
und noch weit weniger iſt eine Zuverſicht geſtattet, welche die zur Zeit 
herrſchende Gleichgültigkeit und Sorgloſigkeit rechtfertigen könnte. Wenn 
nicht alle Zeichen der Zeit trügen, ſo gehen wir ſehr gewaltſamen „Aus— 
einanderſetzungen“ entgegen und dieſe zu verhüten, ihre Urſachen mög— 
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lichſt zu beſeitigen, darin erblicken wir unſere erjte und größte Aufgabe. 
Auch nur von dieſen Geſichtspunkten aus ſollen die Interpellationen an 
den Herrn Reichskanzler aufgefaßt und beurtheilt werden.“ 

„Erinnert dieſe Sprache an einen „Pamphlet“-Schreiber? Wird nicht 
jeder Menſch, der ein „ehrliches“ Urtheil abgeben will, ſich ſagen müſſen: 
die „Poſt“ hat verleumdet? ſie mußte die Unwahrheit ſchreiben, um 
die Broſchüre ein Pamphlet zu nennen? Ich verwahre mich ganz ent- 
ſchieden davor, ein Pamphlet gegen den Herrn Kanzler geſchrieben zu 
haben und wenn die „Poſt“ meine Broſchüre ſo nennt, ſo fehlt ihr das 
nöthige Auffaſſungsvermögen für ganz einfache Begriffe oder ſie ſagt 
mit Bewußtſein Unwahrheiten. — 

„Die zweite Schlinge, in welche das Organ der „Berufs“ -Gouver— 
nementalen geſchlüpft iſt, betrifft die Bemerkung, welche es in Hinſicht 
der Kaiſerlichen Botſchaft machen zu müſſen glaubte. Die „Poſt“ ſagt: 
„ich hätte den Kanzler in direkten Gegenſatz zur Kaiſerlichen Botſchaft 
geſetzt und doch habe er einen Antheil an ihr, er habe ſie contraſignirt 
und endlich an dem Werk der ſocialen Reform mehr als alle Parteien 
zuſammen gethan.“ 

„Welche Logik? welch naiver Unſinn? Wenn der Kanzler die Bot— 
ſchaft contraſignirt hat, ſo iſt das ein Act für ſich geweſen, es war 
nur der Anfang der That, es war der Willens ausdruck: 
ſociale Reformen zur Durchführung zu bringen. 

„Was aber die Behandlungen der Fragen betrifft, aus deren Löſung 
die ſocialen Reformen hervorgehen ſollen, ſo haben wir eben hier Er— 
lebniſſe zu regiſtriren, auf deren Grund wir zu allen Vorwürfen berechtigt 
ſind, die wir gegenüber dem Fürſten Bismarck erheben. Will ſich die 
„Poſt“ nicht zufrieden geben, ſo werde ich ſehr beſtimmte direkte Fragen 
ſtellen und dann eine Bilance ziehen, welche ſie nicht umſtoßen wird. 
Wir können Niemand zwingen, für durchgreifende ſociale und wirth- 
ſchaftliche Reformen, welche geeignet ſind die Uebel zu beſeitigen, die von 
der „Poſt“ lange genug geleugnet worden ſind, einzutreten, was wir 
aber können, das iſt, daß wir Allen die Larven herunterreißen, welche 
die Situation abſichtlich verwirren, und aus Kurzſichtigkeit oder ſchnödem 
Egoismus mit den gedachten Reformen nur Humbug treiben wollen. 
Um wieder auf den Fürſten Bismarck zu kommen, von dem wir hier 
nicht geſprochen haben, was namentlich der „Poſt“ gegenüber aus- 
drücklich betont ſein ſoll, ſo können wir die Bemerkung über den Nachlaß 
der Begeiſterung des Herrn Kanzlers für die ſocialen Reformen nicht 
unterdrücken. Je länger man den Fürſten Bismarck bei der „Arbeit“ 
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der ſocialen Reformen beobachtet, je beſtimmter werden die Eindrücke, 
daß ſein Elan für ſie ſehr abgenommen hat und er ſie jetzt vielleicht 
nicht mehr proklamiren laſſen würde. Mag dem nun ſein wie ihm wolle, 
jo kann ich mich doch auch nicht ganz dem Eindrücke entziehen, als wäre 
der Herr Kanzler durch die Emphaſe, mit welcher die Gouvernementalen 
sans phrase vor Jahren die „Bismarckiſchen ſocialen Reformen“ anfiin= 


digten und behandelten, etwas „feſtgenagelt“ worden, was bei einem « 


Manne, der erſt neulich wieder im Reichstage mit großer Lebhaftigkeit 
von dem Wechſeln der Standpunkte ſprach und neue Ueberraſchungen 
gar nicht in Abrede ſtellte, immerhin als etwas unbequem empfunden 
werden dürfte. Ich fürchte immer, daß der Herr Kanzler durch „ſeine“ 
Colonial-Politik „ſeine“ ſocialen Reformen zu ſehr in den Schatten 
ſtellen wird. Wer hinderte ihn überhaupt die Jahre hindurch die kaiſer— 
liche Botſchaft mehr zu fructificicen, als es geſchehen ijt? Wie es aber 
den Anſchein hat, will der Herr Kanzler ſie in concreter Weiſe gar nicht 
fructificiren, denn ſonſt hätte er die an der Wand bereits zerdrückten 
Nationalliberalen nicht durch ſeinen Odem neu belebt. 

„Die Contraſignirung der kaiſerl. Botſchaft und deren Uebertragung 
in das praktiſche Leben, ſomit die Art und Weiſe ihrer Verwirklichung, 
iſt für alle Leute, die außerhalb der Gedankenkreiſe der „Poſt“ ſtehen, 
doch nicht ein und dasſelbe. Wenn das logische Organ der „Berufs“ 
Gouvernementalen dann noch ſagt: „der Kanzler hätte an dem Werke 
der ſocialen Reform mehr als alle Parteien zuſammen gethan,“ fo ift 
dieſe Behauptung ſo entſetzlich albern, daß man ſich zu ſehr degradiren 
müßte, um hier noch ferner mit der „Poſt“ ſtreiten zu können; ihr 
Standpunkt iſt hier zu tief unter dem Niveau einer möglichen Diskuſſion. 

„Wenn freilich alle anderen Parteien in Allem den „Berufs“-Gouver— 
nementalen glichen, dann allerdings hätte der Herr Kanzler „mehr“, 
als alle Parteien zuſammen an dem Werke der ſocialen Reformen gethan. 

„Wenn die „Poſt“ mich ferner zu den „Schwarmgeiſtern“ rechnet, 


fo hat das Organ des „ſeichteſten“ Opportunismus hierdurch abermals‘ 


bewieſen, daß ſein Wiſſen ſich nicht über die Höhe des Inhalts eines 
ganz einſeitigen Converſations-Lexikons erhebt. 

„Die „Poſt“ rechtfertigt immer mehr den Eindruck: daß ſie am 
liebſten von dem ſpricht, was ſie nicht verſteht und nicht kennt. 

„Was ich als „Schwarmgeiſt“ mit meinen Freunden ſeit dem Jahre 
1876 verlange, hat während dieſer Zeit theils Geſetzes-Kraft erlangt, 
theils beſchäftigt man ſich mit dieſen Poſtulaten in den geſetzgebenden 
Körpern und im Bundesrathe, und was unſere weiteren Verlangen betrifft, 
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jo werden fie in nicht gar langer Zeit auch von Streifen in Er— 
wägung gezogen werden, in welchen die „Poſt“ ganz ſicher keine „Schwarm— 
geiſter“ erblicken wird. Meine Worte: „Entweder durchgreifende ſociale 
und wirthſchaftliche Reformen oder die ſociale Revolution,“ ſcheinen dem 
feuilletoniſtiſchen Geiſte dieſes Blattes eben unverſtändlich zu fein. — 
„Was nun die weitere Meinung der „Poſt“ betrifft: ich ginge mit 
»Jejuitex und Socialdemokraten Arm in Arm, jo jet erwidert, daß ich es 


nur als eine Ehre betrachten würde, mit Jeſuiten Arm in Arm zu gehen, 


mit Leuten, welche „thurmhoch“ über der „Poſt“ und ihren Hintermännern 
ſtehen, mit Leuten, denen kein Opfer zu hart iſt, das ſie ihrer Ueber 
zeugung und ihrem Glauben zu bringen haben und deren Verſchulden 
darin beſteht, daß ſie geſcheidter als ihre fanatiſchen Verfolger ſind. In 
der Schule der Jeſuiten lernt man ganz beſonders die Gedanken 
auch aus denken, eine Praxis, welche im allgemeinen genommen, in 
der heutigen Zeit immer weniger beobachtet wird. 

„Was nun noch die Socialdemokraten anbelangt, ſo ſollte die „Poſt“ 
ſich hier ganz beſonders porſichtig ausdrücken, denn es ſcheint mir auf 
Grund bekannter Thatſachen denn doch ſehr gewagt, durch derlei Redens— 
arten auf eine gute Cenſur zu hoffen. Ganz flüchtig ſei nur bemerkt, 
daß nicht ich den Polizei-Präſidenten von Magdeburg erklären ließ: es 
wären zehn Socialdemokraten angenehmer, als wie ein „Deutſchfrei— 
ſinniger“, daß nicht ich nach Frankfurt telegraphirte: „Lieber Sabor als 
Sonnemann“, und daß nicht ich, ſondern der Herr Kanzler im Reichs— 
tage erklärte: „er ſtände den Socialdemokraten gar nicht ſo feindlich 
gegenüber“, daß aber auch nicht mir, ſondern dem Fürſten Bismarck 
der officielle „Dank“ der Socialdemokratie durch Herrn v. Vollmar 
ausgedrückt worden iſt, und wieder nicht ich, ſondern der Vize-Präſident 


des preuß. Staats-Miniſteriums, Miniſter v. Puttkamer, in der letzten 


Legislatur-Periode des Reichstages den „geſunden“ Kern der Social 
demokratie officiell anerkannt hatte. Zum Schluſſe fol nur noch 
bemerkt werden, daß ich alle Stellen, die ich gegen die „Gouvernementalen 
sans phrase“ geſchrieben, für die „Poſt“ als unterſtrichen betrachtet 
wiſſen möchte. 

Freiherr v. Fechenbach-Lauden bach. 
Dresden, den 22. Februar 1885.“ 


— 


Schlußwort. 


Wer meine Broſchüre: „Gouvernemental“ und „Cönſervativ“ c. 
geleſen, wird Kenntniß von der äußerſt mißlichen Lage genommen haben, 
die mir innerhalb der conſervativen Partei durch die Veränderlichkeit des 
Fürſten Bismarck und die Schwäche der Conſervativen bereitet wurde. 

Als im Jahre 1882 die Lockrufe für die Bildung einer Mittel 
oder Miſchmaſch-Partei erſchollen, fing es innerhalb der conjervativen 
Partei auch ſofort zu gähren an; aber der Glaube an die Nothwendig— 
keit der Durchführung der ſocialen und wirthſchaftlichen Reformen, ſowie 
die Ueberzeugung, daß die Beendigung des Kulturkampfes und der Friede 
mit den Katholiken und ihrer Kirche zu den Poſtulaten der Conſervativen 
gehörten, waren noch ſo ſtark, daß die Lockrufe zur Bildung einer Mittel— 
partei, die man ſich in vielfacher Beziehung nur im Gegenſatze zur con 
ſervativen Partei denken konnte, ohnmächtig verhallen mußten. Immerhin 
wiſſen die Führer der Conſervativen und überhaupt Alle, welche einen 
thätigen Antheil an der Partei-Politik genommen, daß es nicht an Elementen 
fehlte, die ſofort zu Gunſten einer Mittelpartei die conſervativen Reihen 
verlaſſen hätten. Wir waren Alle einig darüber, daß der Herr Kanzler 
nur deutlich zu winken brauche, um jene „ſtrebenden“ Elemente augen— 
blicklich für den Abmarſch zu beſtimmen. Da kamen die ſchönen, lichte 
vollen Tage von „Heidelberg“, und es wurde ſofort lebendig im Lager 
der Conſervativen. Die nationalliberalen Organe ſchwärmten von den 
„neuen Idealen“ ihrer Partei, worunter ſie merkwürdiger Weiſe „Ideen“ 
verſtanden, welche die Conſervativen von den Social-Conſervativen über— 
nommen hatten und mit dem Centrum ſeit Jahren ſchon in und außer 
den geſetzgebenden Körpern vertraten. Die ganze gouvernementale Preſſe, 
ihr voraus die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, plaidirte für die 
Mittelpartei und rieth den Conſervativen .... Enthaltſamkeit. Die 
gouvernementalen Rathſchläge gingen ſelbſt ſoweit, daß den Conſervativen 
nahe gelegt wurde, bei den kommenden Reichstagswahlen gleich im erſten 
Wahlgange für die Nationalliberalen zu ſtimmen, und zwar ſelbſt in 
Kreiſen, wo ſie ſicher waren, über mehr Stimmen zu verfügen, als wie 
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dieſe. „Kreuzzeitung“ und „Reichsbote“ wehrten fic) noch tapfer und 
drangen darauf, im erſten Wahlgange unbedingt nur einen Conſervativen 
zu wählen, dann aber zu ſehen, welche Partei-Conſtellationen ſich ergeben 
würden. Alle Anſtrengungen der wirklichen, der überzeugungstreuen 
Conſervativen vermochten jedoch nicht, jene „ſtrebenden“ Elemente aufzu— 
halten, die denn auch mit fliegenden Fahnen und Sack und Pack in das 
Lager der Miſchmaſchler zogen, eifrigſt bemüht, für die Nationalliberalen 
zu wirken, welche wieder „ganz modern“ geworden ſeien. Es entwickelten 
ſich geradezu widerliche, ja ſelbſt ganz abſcheuliche Bilder; innerhalb der 
conſervativen Partei ſchien die Luft ſehr gereinigt zu ſein; die „Intelli— 
genzen“, die uns Fürſt Bismarck durch ſeine „Bekehrung“ von anno 1878 
gebracht, ſie zogen auch wieder mit ihm ab; die, welche nicht oft und 
nicht lang genug die „große“ Bismarck'ſche Socialreform beſingen konnten, 
gerade ſie waren wieder die Erſten, welche ihr Hinderniſſe bereiteten 
und mit aller Macht an dem Nagel zogen, durch welchen ſich der Herr 
Kanzler mit wuchtigen Schlägen ſelbſt angenagelt hatte. Bei dieſem 
Unternehmen verließen ſie aber die Kräfte, denn Fürſt Bismarck iſt und 
bleibt an „ſeinen“ ſocialen Reformen jo lange angenagelt, bis er ſeine 
feierlichen Worte, die er vor der ganzen Nation wiederholt gab, eingelöſt, 
und bis er der Kaiſerlichen Botſchaft entſprochen hat, von welcher ſich 
der Kanzler in Betreff der Handwerker — und Arbeiterfrage, ſowie in 
Bezug auf die chriſtliche Gonntagsheiliqung*) am weiteſten entfernte. 
Die „ſtrebenden“ Elemente mögen an ihrem Kanzler reißen, ſo lange 
und ſo ſtark ſie wollen, ſie bringen ihn hier doch nicht los. — 
Inzwiſchen wirkte der unter einer ganz falſchen Flagge geſammelte 
ſogenannte ,confervative Preßfond“, gegen welchen feiner Zeit „Kreuz— 
zeitung“ und „Reichsbote“ ſich ſehr beſtimmt verwahrten, und der für 
die wirklich conſervative Preſſe in Kiſten mit doppelten Schlöſſern lag, 
ſehr merklich. Man hatte zur Zeit ſeiner Entſtehung die Naivetät, 
auch mich zur Theilnahme aufzufordern, und glaubte, durch die Mit— 
theilung beſonders zu reizen, daß auch „er“ 50,000 M.“) dazu gegeben. 
ANA wies ich dieſes Verlangen ab, wie denn jo manche 


) Geheimrath Lohmann erklärte in der Commiſſion: der Herr Reichskanzler 
habe die Sonntagsruhe „nur“ vergeſſen, zurückgeſetzt ſei ſie nicht. Als aber Fürſt 
Bismarck ſelbſt auf ſie zu ſprechen kam, erfuhr man deutlich genug, welche Bedeutung 
man dieſer „Entſchuldigung“ beizulegen habe. Inzwiſchen haben auch die vom Herrn 
Kanzler interpellirten Arbeiter geantwortet und ſich für die Sonntagsruhe ausge— 
ſprochen, ebenſo die Berliner Commis und Handlungsdiener. 

**) woraus? 
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andere auch; aber leider gab ich immer noch viel zu viel für Zwecke, 
welche oft nur fingirt waren oder merkwürdige Wandlungen erfuhren. 
Kurzum! ich konnte eine große Veränderung an gerade nicht wenigen 
Organen der conſervativen Preſſe wahrnehmen, und bieten meine Mappen 
manche recht intereſſante Erklärungen und Entſchuldigungen. War im 
Anfange und im erſten Verlaufe der „Heidelberger“ Aera nur die „leichte“ 
Waare flüſſig geworden, ſo fing es doch ſpäter, und namentlich zur 
Zeit der Reichstags- und Landtags-Verhandlungen auch bei der „ſchweren“ 
ſehr merklich zu gähren an, obgleich die Urſachen — was ich offen und 
rückhaltslos bezeuge — ganz andere waren, als ſie den „ſtrebenden“ 
Elementen zu Grunde lagen. Während dieſe überhaupt weder Glauben 
noch Treue haben und ſich nur von ihrem perſönlichen Vortheil beſtimmen 
laſſen, fiel es jenen ſehr ſchwer, zu der Schwenkung des Herrn Fürſten 
Bismarck freundliche Geſichter zu machen. Die Angſt, nun ſtatt der 
Nationalliberalen an die Wand gedrückt zu werden, oder in den entſetz— 
lichen Verdacht zu kommen, dem Centrum Heeresfolge zu leiſten, das 
waren die Gründe der „ſtarken“ Conſervativen, als ſie dem Herrn Kanzler 
mit einem erzwungenen Lächeln begegneten und die Windthorſt'ſchen An- 
träge, denen ſie noch im vorigen Jahre zugeſtimmt hatten, verwarfen. 
Theils ganz dieſelben, theils ähnliche Motive dienten den Conſervativen 
des Reichs- und Landtages als Baſis ihres Verhaltens während der 
ganzen Dauer der Verhandlungen. Ihr Leitſtern blieb Fürſt Bismarck, 
trotz der Schwenkung, die er vom Jahre 1882 an unternommen; ſie 
fügten ſich ihm, obgleich ſie genau wiſſen, daß der Kanzler ſie geſchwächt 
hat, daß er ſie als ſelbſtſtändige Partei ruiniren will und ihren Ele— 
menten auf dem Schachbrette ſeiner Politik nur nach ſeinem Ermeſſen 
Bewegung erlaubt. Eine ſolche Selbſtverleugnung wäre ſchön, edel, 
bewunderungswürdig und im hohen Grade patriotiſch, wenn ihr Zweck 
in der Erreichung großer Ziele läge, wenn er der Wohlfahrt und Sicherheit 
des Vaterlandes entſpräche, wenn es ſich bei ihm um die Macht nach 
Außen und um die Ruhe und den Frieden im Innern handelte, wenn 
er in der Fruktificirung der großen kaiſerlichen Botſchaft läge. Wenn 
es ſich um ſolche Ziele handelt, und die Regierung ſich anſchickt, ſie offen 
und beſtimmt zu verfolgen, ſo wäre eine Oppoſition gegen ſie gerade ſo 
verwerflich, als ſie im entgegengeſetzten Falle natürlich und nothwendig iſt. 
Eine Oppoſition gegen die eigene Lahmlegung zu perhorresciren, obgleich 
man doch weiß, daß man ſeine Prinzipien zur Zeit nur durch eine 
Oppoſition vertreten kann, das ſollte doch am allerwenigſten im „poli— 
tiſchen“ Leben möglich ſein. Schon dieſe Reflexion allein müßte den 
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„Deutſch“-Conſervativen klar machen, wohin fie gekommen und was fic 
geworden ſind. Eine Partei, die ihre Enthaltſamkeit und Selbſtverleug— 
nung bis auf dieſe Linie erweitern kann, hört ganz von ſelbſt auf, noch 
eine ſelbſtſtändige politiſche Partei zu ſein. Sie vertritt und bekämpft 
nur nach den Befehlen der Regierung. — — — — — 

Und jo ſehen wir denn auch, wie die „Deutſch“-Conſervativen mit 
dem Fürſten Bismarck centrumsfreundlich und centrumsfeindlich, wie ſie 
energiſche oder gemäßigte Social-Reformer ſind, und wie ſie bei allen 
anderen Fragen, ſelbſt wenn dieſe für ſie noch ſehr Prinzipienfragen 
darſtellen, ſich nur nach den Wünſchen des Herrn Kanzlers richten, gleich 
den „guten alten Türken“, welche ihre Ergebenheit durch Selbſtaufknüpfung 
mittelſt der ihnen zugeſandten ſeidenen Schnur beweiſen. Daß eine ſolche 
Partei ganz außerordentlich elaſtiſch iſt, daß in ihrem Buſen alle mög— 
lichen Partei-Embryone ſchlummern, welche nur die Strahlen der „mäch— 
tigen Sonne“ bedürfen, um ſich ſofort zu entwickeln, das wird niemand 
beſtreiten wollen; aber ebenſo ſicher iſt: daß eine ſolche Partei ſich auch 
nicht in der Lage befindet, frei, offen und beſtimmt die Intereſſen der— 
jenigen Volkstheile zu vertreten, von welchen ſie ihre Mandate erhielt. 
Wenn die „Deutſch“-Conſervativen fortfahren, nur Gouvernementale 
sans phrase ſein zu wollen, ohne daß jie dabei ein unehrliches, unwür— 
diges Spiel beabſichtigen und ſich Bauernfängerei zu Schulden kommen 
laſſen wollen, was ich bei ihnen auf keinen Fall vorausſetze, ſo 
müſſen ſie auch ſoviel moraliſchen Muth haben, um officiell das zu 
ſein, was ſie in Wirklichkeit ſind. Wenn ſie ohne Maske vor das 
Volk treten, wenn ſie ehrlich und offen ſein wollen, dann müſſen 
ſie, wie es ein ehrlicher Landrath aus der Provinz Sachſen bereits 
gethan hat, ihren Wählern kurz und bündig erklären: „daß ihr Pro- 
gramm auf dem Fürſten Bismarck beruhe, daß ſie nur verſprechen 
könnten, ihn in allen ſeinen Wünſchen zu unterſtützen.“ Mehr! können 
ſie gar nicht verſprechen, denn bekanntermaßen verſpricht nur der Schelm 
mehr, als er halten kann. Geben die „Deutſch“Conſervativen als 
Gouvernementale sans phrase dieſe Erklärung ab, ſo haben ſie offen 
und ehrlich, ja ſelbſt muthvoll gehandelt und ſetzen ſich nicht der 
Gefahr aus, daß man ſie eines falſchen Spieles beſchuldigt, und ihnen 
dasſelbe zugleich auch nachweiſt. Was dann noch ihre politiſche Eigen— 
ſchaft als Gouvernementale sans phrase betrifft, ſo mag das ganz „ihre“ 
Sache ſein, und ſind wir die Letzten, welche über Geſchmacksrichtungen 
Nergeleien treiben. Finden ſich unter den Wählern dann immer noch 
Leute, welche „nur“ das wollen, was Fürſt Bismarck will, ſo iſt auch 
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hierüber nichts weiter zu jagen, und haben fie dann vollſtändig Recht, 
wenn fic Gouvernementale sans phrase wählen. Wir verlangen nur 
klare Situationen und gehen deshalb gegen die Bauernfänger vor, wo 
und wann wir ſie finden. 

Die Situationen, in welche die „Deutſch“-Conſervativen gerathen, 
ohne daß ſie offen ihr Bekenntniß als Gouvernementale ablegen, ſind 
ſo peinlicher Art, daß nur ihre ärgſten Feinde ſie von demſelben abhalten 
können. Ihre Lagen, welche aus einer „Ergebenheit“ reſultiren, wie 
die ihrige dem Fürſten Bismarck gegenüber iſt, führen ſie zu Wider 
ſprüchen, die jedenfalls innerhalb ihrer Reihen ſchmerzlich empfunden 
werden. So mag es ſicher nicht für alle „Deutſch“-Conſervativen leicht 
geweſen ſein, ſich durch eine Abſtimmung in direkten Gegenſatz zu einer 
königlichen Verordnung zu ſetzen, die an demſelben Tage wieder in 
Erinnerung gebracht wurde, als die betreffende Abſtimmung erfolgte. 
Nicht minder muß es peinlich geweſen ſein, Anträge zu 
verwerfen, denen man im vorigen Jahre freudig zuge 
ſtimmt hatte, und einen Antrag ohne die nöthige Unter- 
ſtützung zu laſſen, der früher aus den eigenen Reihen ge— 
ſtellt worden ift. — — — — - — 

Wenn es nun auch immer noch innerhalb der „deutſch“-conſer⸗ 
vativen Partei nicht an Männern fehlt, die theils ihre innere Unab— 
hängigkeit, dann dieſe und die äußere wahren, ſo ſind ſie leider derart 
in der Minderzahl, daß ſie gegenwärtig in der „praktiſchen“ Politik nicht 
mehr zur Geltung kommen. Sie reiben ſich auf, ſehen die Unmöglichkeit 
ein: unter den herrſchenden Conjunkturen eine ſelbſtſtändige, unabhängige, 
conſervative Politik zu lansiren, und treten deshalb lieber zurück oder 
in diejenige Partei ein, welche die politiſche Erbſchaft der freien, unab— 
hängigen conſervativen Partei in nicht gerade wenigen, und gerade in 
den Haupt⸗Punkten bereits angetreten hat. — — — — — — 

Fürſt Bismarck hat die conſervative Partei zwar nicht an die 
Wand gedrückt, aber er hat ſie ruinirt. 

Es gibt ſeit der neuen Schwenkung des Kanzlers keine „abſolut“ 
conſervative Partei mehr; ſeinem Abſolutismus gegenüber haben die 
Conſervativen „als Partei“ abgedankt; was wir unter dem Namen „con— 
ſervative Partei“ vor uns ſehen, iſt eine politiſche Vereinigung, die nur 
mit und durch den Kanzler „conjervativ“ ijt, aljo nur dann und inſoweit, 
als er conſervative Emanationen gebrauchen kann, die ſeine Cirkel nicht 
Om. te i 

Mit anderen Worten gejagt: die Mehrzahl der „Deutſch“Conſer⸗ 
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vativen ijt leider wirklich gouvernemental geworden, fie lauft dem Kanzler 
nach, wohin er ſie führt; ſie beſteht aus Figuren „ſeines“ Schachbrettes. 


Meine vorige Broſchüre war der letzte Kampf, den ich als „Mit— 
glied“ der conſervativen Partei gegen die Gouvernementalen unternahm; 
es war der letzte Verſuch, die Conſervativen zu ſammeln und ſie als 
eine abſolut ſelbſtſtändige, unabhängige Partei in die politiſchen Kämpfe, 
und wenn es ſein mußte, auch gegen den Herrn Kanzler zu führen. — 

Obgleich ich nun nicht wenige Zuſtimmungs- und Anerkennungs- 
ſchreiben erhielt, mir auch die Freude zu Theil wurde, ſo manchem alten, 
treuen Gefährten in vollſter Uebereinſtimmung die Hände drücken zu 
können, ſo bleibt doch die traurige Thatſache: daß die Conſervativen zur 
Zeit als ſelbſtſtändige, unabhängige Partei vom politiſchen Schauplatze 
abgetreten ſind, weil ſie ſich vom Fürſten Bismarck ruiniren 
ließen, deſſen ungeachtet fortbeſtehen. 

Aus dieſen Gründen ſehe ich mich nach langer und reiflicher Ueber— 
legung zu nachſtehender Erklärung veranlaßt: 


Erklärung. 


Wer die Entwickelung der politiſchen, religibſen, ſocialen und volks— 
wirthſchaftlichen Fragen im Reiche und in Preußen in den letzten Jahren 
aufmerkſam verfolgt hat und zugleich die Stellungnahme der einzelnen 
Parteien im Reichs- und preußiſchen Landtage zu dieſen Fragen unpar— 
teiiſch zu würdigen beſtrebt war, wird es begreiflich finden, daß jeder 
katholiſche Politiker, der mit innerer und äußerer Unabhängigkeit am 
öffentlichen Leben betheiligt ſein kann und will, ſich gedrängt fühlen 
muß, der Centrums-Partei beizutreten. Muß ſchon jeder gläubige Chriſt 
und wahrhaft Conſervative es einräumen, daß die Grundſätze des Chriſten— 
thums und die Rechte der anerkannten chriſtlichen Confeſſionen nur im 
Schooße des Centrums ihre volle Würdigung finden, daß die Funda— 
mente des monarchiſchen Staates, die legitimen Rechte der Fürſten ſowohl, 
als deren Treue in Feſthaltung der den Völkern in Bezug auf Religion, 
Sprache und Sitten gegebenen Garantien nur noch vom Centrum voll 
und ganz geſchützt werden, ſo muß umſomehr der Katholik es ſich ſagen, 
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daß er unter den zur Zeit herrſchenden Umſtänden außerhalb des 
Centrums es ebenſo wenig vermag, für die Rechte ſeiner Kirche zu 
wirken, als die ſocialen und wirthſchaftlichen Reformen, die ja auch 
nicht in Loslöſung vom Chriſtenthume gedacht werden können, zu fördern. 
Dazu kommt, daß in Folge vielfacher proteſtantiſcher Aſpirationen es 
für die Katholiken zur Gewiſſenspflicht und Ehrenſache geworden iſt, 
ſich zu ſammeln und zu einigen. Wollen, wie es leider immer ſicht— 
licher hervortritt, die Proteſtanten im Reiche zwiſchen ſich und den 
Katholiken auch „politiſche“ Gegenſätze markiren, fo haben wir da- 
durch zu antworten, daß wir uns erſt recht bei allen Gelegenheiten als 
Katholiken fühlen und bemerkbar machen. — — — — — — 

Der praktiſche Ausdruck eines ſolchen Willens und Handelns kann 
aber nur in einer gemeinſamen Thätigkeit gefunden werden, und dieſe 


wird am beſten und ſicherſten durch die Partei-Organiſation beſtimmt 
und geleitet. — — 


Wie die Dinge gegenwärtig liegen, kann es keinen Katholiken, 
wenn er am öffentlichen Leben ſich betheiligen will, außerhalb des 
Centrums geben, mag er nun ſeine Thätigkeit für dieſe Partei im 
Parlamente, in der Preſſe oder im ſonſtigen Vereinsleben zur Geltung 
bringen. - 
Deshalb erkläre ih auch hier öffentlich, daß ich von 
jetzt ab dem Centrum angehören werde und mich rückhalt— 
los in den Dienſt einer Partei ftelle, die ahlein noch den 
Muth hat, geſchloſſen und conſequent die religiöſen und 
conſervativen Prinzipien gegen die Revolution von Oben 
und Unten zu vertheidigen. 


Laudenbach, den 14. Juni 1885. 


q 


Inhalt. 


Seite f 
air EA ee — 
| 
I. Ab ſchnitt. ; 
An die Adreſſe der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ und ihrer Hinter- 
männer ? ; 2 E 5 5 3 ‘ 5 x A ; 5 
II. Abſchnitt. 
Die Declaranten der fünfziger und ſiebziger Jahre ż ` > W Ree MRO 
III. Abſchnitt. 
Die Kritik der „Poſt“ und meine Antwort . : ; k 8 ; . 49 
Shlufwort 59 
j 
nn AS A a AN 
ó | 
; 


Biblioteka Główna 


I KK i 
52336210 


e. 
PA 


teka Glöwna UMK 


ii 00 0 


300052 


